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A. [image: ]Erstattungsberechtigte Personen (§ 1 JVEG)

1. [bookmark: _TOC_250039]Anspruchsberechtigte Personen

1.1 [bookmark: _TOC_250038]Übersicht

§ 1 Abs. 1 S. 1 JVEG bestimmt, welchen Personen ein Erstattungsanspruch nach dem JVEG zusteht. Im Einzelnen sind danach anspruchsberechtigt:

· Sachverständige,
· Dolmetscher und Übersetzer,
· Zeugen, sachverständige Zeugen,
· ehrenamtliche Richter,
· 	Vertrauenspersonen in den Ausschüssen zur Wahl der Schöffen und die Vertrauensleute in den Ausschüssen zur Wahl der ehrenamtlichen Richter bei den Gerichten der Verwaltungs- und der Finanzgerichtsbarkeit, denn sie werden wie ehrenamtliche Richter entschädigt (§ 1 Abs. 4 JVEG),
· herangezogene Dritte nach § 23 JVEG.

Eine Vergütung oder Entschädigung wird diesen Berechtigten nur nach dem JVEG gezahlt (§ 1 Abs. 1 S. 2 JVEG). Andere Gebührenordnungen können nicht angewendet werden (z. B. Honorarordnungen für Ingenieure, Architekten, Gebührenordnungen anderer Behörden etc.).

Besonderheiten bestehen in Jugendstrafsachen wegen § 50 Abs. 2 JGG. Danach soll auch die Ladung des gesetzlichen Vertreters angeordnet werden, für den die Regelungen des JVEG über die Zeugenentschädigung entsprechend gelten, sodass er einen direkten Erstattungsanspruch gegenüber dem Gericht besitzt. Keinen Erstattungsanspruch besteht jedoch für den Ehegattenbeistand nach § 149 StPO.

In sozialgerichtlichen Verfahren ist § 191 SGG zu beachten. Danach sind den Beteiligten auf Antrag bare Auslagen und Zeitversäumnis bzw. Verdienstausfall wie einem Zeugen zu entschädigen, wenn ihr persönliches Erscheinen angeordnet ist oder der Beteiligte ohne Anordnung erscheint und das Gericht das Erscheinen für geboten hält. Auch hier besteht ein unmittelbarer Erstattungsanspruch gegenüber dem ladenden Gericht.


1.2 [bookmark: _TOC_250037]Zeugen

Das Gericht kann Beweis durch die Zeugenvernehmung erheben. Der Zeugenbeweis ist sowohl in der Zivil- als auch in der Strafprozessordnung vorgesehen (§§ 373 ff. ZPO, §§ 48 ff. StPO). Auch im Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist der Beweis durch Zeugen vorgesehen (§ 30 Abs. 1 FamFG).

Neben den Verfahren der ordentlichen Gerichtsbarkeit ist die Beweiserhebung durch Zeugen auch in den Verfahren der Fachgerichtsbarkeiten zulässig:

· Arbeitsgerichtsbarkeit (z. B. § 46 Abs. 2, § 64 Abs. 6, § 72 Abs. 5, § 80 Abs. 2 ArbGG),
· Finanzgerichtsbarkeit (§ 81 FGO),
· Sozialgerichtsbarkeit (§118 SGG),
· Verwaltungsgerichtsbarkeit (§ 96 VwGO).

Der Zeuge ist eine Person, die über von ihr wahrgenommene Tatsachen vernommen wird, der Zeuge ist deshalb nicht austauschbar. Die Partei, der Beschuldigte oder ein Verfahrensbeteiligter kann nicht Zeuge sein.
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[image: ]Jeder hat die staatsbürgerliche Pflicht als Zeuge auszusagen. Es besteht eine öffentlich- rechtliche Zeugnispflicht. Der Zeuge hat deshalb der Ladung des Gerichts Folge zu leisten. Leistet der Zeuge keine Folge, kann sich das Gericht bestimmter Ordnungsmittel bedienen. Dazu gehören beispielsweise die Verhängung von Ordnungsgeldern oder die zwangsweise Vorführung des Zeugen. In bestimmten Fällen sehen die Gesetze jedoch auch die Möglichkeit des Zeugnisverweigerungsrechts vor.


1.3 [bookmark: _TOC_250036]Sachverständige

Der Sachverständige ist eine Person, welche aufgrund ihrer besonderen Sachkenntnis für das Gericht Tatsachen und Erfahrungen beurteilen oder feststellen soll. Im Gegensatz zu einem Zeugen ist der Sachverständige austauschbar, da er nicht „eigene Wahrnehmungen“ schildern muss.

Ein als sachverständiger Zeuge herangezogener Sachverständiger, ist deshalb wie ein Zeuge zu entschädigen, da auch er nicht austauschbar in diesem Sinne ist, denn auch er muss eigene Wahrnehmungen schildern, die er jedoch nur aufgrund seiner besonderen Fachkenntnis wahrnehmen konnte. Er bleibt aber dennoch ein herangezogener Zeuge.

Der Beweis durch Sachverständige ist ebenfalls in jeder Verfahrensart möglich, die Zivil- und die Strafprozessordnung sehen ihn vor (§§ 402 ff. ZPO, §§ 72 ff. StPO), er ist ebenfalls im Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit vorgesehen (§ 30 Abs. 1 FamFG). Das gilt auch für die Fachgerichtsbarkeiten, es gelten die unter Zeugen genannten Bestimmungen.

Ein Sachverständiger kann abgelehnt werden. Handelt es sich um einen öffentlich bestellten Sachverständigen, ist er verpflichtet, das Gutachten zu erstatten (§ 407 Abs. 1 ZPO, § 75 Abs. 1 StPO). Die Erstellung des Gutachtens muss jedoch in das Fachgebiet des Sachverständigen fallen. Unter denselben Voraussetzungen wie für Zeugen, steht auch für den Sachverständigen ein Verweigerungsrecht zu (§ 408 ZPO, § 76 StPO).


1.4 [bookmark: _TOC_250035]Persönlicher Erstattungsanspruch


Der Vergütungsanspruch nach § 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 JVEG steht dem Sachverständigen, Dolmetscher oder Übersetzer zu, der durch die heranziehende Stelle beauftragt wurde (§ 1 Abs. 1 S. 2 JVEG). Das gilt auch dann, wenn derjenige der die Leistung erbringt, bei einer Unternehmung beschäftigt ist, durch die heranziehende Stelle jedoch die Unternehmung beauftragt wird. Siehe aber unten Nr. 1.5.3.


1.5 [bookmark: _TOC_250034]Behördengutachten

1.5.1 [bookmark: _TOC_250033]Vergütungsanspruch

Das JVEG findet auch dann Anwendung, wenn Behörden oder sonstige öffentliche Stellen von den in § 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 JVEG genannten Stellen zu Sachverständigenleistungen herangezogen werden (§ 1 Abs. 2 S. 1 JVEG). Die Behörde kann deshalb eine Vergütung nur nach dem JVEG, nicht nach ihrer eigenen Gebührenordnung geltend machen. Ob es nach Übersendung der Kostenrechnung auch tatsächlich zu einer Zahlung durch die heranziehende Stelle kommt, richtet sich nach haushaltsrechtlichen Bestimmungen.

Auch Behördep, die Gutachten aufgrund ihres Wirkungskreises im Rahmen von Amtshilfe zu erstattenhaben, besitzen einen Vergütungsanspruch nach dem JVEG.
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1.5.2 [bookmark: _TOC_250032][image: ]Auskünfte oder Anhörungen kraft Gesetzes

Behörden, die kraft Gesetzes Auskünfte erteilen oder gesetzlich angehört werden, besitzen keinen Vergütungsanspruch nach dem JVEG. Das gilt z. B. für Jugendämter in den Fällen der
§§ 162, 176, 194, 195, 205, 213 FamFG. Auch die Versorgungsträger, die in Versorgungsausgleichssachen Auskünfte erteilen (§ 220 FamFG) besitzen keinen Erstattungsanspruch nach dem JVEG. Gebührengutachten der Rechtsanwaltskammer sind nach § 14 Abs. 2 RVG kostenfrei zu erteilen.	-------------------------------- -

Ist die Stelle jedoch nicht aufgrund einer gesetzlichen Regelung zur Herausgabe oder Auskunftserteilung verpflichtet, ist sie in den Fällen der Amtsermittlung nach § 26 FamFG wie ein Dritter zu entschädigen (§ 23 Abs. 2 S. 3 JVEG). Das gilt z. B. für Kreditinstitute, die in Kindschaftssachen Angaben an das Gericht weitergeben.


1.5.3 [bookmark: _TOC_250031]Erfüllung von Dienstaufgaben

Die Vergütung steht im Regelfall der Behörde selbst zu. § 1 Abs. 2 S. 2 JVEG bestimmt, dass das JVEG für Angehörige einer Behörde oder einer sonstigen öffentlichen Stelle, die weder Ehrenbeamte noch ehrenamtlich tätig sind, nicht gilt, wenn sie ein Gutachten in Erfüllung ihrer Dienstaufgaben erstatten, vertreten oder erläutern. In diesen Fällen besteht folglich zwar ein Vergütungsanspruch für das Gutachten, er steht aber der Behörde und nicht dem Mitarbeiter persönlich zu.

Ob Dienstaufgaben erfüllt werden, ist nach dem Aufgabenbereich der Behörde und dem Dienstrecht zu beurteilen. Danach liegt eine Dienstaufgabe regelmäßig dann vor, wenn die Tätigkeit dem Sachverständigen aufgrund allgemeiner Regelung, des Geschäftsverteilungs­ plans oder für den Einzelfall zugewiesen ist. Ärzte der Gesundheitsämter, Kriminalbeamte oder Bedienstete der Veterinärämter nehmen regelmäßig Dienstaufgaben war.

Liegt eine Dienstaufgabe vor, besteht auch dann kein persönlicher Erstattungsanspruch, wenn das Gutachten außerhalb der Dienstzeit erstellt wird.

Der Vergütungsanspruch muss durch die herangezogene Behörde geltend gemacht werden. Auch hinsichtlich der Fahrtkosten steht dem Behördenangehörigen, der in Erfüllung seiner Dienstaufgaben tätig wird, kein direkter Erstattungsanspruch zu. Er hat die Fahrtkosten deshalb zunächst gegenüber seiner Behörde geltend zu machen, die ihrerseits wiederum eine Erstattung nach § 5 JVEG verlangen kann.


2. [bookmark: _TOC_250030]Entschädigung und Vergütung von Zeugen und Sachverständigen

Obwohl eine Verpflichtung zur Zeugenaussage besteht, hat der Gesetzgeber einen Ausgleich für den durch die Heranziehung als Zeugen entstehenden Vermögensschaden vorgesehen.

Die herangezogenen Zeugen erhalten eine Entschädigung nach dem JVEG, wenn sie durch eine in § 1 JVEG genannte Stelle herangezogen werden. Ein Zeuge erhält nur die in diesem Gesetz vorgesehene Entschädigung. Sie ist durch die Höchstsätze des JVEG begrenzt, darüber hinausgehende Entschädigungen können durch die heranziehende Stelle nicht gewährt werden. Eine Ausnahme besteht nur für Zeugen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben (§ 19 Abs. 4 JVEG).

Mit der Bezeichnung Entschädigung ist zugleich zum Ausdruck gebracht, dass ein vollständiger Ausgleich der Vermögenseinbußen, also der dem Zeugen durch seine Heranziehung entstandenen Kosten, nicht vorgesehen ist.

11
Hagen Schneider_Zahlung von Entschädigungen und Vergütungen nach dem JVEG (September 2022)

[image: ]Auch die herangezogenen Sachverständigen, Dolmetscher und Übersetzer werden für ihre Tätigkeit nach dem JVEG vergütet, wenn sie durch eine in § 1 JVEG genannte Behörde beauftragt (herangezogen) worden sind.

Die Sachverständigen erhalten eine Vergütung, die im Gegensatz zur Zeugenentschädigung einen Ausgleich für die Vermögenseinbußen schaffen soll. Die zu zahlende Vergütung unterscheidet sich deshalb besonders in ihrer Höhe. Trotzdem ist auch ein herangezogener Sachverständiger, Dolmetscher oder Übersetzer an die Höchstsätze des JVEG gebunden.

Eine Überschreitung der im JVEG vorgesehenen Sätze ist nur unter den Voraussetzungen des § 13 JVEG und dann statthaft, wenn der Sachverständige, Dolmetscher oder Übersetzer, seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat (§ 8 Abs. 4 JVEG).


3. [bookmark: _TOC_250029]Heranziehende Stellen

Das JVEG findet unmittelbar nur Anwendung, wenn die Heranziehung durch eine in § 1 Abs. 1 JVEG genannte Stelle erfolgt. Heranziehende Stellen sind danach:

· Gerichte (ordentliche Gerichtsbarkeit oder Fachgerichtsbarkeit),
· Staatsanwaltschaften,
· Gerichtsvollzieher,
· Finanzbehörden, wenn diese das Ermittlungsverfahren selbst führen,
· Verwaltungsbehörden im Verfahren nach dem OWiG.

Wird ein Anspruchsberechtigter durch die Polizei oder eine andere Strafverfolgungsbehörde herangezogen, so steht dies einer Heranziehung durch die Staatsanwaltschaft, der Finanz­ oder Verwaltungsbehörde gleich, wenn die Heranziehung im Auftrag dieser Behörde oder nach vorheriger Billigung erfolgt ist (§ 1 Abs. 3 S. 1 JVEG).

Erfolgt die Heranziehung durch andere Behörden oder öffentliche Einrichtungen, kann das JVEG nicht unmittelbar angewendet werden, jedoch kann durch andere Gesetze (Bundes­ oder Landesrecht) auf das JVEG verwiesen wird.

In Brandenburg findet das JVEG deshalb auch Anwendung in den Verfahren vor den Verwaltungsbehörden (§ 1 VwVfG BbG i. V. m. §§ 23 Abs. 1, 26 Abs. 3 VwVfG). Das gilt auch dann, wenn die Polizei Zeugen, Sachverständige, Dolmetscher oder Übersetzer heranzieht, aber kein Fall des § 1 Abs. 3 S. 1 JVEG vorliegt. Es besteht dann nur ein Erstattungsanspruch gegenüber der Polizei.

Darüberhinaus wird durch zahlreiche andere Gesetze auf die Regelungen des JVEG verwiesen. So z. B. für die Reisekosten der Prozessparteien in § 91 Abs. 1 S. 2 ZPO oder die Kostenerstattung der freigesprochenen Angeklagten in Strafsachen in § 464a Abs. 2 Nr. 2 StPO.


4. [bookmark: _TOC_250028]Wiedereinziehung der nach dem JVEG gezahlten Beträge

Die nach dem JVEG gezahlten Beträge sind Gerichtskosten und daher als Auslagen nach den Bestimmungen der jeweiligen Kostengesetze von dem Kostenschuldner einzuziehen (Nr. 9005 KV-GKG, Nr. 2005 KV-FamGKG, Nr. 31005 KV-GNotKG).

Die	Beträge	werden	auch	erhoben,	wenn	aus	Gründen	der	Gegenseitigkeit,	der Verwaltungsvereinfachung oder aus vergleichbaren Gründen keine Zahlungen zu leisten sind
12
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[image: ](Anm. Abs. 2 zu Nr. 9005 KV-GKG, Anm. Abs. 1 zu Nr. 2005 KV-FamGKG, Anm. Abs. 1 zu Nr. 31005 KV-GNotKG).

Eine Besonderheit gilt für die an die ehrenamtlichen Richter gezahlten Beträge. Diese dürfen nicht vom Kostenschuldner eingezogen werden (Anm. Abs. 1 zu Nr. 9005 KV-GKG). Soweit aber die Verhandlung außerhalb der Gerichtsstelle stattgefunden hat, können die dadurch entstandenen Mehrkosten (nur diese!) als Auslagen nach Nr. 9006 KV-GKG wieder eingezogen werden. Verdienstausfall und Zeitversäumnis zählen nicht zu dazu, so dass Reise- und Übernachtungskosten erfasst sind, soweit sie nicht aufgrund der gerichtlichen Heranziehung an der Gerichtsstelle ohnehin entstanden wären. Das gilt auch für die ehrenamtlichen Richter bei dem Landwirtschaftsgericht (Anm. Abs. 2 zu Nr. 31005 KV- GNotKG).

Kosten für die Übersetzungen für blinde oder sehbehinderte Personen sowie die gezahlten Auslagen an den Gebärdendolmetscher werden nicht erhoben (Anm. Abs. 3 zu Nr. 9005 KV- GKG, Anm. Abs. 2 zu Nr. 2005 KV-FamGKG, Anm. Abs. 2 zu Nr. 31005 KV-GNotKG). In Straf- und Bußgeldsachen ist wegen der Kosten für Dolmetscher, Übersetzer oder wegen der Rechte von hör- oder sprachbehinderten Personen die Anm. Abs. 4 zu Nr. 9005 KV-GKG zu beachten.

In Verfahren vor den Arbeitsgerichten werden die an herangezogene Dolmetscher oder Übersetzer gezahlten Beträge nicht erhoben, wenn die Partei ein Ausländer oder Staatenloser ist oder im Falle einer ausländischen Partei die Gegenseitigkeit verbürgt ist (Anm. Abs. 5 zu Nr. 9005 KV-GKG).
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B. [bookmark: _TOC_250027][image: ]Rechtzeitige Geltendmachung des Anspruchs (§ 2 JVEG)

1. [bookmark: _TOC_250026]Geltendmachung des Anspruchs

Eine Entschädigung oder Vergütung nach dem JVEG wird nicht von Amts wegen gewährt, sondern nur auf Antrag des Herangezogenen. Der Anspruch muss deshalb bei der heranziehenden Stelle geltend gemacht werden.

Eine Überschreitung des geltend gemachten Betrags durch die Anweisungsstelle ist nicht zulässig, wohl kann sie aber innerhalb des geltend gemachten Anspruchs Positionen austauschen, wenn nur der Gesamtbetrag nicht überschritten wird.


2. [bookmark: _TOC_250025]Form

Eine besondere Form für die Geltendmachung sieht das JVEG nicht vor. Die Geltend­ machung kann daher schriftlich oder mündlich erfolgen. Ein Formularzwang besteht nicht.

Es ist deshalb umstritten, ob der Anspruch bereits zu beziffern ist oder jede Erklärung genügt, aus der sich ergibt, dass eine Entschädigung oder Vergütung beansprucht wird.1 Der Gesetzgeber ist jedoch davon ausgegangen, dass der Anspruch innerhalb der Frist des § 2 Abs. 1 JVEG (siehe unten Nr. 3) zu beziffern ist und hat hierzu ausgeführt (BT-Drucksache 15/1971, S. 178): „Die Frist zur (bezifferten und substantiierten) Geltendmachung des Anspruchs soll gemäß Satz 1 auf drei Monate vereinheitlicht werden.“

Aufgrund der Ausführungen in der Gesetzesbegründung ist deshalb wohl davon auszugehen, dass die Geltendmachung eine Bezifferung voraussetzt. Bei Zeugen, ehrenamtlichen Richtern und Dritten (§ 23 JVEG) hat die Literatur jedoch zu Recht zugebilligt, dass es genügt, wenn der Berechtigte innerhalb der Frist alle zur Berechnung der Entschädigung maßgeblichen Daten mitgeteilt werden.2

Der Antrag auf Entschädigung oder Vergütung kann auch zu Protokoll der Geschäftsstelle erklärt werden.


3. [bookmark: _TOC_250024]Frist für die Geltendmachung

3.1 [bookmark: _TOC_250023]Dreimonatsfrist

Der Anspruch muss binnen drei Monaten bei der heranziehenden Stelle geltend gemacht werden, andernfalls erlischt der Anspruch (§ 2 Abs. 1 S. 1 JVEG). Über das Erlöschen und den Fristbeginn ist der Berechtigte durch die heranziehende Stelle zu belehren.


3.2 [bookmark: _TOC_250022]Beginn der Frist

Die Frist beginnt gemäß § 2 Abs. 1 S. 2 JVEG

1. 	im Fall der schriftlichen Begutachtung oder der Anfertigung einer Übersetzung mit Eingang des Gutachtens oder der Übersetzung bei der Stelle, die den Berechtigten beauftragt hat,
2. im Fall der Vernehmung als Sachverständiger oder Zeuge oder der Zuziehung als

1 Für eine konkrete Bezifferung: OLG Schleswig Rpfleger 2013, 523; OLG München RVGreport 2013, 163; OLG Jena JurBüro 2012, 153; OLG Frankfurt NStZ-RR 2007, 256; a. A. Meyer/Höver/Oberlack,
26. Aufl., § 2 Rn. 2.
2 Binz/Dörndorfer, 3. Aufl., § 2 JVEG Rn. 3.
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[image: ]Dolmetscher mit Beendigung der Vernehmung oder Zuziehung,

3. bei vorzeitiger Beendigung der Heranziehung oder des. Auftrags in den Fällen der Nummern 1 und 2 mit der Bekanntgabe der Erledigung an den Berechtigten,
4. in den Fällen des § 23 JVEG (Dritte) mit Beendigung der Maßnahme,

5. für ehrenamtliche Richter und Mitglieder eines Ausschusses nach § 1 Abs. 4 JVEG mit Beendigung der Amtsperiode, jedoch nicht vor dem Ende der Amtstätigkeit.

Zu beachten ist § 2 Abs. 1 S. 6 JVEG. Wurde dem Berechtigten ein Vorschuss nach § 3 JVEG bewilligt, erlischt der Anspruch auf Vergütung oder Entschädigung nur insoweit, als er über den bewilligten Vorschuss hinausgeht. Es kommt dabei nur auf die Bewilligung, aber nicht darauf an, dass der Vorschuss bereits tatsächlich gezahlt wurde.

Die Regelung des § 2 Abs. 1 S. 6 JVEG greift zudem nur dann, wenn überhaupt ein endgültiger Vergütungs- oder Entschädigungsanspruch besteht. War zunächst ein Vorschuss gezahlt, entfällt der Vergütungsanspruch später nach § 8a JVEG vollständig, ist der bewilligte Vorschuss zurückzuzahlen.

Wird der Sachverständige, Zeuge, Übersetzer oder Dolmetscher in demselben Verfahren, im gerichtlichen Verfahren in demselben Rechtszug, mehrfach herangezogen, ist für den Beginn aller Fristen die letzte Heranziehung maßgebend (§ 2 Abs. 1 S. 3 JVEG).

Beispiel 1:  Der Sachverständige reicht sein Gutachten am 15.8. bei dem Landgericht Magdeburg als heranziehende Stelle ein.

Der Vergütungsanspruch muss bei dem Landgericht Magdeburg bis zum 14.11.
· 24:00 Uhr geltend gemacht werden, andernfalls erlischt er.

Beispiel 2:  Der Sachverständige reicht sein Gutachten am 12.5. bei dem Landgericht Magdeburg als heranziehende Stelle ein. Später wird er in demselben Verfahren beauftragt, das Gutachten mündlich zu erläutern. Die Erläuterung erfolgt am 10.9.

Der Vergütungsanspruch muss bei dem Landgericht Magdeburg bis zum 9.12.
· 24:00 Uhr geltend gemacht werden, andernfalls erlischt er. Da der Sachverständige in demselben Verfahren mehrfach herangezogen wurde, kommt es für den Fristbeginn auf die letzte Heranziehung an (§ 2 Abs. 1 S. 3 JVEG).

Beispiel 3:  Der Sachverständige wird am 10.3. von dem Landgericht Magdeburg mit der Erstattung eines Gutachtens beauftragt. Da die Klage am 15.5. zurückgenommen wird, teilt das Landgericht dies dem Sachverständigen am
17.5. schriftlich mit und beendet zugleich den Auftrag.

Der Vergütungsanspruch muss bei dem Landgericht Magdeburg bis zum 16.8.
- 24:00 Uhr geltend gemacht werden (§ 2 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 JVEG).

Beispiel 4:  Die Staatsanwaltschaft Magdeburg beauftragt die Telekom am 15.6.2015 mit der Telefonüberwachung. Die Maßnahme wird am 10.3.2016 beendet.

Der Entschädigungsanspruch muss bei der Staatsanwaltschaft Magdeburg bis zum 9.6.2016 - 24:00 Uhr geltend gemacht werden (§ 2 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 JVEG).
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[image: ]Beispiel 5: Die Amtsperiode des Schöffen beginnt am 10.5.2015 und endet am 9.5.2020.
Der Schöffe wird vom Amtsgericht Magdeburg herangezogen.

Der Entschädigungsanspruch für sämtliche in dem Zeitraum der Amtsperiode erfolgten Heranziehungen sind bis zum 8.8.2020 - 24:00 Uhr bei dem Amtsgericht Magdeburg geltend zu machen (§ 2 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 JVEG).

3.3 [bookmark: _TOC_250021]Eingang bei der heranziehenden Stelle

Der Anspruch muss bei der heranziehenden Stelle geltend gemacht werden (§ 2 Abs. 1 S. 1 JVEG). Eine Geltendmachung bei einer anderen Stelle wahrt die Frist nicht.

Der Antrag kann vor der Geschäftsstelle eines jeden Amtsgerichts erklärt werden (§ 129a Abs. 1 ZPO), jedoch kommt es für die Fristwahrung des § 2 Abs. 1 S. 1 JVEG nicht darauf an, wann der Antrag bei diesem Gericht protokolliert wurde, sondern nur darauf, dass der Antrag innerhalb der Dreimonatsfrist bei der heranziehenden Stelle eingegangen ist. Die Geschäftsstelle hat deshalb das Protokoll unverzüglich an das Gericht zu übermitteln, an das der Antrag oder die Erklärung gerichtet ist. Die Wirkung einer Prozesshandlung tritt frühestens ein, wenn das Protokoll bei der heranziehenden Stelle eingeht (§ 129a Abs. 2 S. 2 ZPO).


4. [bookmark: _TOC_250020]Folgen der Fristversäumung

4.1 [bookmark: _TOC_250019]Erlöschen des Anspruchs

Erfolgt die Geltendmachung des Anspruchs nicht innerhalb der Dreimonatsfrist erlischt er (§ 2 Abs. 1 S. 1 JVEG). Es handelt sich um Ausschlussfrist, die jedoch verlängert werden kann (siehe unten 4.2).

Wird ein entsprechender Antrag nicht fristgerecht eingereicht und der Anspruch nicht geltend gemacht, darf eine Festsetzung von Entschädigung oder Vergütung nicht erfolgen. Der Berechtigte ist hierüber in Kenntnis zu setzen und gemäß § 4c JVEG über die Möglichkeit der gerichtlichen Festsetzung nach § 4 Abs. 1 JVEG hinzuweisen.


4.2 [bookmark: _TOC_250018]Fristverlängerung

Die Anweisungsstelle der heranziehenden Stelle kann die Dreimonatsfrist auf begründeten Antrag hin verlängern (§ 2 Abs. 1 S. 4 JVEG). Wird Fristverlängerung gewährt, ist der Berechtigte hiervon und von der neuen Frist in Kenntnis zu setzen.

Lehnt die Anweisungsstelle den Fristverlängerungsantrag ab, hat sie ihn unverzüglich dem nach § 4 Abs. 1 JVEG zuständigen Gericht vorzulegen (§ 2 Abs. 1 S. 4 JVEG). Das Gericht entscheidet durch Beschluss, der unanfechtbar ist.

Wird der Fristverlängerungsantrag vom Gericht zurückgewiesen, erlischt der Anspruch, wenn die Dreimonatsfrist abgelaufen ist, erst dann, wenn der Anspruch nicht binnen zwei Wochen ab Bekanntgabe der Entscheidung bei der heranziehenden Stelle geltend gemacht worden ist (§2 Abs. 1 S. 5 JVEG).

Der ablehnende Beschluss ist an den Berechtigten förmlich zuzustellen, da er die Zweiwochenfrist in Gang setzt.
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[image: ]Beispiel:    Der Zeuge wird vom Landgericht Magdeburg am 20.5. entlassen. Am 8.8. bittet
der Zeuge um Fristverlängerung. Die Anweisungsstelle lehnt den Antrag ab und legt ihn dem Gericht vor. Das Gericht erlässt am 22.8. Beschluss, mit dem der Verlängerungsantrag abgelehnt wird. Der Beschluss wird dem Berechtigten am
25.8. zugestellt.

Die Dreimonatsfrist war bei Erlass der gerichtlichen Entscheidung bereits abgelaufen. Der Anspruch ist nunmehr binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe des Beschlusses über die Ablehnung der Fristverlängerung bei dem Landgericht Magdeburg geltend zu machen (§ 2 Abs. 1 S. 5 JVEG).

5. [bookmark: _TOC_250017]Antrag auf Wiedereinsetzung

War der Berechtigte ohne sein Verschulden an der Einhaltung der Dreimonatsfrist gehindert, ist ihm nach § 2 Abs. 2 S. 1 JVEG auf seinen Antrag hin Wiedereinsetzung in vorigen Stand zu gewähren, wenn er

· 	den Antrag innerhalb von zwei Wochen nach Beseitigung des Hindernisses seinen Anspruch beziffert und

· die Tatsachen, welche die Wiedereinsetzung begründen, glaubhaft macht.

Hat das Gericht den Berechtigten entgegen § 2 Abs. 1 S. 1 JVEG nicht auf die Dreimonatsfrist und das Erlöschen des Anspruchs hingewiesen, wird das Fehlen eines Verschuldens vermutet (§ 2 Abs. 2 S. 2 JVEG).

Ist seit dem Ablauf der Dreimonatsfrist des § 2 Abs. 1 S. 1 JVEG ein Jahr verstrichen, kann der Widereinsetzungsantrag nicht mehr gestellt werden (§ 2 Abs. 2 S. 3 JVEG).

Über den Antrag auf Wiedereinsetzung entscheidet das Gericht (Richter, Rechtspfleger), nicht die Anweisungsstelle.

Gegen den ablehnenden Beschluss, kann Beschwerde eingelegt werden (§ 2 Abs. 2 S. 4 JVEG). Die Beschwerde muss binnen zwei Wochen eingelegt werden (§ 2 Abs. 2 S. 5 JVEG). Die Beschwerdefrist beginnt mit der Zustellung des ablehnenden Beschlusses (§ 2 Abs. 2 S. 6 JVEG).

Wegen des Beschwerdeverfahrens wird durch § 2 Abs. 2 S. 6 JVEG auf § 4 Abs. 4 S. 1 - 3, Abs. 6-8 JVEG verwiesen. Die Beschwerde muss bei dem Gericht eingelegt werden, welches den Antrag auf Wiedereinsetzung abgelehnt hat, denn es besteht die Möglichkeit der Abhilfe.
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C. [bookmark: _TOC_250016][image: ]Verjährung und Rückforderung von Entschädigungen und Vergütungen

1. [bookmark: _TOC_250015]Verjährung des Anspruchs von Zahlungen aus der Staatskasse

Wird der Anspruch innerhalb der Dreimonatsfrist des § 2 Abs. 1 S. 1 JVEG geltend gemacht, ist die Verjährungsfrist des § 2 Abs. 3 JVEG zu beachten. Der Entschädigungs- oder Vergütungsanspruch verjährt danach in drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem der nach § 2 Abs. 1 S. 2 JVEG maßgebliche Zeitpunkt des Fristbeginns eingetreten ist.

Es gelten die Verjährungsregeln des BGB. Durch den Antrag auf gerichtliche Festsetzung nach § 4 JVEG wird die Verjährung gehemmt (§ 2 Abs. 3 S. 3 JVEG).

Die Verjährung des Anspruchs wird nicht von Amts wegen berücksichtigt (§ 2 Abs. 3 S. 4 JVEG), so dass die heranziehende Stelle die Verjährungseinrede erheben muss. Die Anweisungsstelle ist hierzu jedoch nicht befugt. Kommt eine Verjährung in Betracht, sind die Akten daher dem zuständigen Vertreter der Staatskasse vorzulegen, der zu prüfen hat, ob er die Verjährungseinrede erheben will.


2. [bookmark: _TOC_250014]Verjährung von Rückzahlungsansprüchen der Staatskasse

Der Anspruch der Staatskasse auf Rückzahlung zu viel gezahlter Entschädigungen oder Vergütungen verjährt in drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahrs, in dem die Zahlung an den Berechtigten erfolgt ist (§ 2 Abs. 4 S. 1 JVEG).

Die Regelung des § 5 Abs. 3 GKG gilt entsprechend (§ 2 Abs. 4 S. 2 JVEG). Ist der Aufenthalt des Berechtigten, von dem die Rückforderung verlangt wird, unbekannten Aufenthalts, so genügt zur Zahlungsaufforderung die Zustellung durch Aufgabe zur Post (§ 2 Abs. 4 S. 2 JVEG
i. V. m. § 5 Abs. 3 S. 3 GKG).

Handelt es sich um einen Betrag von weniger als 25 € tritt Hemmung oder Neubeginn der Verjährung nicht ein (§ 2 Abs. 4 S. 2 JVEG i. V. m. § 5 Abs. 3 S. 4 GKG).

Beispiel:  Der Zeuge wird am 20.3.2021 vor dem Landgericht Magdeburg als Zeuge vernommen. Er verlangt am 20.3.2021 eine Zeugenentschädigung in der Anweisungsstelle. Da versehentlich zu viel Entschädigung gezahlt wurde, fordert die Anweisungsbeamtin nach einer Prüfung durch die Bezirksrevisorin am 15.8.2023 den zu viel gezahlten Betrag von dem Zeugen zurück.

Der Rückforderungsanspruch der Staatskasse ist noch nicht verjährt.

Die Dreijahresfrist hat mit Ablauf des Kalenderjahrs 2015 begonnen, da in diesem Kalenderjahr die Zahlung der zu viel gezahlten Entschädigung an den Zeugen erfolgt ist.

Fristbeginn:	01.01.2022- 0:00 Uhr
Fristende:	31.12.2024 - 24:00 Uhr

Die Verjährung des Rückzahlungsanspruchs tritt frühestens am 1.1.2025 um 0:00 Uhr ein.
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D. [bookmark: _TOC_250013][image: ]Rückforderung von überhöhten Zahlungen durch die Staatskasse

1. [bookmark: _TOC_250012]Verjährungsfrist

Wurde durch die Staatskasse eine überhöhte Entschädigung oder Vergütung gezahlt, ist der überzahlte Betrag zurückzufordern.

Der Anspruch auf Rückerstattung zu viel gezahlter Beträge, verjährt in drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die Zahlung erfolgt ist (§ 2 Abs. 4 S. 1 JVEG).


2. [bookmark: _TOC_250011]Verfahren

Ansprüche auf Rückforderung gegen nach dem JVEG berechtigte Personen, sind nach der Justizbeitreibungsordnung einzufordern (§ 1 Abs. 1 Nr. 8 JBeitrG). Das gilt auch für zu viel geleistete Zahlungen an Dolmetscher und Übersetzer, auch wenn diese nicht ausdrücklich in der Vorschrift genannt sind.

Der Berechtigte ist zunächst aufzufordern, den Betrag zurückzuerstatten. In dem Schreiben sind alle für die Zahlung erforderlichen Angaben zu machen.

Wird der Aufforderung keine Folge geleistet, ist der zuständigen Kasse eine Annahmeanordnung zuzuleiten. Für die Einziehung ist die Landeshauptkasse als Gerichtskasse zuständig.

Einwendungen sind gemäß § 8 Abs. 1 S. 1 JBeitrG gerichtlich geltend zu machen, so dass § 4 JVEG gilt.

Ist eine Entschädigung oder Vergütung unrechtmäßig oder überhöht ausgezahlt, so kann diese nicht im Kostenansatz berücksichtigt werden. Der Kostenschuldner kann sich daher gegen die Geltendmachung einer solchen Zahlung wenden. Er kann sich hierbei jedoch nur auf § 21 GKG, § 20 FamGKG, § 21 GNotKG stützen und einwenden, dass eine unrichtige Sachbehandlung vorliegt. Über einen solchen Antrag entscheidet das Gericht (Richter, Rechtspfleger) durch Beschluss, der Kostenbeamte ist nicht befugt, eine Entscheidung zu erlassen.
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E. [bookmark: _TOC_250010][image: ]Festsetzungsverfahren

1. [bookmark: _TOC_250009]Antragsverfahren

Eine Entschädigung oder Vergütung nach dem JVEG wird nicht von Amts wegen bewilligt, sie muss bei der heranziehenden Stelle innerhalb der Frist des § 2 Abs. 1 S. 2 JVEG geltend gemacht werden.

Wird ein entsprechender Antrag nicht fristgerecht eingereicht und der Anspruch nicht geltend gemacht, darf eine Festsetzung nicht erfolgen. Dabei darf durch die Anweisungsstelle nicht mehr festgesetzt werden, als durch den Berechtigten geltend gemacht wurde. Innerhalb der beantragten Positionen darf aber ausgetauscht werden, es kommt auf den Gesamtbetrag an.


2. [bookmark: _TOC_250008]Die Anweisungsstelle

Wird ein Anspruchsberechtigter herangezogen und ist seine Heranziehung beendet, so ordnet das Gericht, d. h. der Richter, der Staats- bzw. Amtsanwalt oder in dem ihn übertragenden Geschäften, der Rechtspfleger, die bestimmungsgemäße Entschädigung oder Vergütung an.

Bei der Vernehmung geschieht das durch die jeweilige Kassenanweisung, welche durch den jeweiligen Richter oder Rechtspfleger zu unterschreiben ist. Bei der schriftlichen Antragstellung wird durch die Geschäftsstelle auf der Kostenrechnung des Herangezogenen der Stempel „Der Zeuge ist bestimmungsgemäß zu entschädigen“ (oder ähnlich) angebracht. Mit seiner Unterschrift ordnet der jeweilige Sachbearbeiter (Richter, Staats- oder Amtsanwalt, Rechtspfleger) die bestimmungsgemäße Entschädigung an.

Die Festsetzung der Entschädigung erfolgt sodann durch den zuständigen Anweisungsbeamten. Die Entschädigung setzt der Beamte, der durch die Verwaltung hierzu bestimmt wird, durch haushaltsrechtlichen Verwaltungsakt fest. Er hat dabei zu prüfen, ob und in welcher Höhe dem Sachverständigen ein Entschädigungsanspruch zusteht.3

Die Parteien sind nicht beteiligt.

Von der erfolgten Berechnung und Auszahlung ist im Regelfall keine Mitteilung an den Anspruchsberechtigten zu machen. Im Falle von Absetzungen oder Kürzungen ist der Berechtigte hiervon in Kenntnis zu setzen. Dabei müssen sich die Kürzungen für den Herangezogenen nachvollziehbar ergeben. Eine förmliche Übersendung erfolgt jedoch nicht, das Absetzungsschreiben wird formlos übersandt. Dabei ist auf die möglichen Rechtsbehelfe hinzuweisen (§ 4c JVEG).

Über den Antrag des Anspruchsberechtigten auf Berechnung und Auszahlung seiner Entschädigung bzw. Vergütung ist möglichst schnell zu entscheiden. In der Rechtsprechung wird teilweise die Auffassung vertreten, dass im Falle von Hindernissen oder Bedenken gegen eine Anweisung, der Teil der beantragten Entschädigung bzw. Vergütung auszuzahlen ist, gegen den solche Bedenken nicht bestehen.4








3 BGH MDR 1969, 216.
4 VG Schleswig, JurBüro 2004, 98.
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3. [bookmark: _TOC_250007][image: ]Rechtsbehelfe und Rechtsmittel

3.1 [bookmark: _TOC_250006]Die gerichtliche Festsetzung

Erhebt der Berechtigte gegen die Festsetzung der Anweisungsstelle Einwendungen, hat diese zunächst zu prüfen, ob sie abhilft und die Festsetzung entsprechend zu ändern hat.

Erfolgt keine Abhilfe durch die Anweisungsstelle, kann der Berechtigte die gerichtliche Festsetzung nach § 4 Abs. 1 JVEG beantragen. Die gerichtliche Festsetzung kann durch den Berechtigten und der Staatskasse bereits vor dem Festsetzungsverfahren der Anweisungsstelle beantragt werden. Auch das Gericht selbst kann schon von Amts wegen eine Festsetzung durchführen (§ 4 Abs. 1 JVEG).

Einen solchen Antrag können nur der Berechtigte oder der Vertreter der Staatskasse (Bezirksrevisor) stellen. Die Parteien sind nicht antragsberechtigt, sie können die Höhe der ausgezahlten Entschädigung bzw. Vergütung nur im Wege der Erinnerung gegen den Kostenansatz (§ 66 GKG, § 57 FamGKG, § 81 GNotKG) beanstanden.

Die gerichtliche Festsetzung wirkt nicht zu Lasten des Kostenschuldners (§ 4 Abs. 9 JVEG), der Kostenschuldner kann sich deshalb auch noch nach einer solchen Festsetzung gegen Höhe der Entschädigung bzw. Vergütung im Erinnerungsverfahren (§ 66 GKG, § 57 FamGKG,
§ 81 GNotKG) wenden.


3.2 [bookmark: _TOC_250005]Antragstellung

Der Antrag auf gerichtliche Festsetzung ist in der Regel schriftlich zu stellen und sollte eine Begründung enthalten, die aber im Gesetz nicht vorgeschrieben ist.

Gern. § 4 Abs. 6 S. 1 JVEG können die Anträge auch zu Protokoll der Geschäftsstelle erklärt werden, § 129a ZPO gilt entsprechend. Wird der Antrag zu Protokoll der Geschäftsstelle erklärt, ist für die Aufnahme der mittlere Justizdienst zuständig, ein Fall des § 24 Abs. 2 Nr. 3 RPflG dürfte regelmäßig nicht vorliegen. Dem Antragsteller ist eine Durchschrift des Antrags auszuhändigen. Für elektronische Dokumente und Akten gilt § 4a JVEG.


3.3 [bookmark: _TOC_250004]Verfahrensgang

Hat die Anweisungsstelle die Entschädigung bzw. Vergütung nicht antragsgemäß berechnet und festgesetzt, ist der Berechtigte darauf formlos unter nachvollziehbarer Angabe der Kürzungsgründe und einer Rechtsbehelfsbelehrung (§ 4c JVEG) hinzuweisen.

Geht anschließend ein Antrag auf gerichtliche Festsetzung bei Gericht ein, hat die Anweisungsstelle zunächst zu prüfen, ob der Antrag Anlass gibt, die Festsetzung abzuändern. Wird nicht abgeholfen, ist der Antrag zunächst dem Vertreter der Staatskasse vorzulegen, da ihm stets rechtliches Gehör zu gewähren ist. Die Akte ist deshalb auch ihm zur Stellungnahme zu übersenden. Das gilt auch dann, wenn die gerichtliche Festsetzung von Amts wegen vorgenommen werden soll.

Der Vertreter der Staatskasse kann beantragen, dass das Gericht die Festsetzung in der von dem Berechtigten begehrten Höhe ablehnt oder selbst einen Antrag auf gerichtliche Festsetzung stellen.

Die Akten sind dann dem Gericht, d. h. dem Richter oder in übertragenen Verfahren dem Rechtspfleger vorzulegen. Das Gericht entscheidet über den Antrag durch Beschluss, der
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[image: ]formlos bekanntzugeben ist. Neben dem Berechtigten, ist der Beschluss auch dem Vertreter der Landeskasse zu übersenden.

Die Akten sind sodann dem zuständigen Anweisungsbeamten vorzulegen, damit dieser ggf. eine Nachanweisung oder die Rückforderung veranlassen kann.


3.4 [bookmark: _TOC_250003]Zuständigkeit

Über den Antrag entscheidet das Gericht, welches den Berechtigten herangezogen hat (§ 4 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 JVEG).

Eine Entscheidung kann immer nur durch das Gericht erfolgen, die Staatsanwaltschaft, die Finanz- oder Verwaltungsbehörde sind zu einer solchen Entscheidung nicht befugt. § 4 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 bis 4 JVEG enthält deshalb für den Fall, dass die Heranziehung durch eine solche Behörde oder den Gerichtsvollzieher erfolgt ist, weitere Zuständigkeitsregelungen.

Ist die Heranziehung durch eine Staatsanwaltschaft oder in deren Auftrag oder nach deren Billigung durch die Polizei oder eine andere Strafverfolgungsbehörde vor Anklageerhebung erfolgt, ist das Gericht für die Festsetzung zuständig, welches für die Durchführung des Verfahrens zuständig gewesen wäre (§ 4 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 JVEG).


3.5 [bookmark: _TOC_250002]Beschwerde

Gegen den Beschluss über die gerichtliche Festsetzung nach § 4 Abs. 1 JVEG, können der Berechtigte und die Staatskasse Beschwerde einlegen, soweit sie beschwert sind (§ 4 Abs. 3 JVEG).

Der Beschwerdewert von mehr als 200 € muss erreicht werden, wobei eine zu erstattende Umsatzsteuer zu berücksichtigen ist.

Das Gericht kann aber mit der gerichtlichen Festsetzung die Beschwerde zulassen, wenn der Angelegenheit eine grundsätzliche Bedeutung zukommt (§ 4 Abs. 3 JVEG). Die Beschwerde ist dann nicht an den Beschwerdewert gebunden. Das Beschwerdegericht ist an die Zulassung gebunden (§ 4 Abs. 4 S. 4 JVEG). Die Nichtzulassung ist unanfechtbar. Die Zulassung muss in der Beschwerdeentscheidung erfolgen.

Das Gericht kann der Beschwerde abhelfen, hilft es ihr nicht ab, muss das Gericht die Akten unverzüglich dem Beschwerdegericht vorlegen (§ 4 Abs. 4 S. 1 JVEG). Beschwerdegericht ist das jeweils höhere Gericht, so dass auch in Familiensachen vor dem Amtsgericht das Landgericht, nicht das Oberlandesgericht zuständig ist.

Eine Beschwerde zu einem obersten Bundesgericht (BGH, BAG, BFH, BSG, BVerwG) findet nicht statt (§ 4 Abs. 4 S. 3 JVEG). Entscheidungen des Oberlandesgerichts sind deshalb unanfechtbar.


3.6 [bookmark: _TOC_250001]Weitere Beschwerde

Hat das Landgericht als Beschwerdegericht entschieden, findet die weitere Beschwerde statt, wenn das Landgericht sie wegen der grundsätzlichen Bedeutung der zur Entscheidung stehenden Frage in dem Beschluss zugelassen hat (§ 4 Abs. 5 S. 1 JVEG).
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[image: ]Sie kann nur darauf gestützt werden, dass die Entscheidung auf einer Verletzung des Rechts beruht; §§ 546, 547 ZPO gelten entsprechend.

Über die weitere Beschwerde entscheidet das Oberlandesgericht, wobei dem Landgericht ein Abhilferecht zusteht (§ 4 Abs. 5 S. 3, 4 JVEG).


3.7 [bookmark: _TOC_250000]Form und Frist

Der Antrag auf gerichtliche Festsetzung und die Einlegung von Beschwerde oder weiterer Beschwerde sind an keine Frist gebunden. Auch einer besonderen Form bedarf es nicht. Die Beschwerde ist jedoch bei dem Gericht einzulegen, dessen Entscheidung angefochten wird.

Anträge und Erklärungen können zu Protokoll der Geschäftsstelle erklärt werden (§ 4 Abs. 6 S. 1 JVEG). Einer anwaltlichen Vertretung bedarf es deshalb nicht. § 129a ZPO gilt entsprechend, so dass die Erklärungen vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgericht abgegeben werden können, welches die Weiterleitung an das zuständige Gericht zu veranlassen hat.


4. Gerichtskosten

Gerichtsgebühren werden für das Verfahren auf gerichtliche Festsetzung und die Beschwerdeverfahren nicht erhoben (§ 4 Abs. 8 S. 1 JVEG).

War der Antrag oder das Beschwerdeverfahren nicht erfolgreich, sind die gerichtlichen Auslagen (z. B. Zustellungskosten) in Ansatz zu bringen. Es haftet derjenige, der den Antrag auf gerichtliche Festsetzung gestellt hat bzw. der Beschwerdeführer als Antragsschuldner (§ 22 Abs. 1 GKG, § 21 Abs. 1 FamGKG, § 22 Abs. 1 GNotKG).

Zustellungskosten sind in voller Höhe anzusetzen, da das Verfahren auf gerichtliche Festsetzung und die Beschwerdeverfahren als eigenständige kostenrechtliche Instanz gebührenfrei sind.

Die Landeskasse genießt Kostenfreiheit (§ 2 GKG, § 2 FamGKG, § 2 GNotKG).


5. Rechtsbehelfsbelehrung

Nach § 4c JVEG hat jede anfechtbare Entscheidung eine Belehrung über den statthaften Rechtsbehelf zu enthalten. Eine Belehrung ist danach erforderlich

· bei der Festsetzung durch den Anweisungsbeamten,
· in der Entscheidung über die gerichtliche Festsetzung (§ 4 Abs. 1 JVEG),
· Beschwerdeentscheidung, wenn die weitere Beschwerde statthaft ist (§ 4 Abs. 5 JVEG).

Bei Entscheidungen des Rechtspflegers über einen Antrag auf gerichtliche Festsetzung nach
§ 4 Abs. 1 JVEG bedarf es stets einer Rechtsbehelfsbelehrung. Ist der Beschwerdewert von mehr als 200 € erreicht oder die Beschwerde zugelassen, ist auf die Beschwerde nach § 4 Abs. 3 JVEG hinzuweisen. In anderen Fällen findet stets die Erinnerung nach § 11 Abs. 2 RPflG statt.

Achtung! Die Erinnerung nach § 11 Abs. 2 RPflG ist fristgebunden und muss innerhalb von zwei Wochen eingelegt werden (§ 11 Abs. 2 S. 1 RPflG). Daraus folgt, dass solche Entscheidungen zwingend der förmlichen Zustellung bedürfen.
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[image: ]In die Belehrung sind aufzunehmen:

· der Name des statthaften Rechtsbehelfs,
· die Stelle, bei welcher der Rechtsbehelf einzulegen ist,
· der Sitz der Stelle, bei welcher der Rechtsbehelf einzulegen ist,
· die für die Einlegung einzuhaltende Form oder Frist.

















































24
Hagen Schneider_Zahlung von Entschädigungen und Vergütungen nach dem JVEG (September 2022)

F. Zahlung von Vorschüssen (§ 3 JVEG)

1. Voraussetzungen

Nach § 3 JVEG kann dem Berechtigten ein Vorschuss gewährt werden, wenn

· erhebliche Fahrtkosten oder sonstige Aufwendungen entstehen oder

· die zu erwartende Vergütung für bereits erbrachte Teilleistungen mehr als 1.000 € beträgt.

Für Fahrtkosten und Aufwendungen kann jedem Berechtigten ein Vorschuss gezahlt werden. Hinsichtlich der Vorschusszahlungen für Vergütungen, gilt die Regelung nur für Sachverständige, Dolmetscher oder Übersetzer. Ein Vorschuss für Verdienstausfall eines Zeugen kann nicht gewährt werden.


2. Fahrtkosten und sonstige Aufwendungen

Fahrtkosten sind die von §§ 5, 6 JVEG erfassten Auslagen. Sonstige Aufwendungen sind die von §§ 7, 12 JVEG erfassten Auslagen.

Es kommt insoweit nicht auf die Mittellosigkeit des Berechtigten an, weil § 3 JVEG nur auf die Höhe der Auslagen abstellt. Gleichwohl wird bei der Prüfung auch das Einkommen des Berechtigten zu berücksichtigen sein, da bei einkommensschwachen Personen auch geringere Beträge erheblich sein können.


3. Vorschüsse für Teilleistungen

Leistung meint das Honorar nach §§ 9 bis 11 JVEG.

Die Leistung muss bereits erbracht sein. Für zukünftige Leistungen ist kein Vorschuss zu zahlen. Die Teilleistung muss 1.000 € übersteigen, für geringere Beträge kann kein Vorschuss gezahlt werden. Es handelt sich um einen Bruttobetrag, so dass Umsatzsteuer hinzuzusetzen ist.

Beispiel:		Der Sachverständige macht für eine erbrachte Teilleistung einen Vorschuss geltend für 10 Stunden ä 85 € zzgl. Umsatzsteuer.

Der Vorschuss beträgt:


a) Honorar, § 9 Abs. 1 JVEG (10 Stunden ä 85 €)

b) Umsatzsteuer. § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 JVEG
(19% aus 850 €)

Insgesamt:

Der Mindestbetrag von 1.000 € wird folglich überschritten.

850,00 €

161,50 €


1.011,50 €

[image: ]
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4. [image: ]Verfahren

4.1 Antrag und Rechtsbehelfe

Ein Vorschuss wird nur auf Antrag gewährt.

Wird die Zahlung eines Vorschusses abgelehnt, kann die gerichtliche Festsetzung (§ 4 Abs. 1 JVEG) beantragt werden.


4.2 Verwaltungsvorschriften

Für das Verfahren ist die AV des MJ vom 23.05.2006 (JMBI. S. 73), zuletzt geändert durch AV des MJ vom 07.01.2014 (JMBI. S. 5), über die Gewährung von Reiseentschädigungen zu beachten. Die Verwaltungsvorschrift regelt in Abschnitt I Nrn. 1, 2 zunächst die Zahlung von Reiseentschädigungen an mittellose Parteien, Beteiligte oder Angeklagte. In Abschnitt I Nr. 3 sind jedoch Regelungen für die Zahlung von Vorschüssen nach § 3 JVEG enthalten.

Nr. 3.1.2 bestimmt, dass Nrn. 1.1.2 bis 1.1.6 entsprechend gelten mit der Maßgabe, dass Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten für die Benutzung der ersten Wagenklasse gewährt werden können. Die Regelung des Abschnitts I Nr. 1.1.3 der AV des MJ v. 23.05.2006, wonach nur Fahrscheine bis zur zweiten Wagenklasse zu erteilen sind, gilt deshalb für Berechtigte, die einen Vorschuss nach § 3 JVEG geltend machen nicht, weil § 5 Abs. 1 JVEG ausdrücklich die Kostenerstattung bis zur Nutzung der ersten Wagenklasse zulässt.


4.3 Zuständigkeit

Die Berechnung und Anweisung des Vorschusses nach § 3 JVEG erfolgt durch die Anweisungsstelle bei der heranziehenden Stelle.

Ist in Eilfällen die Übermittlung einer Fahrkarte oder die Auszahlung des Betrages nicht mehr möglich, kann auch die Geschäftsstelle des Amtsgerichts, in dessen Bezirk sich der Antragsteller aufhält, einen Vorschuss nach § 3 JVEG bewilligen und zur Zahlung anweisen (Abschnitt I Nr. 3.2 der AV des MJ v. 23.05.2006). Die Auszahlung des Vorschusses ist in der Ladung auffällig zu vermerken und die ladende Stelle von der Gewährung des Vorschusses unverzüglich zu benachrichtigen.

Eine Kostenerstattung zwischen den Gerichten findet nicht statt, und zwar auch dann nicht, wenn die Vorschüsse von dem zuständigen Gericht als Gerichtskosten wieder eingezogen worden sind.

Das gilt auch dann, wenn die Vorschüsse für das Gericht eines anderen Landes gezahlt werden, da der Bund und die Länder auf gegenseitige Kostenerstattung verzichtet haben (Abschnitte V, VII der Vereinbarung über den Ausgleich von Kosten, Bek. d. MJ vom 13.02.2010, JMBI. S. 15).5









5 Zuletzt geändert durch Bekanntmachung vom 21.1.2021 (JMBI. S. 11) mit Wirkung zum 1.1.2021.
26
Hagen Schneider_Zahlung von Entschädigungen und Vergütungen nach dem JVEG (September 2022)

G. [image: ]Übergangsregelungen bei Gesetzesänderungen

Die Vergütungen und die Entschädigungen sind nach bisherigem Recht zu berechnen, wenn der Auftrag an den Sachverständigen, Dolmetscher oder Übersetzer vor dem Inkrafttreten einer Gesetzesänderung erteilt oder der Berechtigte vor diesem Zeitpunkt herangezogen worden ist (§ 24 S. 1 JVEG). Das KostRÄG 2021 ist zum 1.1.2021 in Kraft getreten.

§ 24 S. 1 JVEG gilt auch, wenn Vorschriften geändert werden, auf die das JVEG Gesetz verweist (§ 24 S. 2 JVEG), z. B. Abschnitt O der GOÄ (vgl. § 10 Abs. 2 S. 1 JVEG).

Von verschiedenen Aufträgen wird insbesondere dann auszugehen sein, wenn ein bereits erstelltes Gutachten mündlich erläutert werden soll oder der Sachverständige ein Ergänzungsgutachten wegen neuer Beweisfragen erstatten soll. Hingegen wird von einem einheitlichen Gutachten auszugehen sein, wenn der Sachverständige sein Gutachten deshalb ergänzen soll, weil er die Beweisfragen nicht ausreichend beantwortet hat.

Wird ein Zeuge an verschiedenen Tagen herangezogen, so ist auf den jeweiligen Verhandlungstag abzustellen. Auch bei ehrenamtlichen Richtern kommt es nicht auf den Beginn ihrer Amtsperiode, sondern auf die einzelne Heranziehung, also den jeweiligen Verhandlungstag an.

Wegen der Änderung des Umsatzsteuersatzes findet § 24 JVEG hingegen keine Anwendung. Maßgeblich ist der Steuersatz, der bei Fertigstellung der Leistung gilt (KG KGR 2007, 610; Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 12 Rn. 102 ff.). Bei schriftlichen Gutachten und Übersetzungen kommt es deshalb auf den Eingang des schriftlichen Gutachtens bzw. der Übersetzung an. Bei Dolmetschern auf die Beendigung der jeweiligen Heranziehung. Das Datum der Auftragserteilung ist unerheblich.
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H. [image: ]Erstattung von Reisekosten (§ 5 JVEG)

I. Allgemeines

Reisekosten sind dem Berechtigten ausschließlich nach § 5 JVEG zu erstatten, andere reisekostenrechtliche Regelungen gelten nicht. Nach § 5 JVEG werden auch die aus Anlass der Reise angefallenen baren Aufwendungen ersetzt. Für die Übernachtungskosten und Tagegelder gilt § 6 JVEG.


2. Anreise mit öffentlichen Verkehrsmitteln

Erfolgt die Anreise mit öffentlichen Verkehrsmitteln, werden die tatsächlichen Aufwendungen erstattet, und zwar bis zur Höhe der ersten Wagenklasse (§ 5 Abs. 1 JVEG).

Zu ersetzen sind auch die Auslagen für eine Platzreservierung und notwendige Gepäckbeförderung. Ebenso sind die Kosten für zuschlagspflichtige Züge oder für Züge mit Sondertarifen (z. B. IC, ICE) zu erstatten.

Ist die Anreise mit der Bahn erfolgt, sind auch eventuelle Zubringerkosten, z. B. von der Wohnung zum Bahnhof oder vom Bahnhof zum Gerichtsgebäude, zu erstatten.

Besitzt der Berechtigte eine Dauerkarte (z. B. Monats- oder Wochenkarte), kommt eine Erstattung nicht in Betracht, wenn die Dauerkarte unabhängig von der Heranziehung angeschafft wurde. Auch eine anteilige Erstattung ist dann ausgeschlossen.

Bestehen Freifahrtberechtigungen, muss der Herangezogene diese nutzen und kann deshalb insoweit keine Erstattung von Fahrtkosten verlangen.

Soldaten der Bundeswehr erhalten, wenn sie als Zeuge oder Sachverständiger vor ein Gericht geladen werden, keine Fahrkarten im Dienstreiseverkehr der Bundeswehr und besitzen deshalb einen Anspruch auf Erstattung von Reisekosten nach § 5 JVEG.


3. Benutzung von Kraftfahrzeugen

3.1 Erstattung einer Kilometerpauschale

Benutzt der Berechtigte ein eigenes Kraftfahrzeug oder ein ihm unentgeltlich zur Nutzung überlassenes Kraftfahrzeug, erfolgt die Erstattung der Fahrtkosten nach § 5 Abs. 2 JVEG. Danach erfolgt die Erstattung einer Kilometerpauschale, deren Höhe sich zwischen den einzelnen Berechtigten jedoch unterscheidet.

Die Pauschale beträgt

0,35 € je Kilometer für Zeugen und Dritte nach § 23 JVEG (§ 5 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 JVEG),

0,42 € je Kilometer für Sachverständige, Dolmetscher, Übersetzer und ehrenamtliche Richter (§5 Abs. 2S. 1 Nr. 2 JVEG).

Die Kilometerpauschale ist für die Hin- und Rückreise zu gewähren. Beide Wegstreckenentfernungen sind deshalb zusammenzurechnen.

Mit der Kilometerpauschale des § 5 Abs. 2 S. 1 JVEG sind Anschaffungs- und Betriebskosten abgegolten, so dass insoweit keine gesonderte Erstattung erfolgen kann.
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[image: ]Beispiel 1:	Der Zeuge fährt aus Anlass der Heranziehung mit seinem Pkw insgesamt 50 Kilometer (Hin- und Rückreise).

Nach § 5 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 JVEG sind folgende Fahrtkosten zu ersetzen: 50 Kilometer ä 0,35 €	=	17,50 €
Beispiel 2:		Der Sachverständige fährt aus Anlass der Heranziehung mit seinem Pkw insgesamt 50 Kilometer (Hin- und Rückreise).

Nach § 5 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 JVEG sind folgende Fahrtkosten zu ersetzen: 50 Kilometer ä 0,42 €	=	21,00 €

3.2 Berechnung der Wegstreckentfernung

Zu erstatten sind die Fahrtkosten nur, soweit sie aus Anlass der Heranziehung notwendig waren. Längere Fahrtwege aufgrund von Umwegen sind deshalb nur zu ersttaten, wenn eine Notwendigkeit vorliegt (z. B. Witterungsverhältnisse, Baustellen, Stau).

Eine Ermittlung der Wegstrecke ist auch mittels Computerprogramm (z. B. Google Maps) zulässig.

Bei der Berechnung ist nicht von Ortsmitte zu Ortsmitte auszugehen, sondern immer von der konkreten Entfernung von Wohnung, Büro etc. des Herangezogenen zum Gerichtsgebäude.


3.3 Bare Aufwendungen aus Anlass der Reise

Neben der Kilometerpauschale sind auch die aus Anlass der Reise anfallenden baren Aufwendungen zu ersetzen (§ 5 Abs. 2 S. 1 JVEG).

Erfasst sind insbesondere Parkgebühren, Maut-, Fähr- und Tunnelgebühren. Da das Parkticket regelmäßig im Fahrzeug verbleiben muss, sind die Parkgebühren auch ohne Vorlage des Parktickets zu erstatten, wenn nicht Zweifel an Entstehung oder Höhe bestehen.


3.4 Mitfahrer

Die Kilometerpauschale wird auch dann nur einmal erstattet, wenn das Kraftfahrzeug durch mehrere Personen benutzt wird (§ 5 Abs. 2 S. 2 JVEG). Eine Mitfahrerpauschale kennt das JVEG nicht. Wurde der Zeuge in einem fremden Auto mitgenommen und hat hierfür Zahlungen zu leisten, können diese bis zur Höhe der Kosten in § 5 Abs. 2 S. 1 JVEG erstattet werden (§ 5 Abs. 2 S. 3 JVEG).

Beispiel:		Der Zeuge A reist mit seinem Pkw zum Gericht an. Neben ihm sind in seinem Pkw auch die Zeugen B und C zum Gericht angereist. Die Entfernung beträgt 30 Kilometer (Hin- und Rückreise).

Nach § 5 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 JVEG sind folgende Fahrtkosten zu ersetzen: 30 Kilometer ä 0,35 €	=	10,50 €
Die Pauschale ist nur dem Zeugen A zu erstatten.
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3.5 [image: ]Unentgeltlich überlassene Kraftfahrzeuge

Zeugen erhalten nach § 5 Abs. 2 S. 1 JVEG einen Fahrtkostenersatz auch dann, wenn sie mit einem Kraftfahrzeug anreisen, dass ihnen unentgeltlich zur Nutzung überlassen wurde. Das schließt z. B. die Überlassung von Dienstautos durch den Arbeitgeber (Firmenwagen) mit ein. In diesen Fällen, sind der herangezogenen Person, die in § 5 Abs. 2 S. 1 Nr. 1, 2 JVEG festgelegten Sätze zu erstatten, und zwar unabhängig davon, ob er einen entsprechenden Betrag an denjenigen, der das Kraftfahrzeug unentgeltlich überlassen hat,
zu zahlen hat.

Beispiel:		Der Handelsvertreter A wird als Zeuge geladen. Die Anreise erfolgt mit einem Dienstauto, welches dem A von seinem Arbeitgeber unentgeltlich überlassen wurde. Die Wegstrecke beträgt (Hin- und Rückfahrt) 100 Kilometer.

Nach § 5 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 JVEG sind folgende Fahrtkosten zu ersetzen: 100 Kilometer ä 0,35 €	=	35,00 €

4. Höhere Fahrtkosten

Die Erstattung von höheren Fahrtkosten als solchen nach § 5 Abs. 1, 2 S. 1 JVEG scheidet grundsätzlich aus. Zu beachten sind jedoch die Ausnahmeregelungen des § 5 Abs. 2 S. 3 und Abs. 3 JVEG.


4.1 Kraftfahrzeuge (Mietwagen, Taxikosten)

Bei der Benutzung eines Kraftfahrzeugs, das nicht zu den Fahrzeugen nach § 5 Abs. 1,2 Satz 1 JVEG zählt, werden die tatsächlich entstandenen Auslagen bis zur Höhe der in § 5 Abs. 2
S. 1 JVEG genannten Fahrtkosten ersetzt (§ 5 Abs. 2 S. 3 JVEG).

Hierunter fallen z. B. Mietwagen oder Taxikosten. In diesen Fällen können die Kosten deshalb nur in Höhe der Kilometerpauschale nach § 5 Abs. 2 S. 1 JVEG ersetzt werden (§ 5 Abs. 2 S. 3 JVEG).

Eine Erstattung von höheren Fahrtkosten erfolgt nach Maßgabe des § 5 Abs. 3 JVEG, wenn

· dadurch Mehrbeträge an EntschädigungA/ergütung eingespart werden oder
· die höheren Fahrtkosten wegen besonderer Umstände notwendig waren.

Die Gründe hierfür können sowohl bei der heranziehenden Stelle (z. B. sehr kurzfristige Ladung) als auch bei dem Berechtigten selbst liegen (z. B. Krankheit, Gebrechlichkeit, Alter). Auch sonstige Umstände wie Witterungsverhältnisse können die Erstattung von Mehrkosten rechtfertigen.

Eine Erstattung von Taxikosten kommt z. B. in Betracht, wenn dem Berechtigten aufgrund Krankheit oder hohem Alter und Gebrechlichkeit eine Anreise mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht zumutbar ist.

Lehnt die Anweisungsstelle die Erstattung nach § 5 Abs. 3 JVEG ab, kann sie jedoch nur die Zahlung der Mehrkosten verweigern, da auch in diesen Fällen wenigstens die Kosten nach § 5 Abs. 2 S. 1 JVEG zu ersetzen sind (§ 5 Abs. 2 S. 3 JVEG).
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4.2 [image: ]Flugkosten

Für die Erstattung von Flugkosten gilt § 5 Abs. 3 JVEG, so dass eine Erstattung der Mehr­ kosten nur erfolgt, wenn die dortigen Voraussetzungen vorliegen. Liegen sie nicht vor, erfolgt eine Erstattung der Reisekosten nur nach § 5 Abs. 2 S. 1 JVEG bzw. nach § 5 Abs. 1 JVEG, wenn die Anreise sonst mit öffentlichen Verkehrsmitteln erfolgt wäre (§ 5 Abs. 2 S. 3 JVEG).


4.3 Entscheidung über die Erstattung

Ob eine Erstattung der Mehrkosten nach § 5 Abs. 3 JVEG vorzunehmen ist, entscheidet der Anweisungsbeamte. Sind die dortigen Voraussetzungen erfüllt, empfiehlt es sich, eine kurze Begründung in die Kassenanweisung aufzunehmen.

Hat das Gericht (Richter, Rechtspfleger) die Anreise mit besonderen Verkehrsmitteln genehmigt, unterliegt diese Entscheidung nicht mehr der Nachprüfung im Festsetzungsverfahren durch den Anweisungsbeamten.


5. Anreise mit Fahrrad oder Fußweg

Ist der Berechtigte mit dem Fahrrad oder zu Fuß angereist, können keine Fahrtkosten erstattet werden, da ein entsprechender Erstattungstatbestand in § 5 JVEG fehlt.


6. Reisen während der Termindauer

Fahrtkosten für Reisen während der Termindauer können nach § 5 Abs. 4 JVEG nur erstattet werden, wenn dadurch Mehrbeträge an Entschädigung oder Vergütung erspart werden, die beim Verbleiben des Berechtigten an der Terminstelle gewährt werden müssten.

In diesen Fällen wird der Anweisungsbeamte eine Vergleichsrechnung aufstellen und das Ergebnis in der Kassenanweisung vermerken müssen.

Beispiel:    Der selbständige A wird als Zeuge geladen.

A tritt die Anreise um 8:00 Uhr an. Der Termin beginnt um 8:30 Uhr. Dort wird ihm mitgeteilt, dass er erst gegen 14:00 Uhr vernommen werden kann. Er tritt die Heimreise an und ist gegen 9:00 Uhr wieder zu Hause, damit kein weiterer Verdienstausfall entsteht.

Die erneute Anreise wird um 13:00 Uhr angetreten und nach Vernehmung um 16:00 Uhr beendet.

A kann Verdienstausfall von höchstens 25 € je Stunde beanspruchen. Er wird für die Zeit von 8:00 - 9:00 Uhr und von 13:00 - 16:00 Uhr geltend gemacht.

Die Reisen hat er mit dem Pkw angetreten. Die Entfernung beträgt jeweils 25 Kilometer (Hin- und Rückreise).

Die Entschädigung bei Rückreise während des Termins beträgt:

a) Verdienstausfall (§ 22 JVEG)
4 Stunden ä 25 €	=	100,00 €
(8:00-9:00, 13:00- 16:00 Uhr)
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b) [image: ]Fahrtkosten (§ 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 JVEG) =	17,50 €
2 Reisen ä 25 Kilometer = 50 km ä 0,35 €

Insgesamt:	=	117,50 €

Bei dem Verbleiben des A am Gericht wäre folgende Entschädigung zu zahlen:

	a)  Verdienstausfall (§ 22 JVEG)
8 Stunden ä 25 €
	
=
	
200,00 €

	(8:00- 16:00 Uhr)
	
	

	b)  Fahrtkosten (§ 5 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 JVEG)
1 Reise ä 25 Kilometer ä 0,35 €
	=
	8,75 €

	Insgesamt:
	=
	208,75 €



Durch die Rückreise des A während der Terminszeit wurde eine Entschädigung von 91,75 € erspart. Die tatsächlichen Reisekosten sind daher gemäß § 5 Abs. 4 JVEG zu ersetzen.


7. Anreise von einem anderen Ort

7.1 Erstattung nach billigem Ermessen

Die Fahrkosten sind von dem in der Ladung angegebenen Ort zu erstatten. Erfolgt die Anreise von einem anderen Ort aus oder wird die Rückreise zu einem anderen Ort angetreten, sind die dadurch entstehenden Mehrkosten nach § 5 Abs. 5 JVEG nur zu erstatten, wenn der Berechtigte diese Fahrten wegen besonderer Umstände vorgenommen hat.

Eine Erstattung erfolgt nach billigem Ermessen der heranziehenden Stelle. Die Entscheidung darüber trifft der Anweisungsbeamte, wenn nicht das Gericht (Richter, Rechtspfleger) bereits eine entsprechende Erstattung angeordnet hat.

Neben den Fahrtkosten nach § 5 JVEG sind auch sonstige Kosten, die nur wegen der Anreise von dem anderen Ort aus entstanden sind, nur nach Maßgabe des § 5 Abs. 5 JVEG zu ersetzen, z. B. zusätzlicher Verdienstausfall oder weitere Zeitversäumnis wegen der längeren Reisezeiten. Gleiches gilt für Tagegelder und Übernachtungskosten.

Kosten, die auch bei einer Anreise vom Ladungsort aus entstanden wären, sind auch bei der Anreise von dem anderen Ort aus zu ersetzen. Das gilt z. B. für Verdienstausfall, wenn eine Beschäftigung vor und/oder nach dem Termin unabhängig von dem Anreiseort nicht möglich gewesen ist.

Beispiel:	Der Zeuge wird aus Magdeburg geladen. Die Entfernung zum Gericht beträgt bei Anreise mit dem Pkw insgesamt 10 Kilometer (Hin- und Rückreise).

Tatsächlich erfolgt die Anreise aus München. Eine vorherige Anzeige erfolgt nicht. Die Entfernung beträgt 1.050 Kilometer.

Die Anweisungsbeamtin lehnt die Erstattung der Mehrkosten ab, da keine besonderen Umstände für eine Erstattung vorliegen.
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[image: ]Zu entschädigen sind nur die Fahrtkosten, die bei einer Anreise vom Ladungsort (Magdeburg) entstanden wären (10 Kilometer).


7.2 Berufliche Niederlassung

Wird ein Sachverständiger, Dolmetscher oder Übersetzer von dem Ort seiner beruflichen Niederlassung geladen, sind Reisekosten von diesem Ladungsort aus zu ersetzen. Reist er dennoch von seinem Wohnort aus an, sind die Reisekosten höchstens bis zur Höhe der Reisekosten zu ersetzen, die bei einer Anreise vom Ladungsort der Niederlassung entstanden wären. Eine Erstattung der Mehrkosten kann nur nach § 5 Abs. 5 JVEG erfolgen.


7.3 Anzeige durch den Berechtigten

Hat der Berechtigte angezeigt, dass er die Anreise von einem anderen Ort aus antritt, kann er auf die Erstattung der Mehrkosten vertrauen, wenn die heranziehende Stelle nichts Gegenteiliges mitteilt. Die Antwort der ladenden Stelle braucht im Regelfall nicht abgewartet zu werden.

Die Anzeige darf der Berechtigte jedoch nicht so lange verzögern, dass eine Abladung durch die heranziehende Stelle nicht mehr möglich ist.
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[image: ]I. Erstattung von Tagegeldern (§ 6 Abs. 1 JVEG)

Eine Erstattung von Tagegeld erfolgt nach § 6 Abs. 1 JVEG. Es ist jedem Berechtigten zu gewähren, wobei nicht auf die persönlichen Verhältnisse abzustellen ist.


1. Keine Zahlung bei Termin am Wohn- oder Arbeitsort

Tagegeld wird nur gezahlt, wenn der Berechtigte in der Gemeinde, in der der Termin stattfindet, weder wohnt noch berufstätig ist. Wohnt oder arbeitet der Berechtigte am Gerichtsort, so kann ein Tagegeld nicht gewährt werden, und zwar unabhängig davon, wie lange die Heranziehung dauert.


Beispiel 1:  Der Zeuge ist wohnhaft in Magdeburg und wird von dem Landgericht Halle als Zeuge herangezogen.

Tagegeld kann nach § 6 Abs. 1 JVEG ersttatet werden, wenn die erforderliche Abwesenheitsdauer erreicht wird, da der Zeuge am Terminort weder wohnt noch arbeitet.


Beispiel 2:  Der Zeuge ist wohnhaft in Magdeburg und wird von dem Landgericht Magdeburg als Zeuge herangezogen.

Tagegeld kann nach § 6 Abs. 1 JVEG nicht ersttatet werden, da der Zeuge am Terminort wohnhaft ist.


Beispiel 3:  Der Zeuge ist wohnhaft in Magdeburg und ist bei einem Unternehmen in Halberstadt beschäftigt. Der Zeuge wird von dem Amtsgericht Halberstadt als Zeuge herangezogen.

Tagegeld kann nach § 6 Abs. 1 JVEG nicht ersttatet werden, da der Zeuge zwar nicht am Terminort wohnt, aber dort berufstätig ist.


Beispiel 4:  Der Sachverständige ist wohnhaft und berufstätig in Magdeburg und wird von dem Landgericht Magdeburg herangezogen. Der Termin findet nicht im Gebäude des Landgerichts statt, sondern es wird ein Ortstermin in Bernburg durchgeführt.

Tagegeld kann nach § 6 Abs. 1 JVEG erstattet werden, wenn die erforderliche Abwesenheitsdauer erreicht wird. Maßgeblich ist der Ort, an dem der Termin stattfindet. Der Termin findet in Bernburg statt, wo der Sachverständige weder wohnhaft noch berufstätig ist.
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2. [image: ]Höhe des Tagegelds

Wegen der Höhe des Tagegelds verweist § 6 Abs. 1 JVEG auf die Verpflegungspauschale zur Abgeltung tatsächlich entstandener, beruflich veranlasster Mehraufwendungen im Inland nach dem Einkommensteuergesetz, so dass sich die Höhe nach § 9 Abs. 4a Satz 3 EStG bestimmt.

Das Tagegeld beträgt seit dem 1.1.2020 danach bei einer Abwesenheit

von 24 Stunden:	28 € (bis 31.12.2019: 24 €)
von weniger als 24 Stunden, aber mehr als 8 Stunden: 14 € (bis 31.12.2019: 12 €).

Der Berechtigte muss deshalb mehr als 8 Stunden abwesend sein, damit ein Tagegeld gezahlt werden kann. Beträgt die Abwesenheit genau 8 Stunden, wird noch kein Tagegeld gezahlt.

Es handelt sich bei den Regelungen um Festbeträge, die nicht überschritten werden können. Da es nicht auf die persönlichen Verhältnisse des Berechtigten ankommt, ist das Tagegeld in der gesetzlichen Höhe zu zahlen, wenn die Entstehungsvoraussetzungen vorliegen, ohne dass es auf die tatsächliche Höhe der entstandenen Aufwendungen ankommt.


3. Mehrtägige Reisen

Die Tagegelder sind kalendertagbezogen, so dass die Abwesenheitszeiten nicht addiert werden dürfen. Findet eine mehrtägige Reise ohne Übernachtung statt, ist das Tagegeld lediglich für den Tag mit der längsten Abwesenheitsdauer zu gewähren (§ 9a Abs. 4a S. 3 Nr. 3 EStG).

Bei einer mehrtägigen Reise mit Übernachtung, ist für den An- und Abreisetag jeweils ein Tagegeld von 14 € zu gewähren (§ 9 Abs. 4a S. 3 Nr. 2 EStG), und zwar auch dann, wenn die Abwesenheitsdauer weniger als 8 Stunden beträgt.

Beispiel 1:		Der Zeuge tritt die Reise am Tag 1 um 10:00 Uhr an und beendet die Reise am Tag 2 nachts um 3:00 Uhr.

Ein Tagegeld ist nur für Tag 1 zu gewähren. Die Abwesenheitsdauer beträgt an diesem Tag 14 Stunden. Es ist ein Tagegeld von 14 € zu gewähren.


Beispiel 2:	Der Zeuge tritt die Reise am Tag 1 um 17:00 Uhr an. Der Termin findet am Tag
2 statt. Die Rückreise erfolgt am Tag 3 und wird um 13:00 Uhr beendet. Es waren zwei Übernachtung notwendig.

Tagegeld ist für alle drei Tage zu gewähren, da es sich um eine mehrtägige Reise mit Übernachtung handelt.

Für den An- und Abreisetag beträgt das Tagegeld jeweils 14 €. Das gilt wegen
§ 9 Abs. 4a S. 3 Nr. 2 EStG auch für den Anreisetag, obwohl hier die Abwesenheitsdauer nicht mehr als 8 Stunden beträgt.

Für Tag 2 ist ein Tagegeld von 28 € zu zahlen, da die Abwesenheitsdauer hier 24 Stunden beträgt.
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J. [image: ]Erstattung von Übernachtungskosten (§ 6 Abs. 2 JVEG)

Fallen aus Anlass der Heranziehung Übernachtungskosten an, sind diese nach § 6 Abs. 2 JVEG zu erstatten.


1. Notwendige Übernachtungskosten

1.1 Gründe für eine notwendige Übernachtung

Es können nur notwendige Übernachtungskosten erstattet werden. Ob eine Notwendigkeit vorliegt, ist durch die Anweisungsstelle zu prüfen. Hat das Gericht (Richter, Rechtspfleger) die Notwendigkeit der Übernachtung vorab bejaht, ist die Anweisungsstelle an diese Entscheidung jedoch gebunden.

Die Notwendigkeit für eine Übernachtung ist insbesondere dann anzunehmen, wenn dem Berechtigten die langen Reisezeiten nicht zugemutet werden können. Auch eine sehr zeitige Anreise oder eine sehr späte Rückreise können Übernachtungskosten notwendig machen.

Dabei kann auch auf die zum BRKG ergangenen Verwaltungsvorschriften zurückgegriffen werden. Gemäß Nr. 3.1.4 Satz 1 BRKGVwV ist es grundsätzlich nicht zumutbar, die Reise vor 6 Uhr anzutreten und nicht nach 24 Uhr zu beenden.6

Zu berücksichtigen sind auch persönliche Gründe wie z. B. Alter oder Krankheit des Berechtigten, die eine Übernachtung notwendig machen können.

Eine Übernachtung kann auch dann notwendig sein, wenn durch die Anreise am Termintag selbst nicht sichergestellt werden kann, dass der Berechtigte rechtzeitig zu dem Termin erscheinen kann, z. B. wegen sehr knapper Bahnverbindungen, Staugefahr oder aufgrund von Witterungsverhäitnissen.


1.2 Mehrtägige Heranziehung

Ist aufgrund der Heranziehung eine mehrtägige Übernachtung notwendig gewesen, sind die Übernachtungskosten für mehrere Tage zu ersetzen.


2. Höhe der Übernachtungskosten nach dem BRKG

§ 6 Abs. 2 JVEG verweist hinsichtlich der Höhe des Tagegelds auf die Regelungen des Bundesreisekostengesetzes (BRKG).

Es sind deshalb auch § 7 BRKG und die Verwaltungsbestimmungen zum BRKG (BRKGVwV) vom 01.06.2005 zu beachten.

§ 7 BRKG sieht keine konkrete Höhe der erstattungsfähigen Übernachtungskosten vor, sondern bestimmt lediglich, dass Übernachtungskosten, die 20 € übersteigen erstattet werden, soweit sie notwendig sind.

Gemäß Nr. 7.1.3 BRKGVwV sind Übernachtungskosten als notwendig anzusehen, wenn sie einen Betrag von 70 € nicht überschreiten. Reicht dieser Betrag nicht aus, was insbesondere in Großstädten der Fall sein dürfte, ist die Notwendigkeit im Einzelfall zu begründen. Die Höhe


6 OLG Braunschweig NdsRpfl. 2015, 261.
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[image: ]der erstattungsfähigen Übernachtungskosten ist deshalb nicht auf 70 € je Übernachtung beschränkt.

Zu beachten ist auch, dass regionale Ereignisse wie Messen oder Festveranstaltungen zu höheren Übernachtungskosten führen können.

Bei der Prüfung der Notwendigkeit ist auch auf die persönlichen Verhältnisse des Berechtigten abzustellen.


Bundesreisekostengesetz

§ 7 Übernachtungsgeld

(1) Für eine notwendige Übernachtung erhalten Dienstreisende pauschal 20 Euro. Höhere Übernachtungskosten werden erstattet, soweit sie notwendig sind.

(2) Übernachtungsgeld wird nicht gewährt

1. für die Dauer der Benutzung von Beförderungsmitteln,

2. bei Dienstreisen am oder zum Wohnort für die Dauer des Aufenthalts an diesem Ort,

3. bei unentgeltlicher Bereitstellung einer Unterkunft des Amtes wegen, auch wenn diese Unterkunft ohne triftigen Grund nicht genutzt wird, und

4. in den Fällen, in denen das Entgelt für die Unterkunft in den erstattungsfähigen Fahrt- oder sonstigen Kosten enthalten ist, es sei denn, dass eine Übernachtung aufgrund einer zu frühen Ankunft am Geschäftsort oder einer zu späten Abfahrt von diesem zusätzlich erforderlich wird.



3. Kürzung des Tagegelds bei Inklusivpreis

Wird für die Übernachtung ein Inklusivpreis gezahlt, der auch Mahlzeiten mit umfasst, ist gemäß § 6 Abs. 2 JVEG i. V. m. § 6 Abs. 1 BRKG eine Kürzung des nach § 6 Abs. 1 JVEG zu zahlenden Tagegelds vorzunehmen.


Bundesreisekostengesetz

§ 6 Tagegeld

(1) -

(2) Erhalten Dienstreisende ihres Amtes wegen unentgeltlich Verpflegung, werden von dem zustehenden Tagegeld für das Frühstück 20 Prozent und für das Mittag- und Abendessen je 40 Prozent des Tagegeldes für einen vollen Kalendertag einbehalten. Gleiches gilt, wenn das Entgelt für Verpflegung in den erstattungsfähigen Fahrt-, Übernachtungs- oder Nebenkosten enthalten ist. Die Sätze 1 und 2 sind auch dann anzuwenden, wenn Dienstreisende ihres Amtes wegen unentgeltlich bereitgestellte Verpflegung ohne triftigen Grund nicht in Anspruch nehmen. Die oberste Dienstbehörde kann in besonderen Fällen niedrigere Einbehaltungssätze zulassen.
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[image: ]Die Kürzung ist stets vom vollen Tagesgeldsatz (28 €) zu berechnen, jedoch kann das Tagegeld durch die Kürzung niemals unter Null sinken.

Das Tagegeld ist demnach wie folgt zu kürzen:

· Preis enthält die Kosten für Frühstück:	5,60 €
· Preis enthält nur Mittag-oder Abendessen:	11,20 €


Beispiel:	Dem Zeugen entstehen notwendige Übernachtungskosten von 65 €. In den Übernachtungskosten ist das Frühstück enthalten.

Die Abwesenheit des Zeugen von der Wohnung beträgt an dem Tag insgesamt 16 Stunden.

Dem Zeugen sind nach § 6 JVEG zu erstatten:

Übernachtungskosten	=	65,00 €

Tagegeld bei mehr als 12 Stunden Abwesenheit	=	14,00 €

abzgl. Kürzung wegen des Inklusivpreises	mit	-	5,60 € Frühstück um 20 %

Insgesamt:	=	73,40 €
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K. [image: ]Erstattung von baren Aufwendungen (§ 7 JVEG)

1. Sonstige bare Aufwendungen (§ 7 Abs. 1 S. 1 JVEG)

1.1 Anwendungsbereich

Dem Berechtigten sind neben den Reise- und Übernachtungskosten auch die übrigen baren Aufwendungen zu ersetzen, soweit sie für die Heranziehung notwendig waren (§ 7 Abs. 1 S. 1 JVEG).

Die Regelung gilt für sämtliche anspruchsberechtigte Personen nach § 1 JVEG. Handelt es sich um Sachverständige, Dolmetscher oder Übersetzer gilt zudem ergänzend § 12 JVEG, der jedoch nur für diese Berechtigten gilt.

Die nach § 7 Abs. 1 JVEG erstatteten Auslagen sind nicht auf die Entschädigung oder Vergütung anzurechnen.


1.2 Einzelfälle

Eine Erstattung nach § 7 Abs. 1 S. 1 JVEG kommt z. B. in Betracht für:

· Telefonkosten (z. B. wegen notwendiger Rücksprachen mit dem Gericht),

· Portokosten,

· 	Ärztliche Atteste, wenn der Berechtigte ein solches bei der heranziehenden Stelle vorlegen muss, um sein Fernbleiben zu entschuldigen.

In Einzelfällen können auch Rechtanwaltskosten erstattungsfähig sein, wenn der Zeuge einen Rechtsbeistand hinzugezogen hat. Ebenso sind Notarkosten zu erstatten, wenn das Gericht bei einer schriftlichen Zeugenaussage eine öffentliche Beglaubigung oder Beurkundung verlangt hat.


2. Kosten für Vertretungspersonen (§ 7 Abs. 1 S. 2 JVEG)

2.1 Allgemeines

Zu erstatten sind auch Kosten für eine notwendige Vertretung des Herangezogenen (§ 7 Abs. 1 S. 2 JVEG). Ein unmittelbarer Erstattungsanspruch der Vertretungsperson gegenüber der Staatskasse wird nicht begründet. Die Vertretungsperson muss sich an den Herangezogenen wenden, der die Erstattung aus der Staatskasse geltend machen kann.

Die Anweisungsstelle ist berechtigt, von dem Herangezogenen einen Nachweis der gezahlten Vertretungskosten zu verlangen.


2.2 Höhe der Vertretungskosten

Eine betragsmäßige Beschränkung der zu erstattenden Vertretungskosten sieht das JVEG nicht vor. Da jedoch gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 JVEG nur notwendige Vertretungskosten zu erstatten sind, ist zu prüfen, ob diese Kosten angemessen sind.
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[image: ]Im Übrigen findet aber eine Beschränkung auf die Höchstsätze des JVEG nicht statt, da die Regelung auf den vollständigen Kostenersatz abstellt. Der Vertretungsperson kann deshalb, wenn Angemessenheit vorliegt, auch ein Stundensatz gezahlt werden, der die Höchstsätze der §§ 18, 22 JVEG übersteigt.


2.3 Verdienstausfall

Werden einem Zeugen oder ehrenamtlichen Richter Vertretungskosten erstattet, so kommt daneben eine gesonderte Erstattung von Verdienstausfall (§§ 18, 22 JVEG) im Regelfall nicht in Betracht.

Bestellt der Herangezogene eine Vertretung, die nicht durch den Herangezogenen vergütet wird, sondern die Leistung auf eigene Rechnung erbringt, sind Vertretungskosten nicht zu erstatten. In diesem Fall ist jedoch Verdienstausfall nach §§ 18, 22 JVEG wegen der entgangenen Einnahmen zu erstatten. Verdienstausfall ist dabei die Differenz zwischen den von der Vertretung erwirtschafteten Einnahmen und den sonst üblicherweise von dem Herangezogenen selbst erwirtschafteten Einnahmen.

Wird neben den Vertretungskosten kein Verdienstausfall geltend gemacht, sind die Vertretungskosten in voller Höhe zu erstatten.


2.4 Sachverständige

Eine Erstattung von Vertreterkosten kommt nach § 7 Abs. 1 S. 2 JVEG in Betracht. Da der Sachverständige jedoch keine doppelten Einkünfte erzielen soll (Honorar nach § 9 JVEG und Vertreterkosten), hat er sich die von der Vertretung erwirtschafteten Einnahmen anrechnen zu lassen.

Eine Erstattung von Vertreterkosten kommt demnach nur in Betracht, wenn die Kosten für die Vertretungsperson höher sind als die von der Vertretungsperson in der Zeit der Abwesenheit erwirtschafteten Einnahmen.

Der Sachverständige hat deshalb nachzuweisen, in welcher Höhe die bestellte Vertretung Einnahmen erwirtschaftet hat.


2.5 Kosten für die Kinderbetreuung

Fallen aus Anlass der Heranziehung notwendige Kosten für die Kinderbetreuung an, sind sie nach § 7 Abs. 1 JVEG zu erstatten.

Handelt es sich um eine Person, die ihren Haushalt im Sinne der §§ 17, 21 JVEG allein führt, können die Kinderbetreuungskosten als Vertretungskosten nach § 7 Abs. 1 S. 2 JVEG geltend gemacht werden. Bei sonstigen Herangezogenen wird es sich um bare Aufwendungen handeln, die nach § 7 Abs. 1 S. 1 JVEG zu erstatten sind.

Die Höhe der Kosten wird durch das JVEG nicht beschränkt, da sowohl bei baren Aufwendungen als auch den Vertretungskosten der Grundsatz der vollen Kostenerstattung gilt. Dieser wird jedoch insoweit eingeschränkt als die Kosten

· für die Heranziehung notwendig gewesen und
· angemessen sein müssen.
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[image: ]Eine Nachweispflicht sieht § 7 Abs. 1 JVEG nicht vor. Da es sich jedoch um die Erstattung barer Aufwendungen handelt, ist die Anweisungsstelle befugt, einen Nachweis über die Kostenzahlung zu fordern. Das wird insbesondere dann in Betracht kommen, wenn Zweifel bestehen, ob tatsächlich eine Kostenzahlung oder in der genannten Höhe erfolgt ist.

Zu beachten ist jedoch, dass bei Kinderbetreuung oftmals keine Rechnungen vorliegen, weil Verwandte oder Personen aus dem Freundeskreis oder der Nachbarschaft die Kinderbetreuung übernehmen. Die Erstattung der Kosten wird dann trotzdem vorzunehmen sein, wenn die Angaben des Berechtigten glaubhaft und die Kosten für die Kinderbetreuung angemessen erscheinen.


3. Kosten für Begleitpersonen

3.1 Allgemeines

Benötigt der Berechtigte für seine Heranziehung eine Begleitperson, sind die Kosten hierfür nach § 7 Abs. 1 S. 2 JVEG zu ersetzen. Die Regelung gilt für sämtliche berechtigte Personen nach § 1 JVEG.

Einen unmittelbaren Erstattungsanspruch gegenüber der heranziehenden Stelle besitzt jedoch nur der Herangezogene selbst. Die Begleitperson erwirbt keinen direkten Erstattungsanspruch, sondern muss ihre Kosten gegenüber dem Herangezogenen geltend machen.

Die Kostenerstattung für die Begleitperson ist nicht auf die sonst an den Berechtigten zu zahlende Entschädigung oder Vergütung anzurechnen. Hat der Berechtigte aufgrund der Heranziehung selbst Verdienstausfall oder Zeitversäumnis erlitten, ist er hierfür gesondert neben den Begleitkosten zu entschädigen.


3.2 Notwendigkeit der Begleitperson

Eine Erstattung der Kosten erfolgt nach § 7 Abs. 1 S. 2 JVEG nur dann, wenn die Begleitung erforderlich für die Heranziehung gewesen ist. Ob eine Notwendigkeit vorliegt, ist durch die Anweisungsstelle zu prüfen. Hat das Gericht (Richter, Rechtspfleger) die Notwendigkeit vorab bejaht, ist die Anweisungsstelle an diese Entscheidung jedoch gebunden.

Bei der Prüfung, ob die Begleitung erforderlich war, sind die Umstände des jeweiligen Einzelfalls zu berücksichtigen. Neben Alter und Krankheit können auch extreme psychologische Belastungen, z. B. in Strafsachen, eine Begleitung erforderlich machen.

Ist ein Minderjähriger als Zeuge geladen, können die Kosten für die Begleitung durch einen Elternteil notwendig sein. Das gilt insbesondere bei sehr jungen Zeugen. Zu berücksichtigen ist aber auch die Persönlichkeit des minderjährigen Zeugen, so dass wegen der großen Unterschiede in der Persönlichkeitsentwicklung pauschale Altersgrenzen, bis zu denen eine Begleitung notwendig erscheint, nicht angezeigt sind. Ist das Kind z. B. Opfer einer Straftat, kann auch bei älteren Kindern eine Begleitung erforderlich sein.


3.3 Höhe der erstattungsfähigen Begleitkosten

Eine Begrenzung der erstattungsfähigen Kosten sieht § 7 Abs. 1 S. 2 JVEG nicht vor. Es gilt der Grundsatz der vollen Kostenerstattung. Eine Begrenzung auf die Höchstsätze des JVEG erfolgt nicht.
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[image: ]Es handelt sich bei der Regelung des § 7 Abs. 1 S. 2 JVEG um einen Auslagenersatz. Es können deshalb nur tatsächlich entstandene Aufwendungen, die der Herangezogene für die Begleitperson aufgewendet hat, ersetzt werden. Für die von dem Herangezogenen geleisteten Kosten kann eine Quittung verlangt werden.

Da es sich um einen Auslagenersatz handelt, kommt eine Erstattung von Zeitversäumnis nach
§§ 20, 21 JVEG für die Begleitperson nicht in Betracht.7
Im Übrigen kann die nach § 1 JVEG herangezogene Person ihren Erstattungsanspruch, der ihr nach § 7 Abs. 1 S. 2 JVEG für die Begleitperson zusteht, an die Begleitperson abtreten. Eine Erstattung kann die Begleitperson dann nur im Rahmen des ihr abgetretenen Anspruchs der herangezogenen Person geltend machen.8 Die Abtretung kann auch durch konkludentes Handeln erfolgen.
Eine Begrenzung der erstattungsfähigen Kosten sieht § 7 Abs. 1 S. 2 JVEG nicht vor. Es gilt der Grundsatz der vollen Kostenerstattung. Eine Begrenzung auf die Höchstsätze des JVEG erfolgt nicht.

Der Begleitperson ist deshalb neben Reise- und Übernachtungskosten auch Verdienstausfall zu ersetzen, der aber nicht auf die Höchstsätze des § 22 JVEG begrenzt ist. Eine Erstattung von Zeitversäumnis (§§ 20, 21 JVEG) erfolgt nicht.

Beispiel:	Der 90jährige Zeuge wird zum Gerichtstermin durch seinen Enkel begleitet.
. Dieser erleidet aufgrund der Begleitung einen Bruttoverdienstausfall von 8 Stunden zu je 30 €. Hierüber wird eine Bescheinigung des Arbeitgebers vorgelegt.

Weiter sind Fahrtkosten entstanden, weil der Enkel mit seinem Pkw den Zeugen
	gefahren	hat.	Hierfür	werden	Fahrtkosten	von Rückreise) geltend gemacht.
	20
	Kilometern	(Hin-	und

	Die Heranziehung des Zeugen hat 4 Stunden gedauert.
	
	

	Es sind zu entschädigen:
	
	

	Kosten für die Begleitperson (§ 7 Abs. 1 S. 2 JVEG)
	
	

	· Verdienstausfall (8 Stunden ä 30 €)
· Fahrtkosten (20 km ä 0,35 €)
	
	=	240,00€
=	7,00€

	Zeitversäumnis für den Zeugen (§ 20 JVEG)
	
	

	4 Stunden ä4€
	
	=	16,00€

	Insgesamt:
	
	=	263,00 €












7 Schneider, JVEG, 4. Auflage, § 7 Rn. 44.
8 Meyer/Höver/Oberlack, 26. Aufl., § 7 Rn. 15.
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4. [image: ]Erstattung von Fotokopiekosten (§ 7 Abs. 2 JVEG)

4.1 Erstattungsfähige Fotokopien und Ausdrucke

Kosten für Kopien und Ausdrucke sind dem Herangezogenen zu ersetzen. Eine Erstattung erfolgt gemäß § 7 Abs. 2 S. 3 JVEG jedoch nur für:

· Kopien aus Behörden- oder Gerichtsakten,
· Kopien, die zur sachgemäßen Vorbereitung der Angelegenheit erforderlich sind,
· Mehrfertigungen, die auf Aufforderung der heranziehenden Stelle gefertigt werden.

Im Übrigen kommt eine Erstattung nicht in Betracht. Eine Erstattung ist deshalb ausgeschlossen für Kopien des Gutachtens, die lediglich für die Handakten des Sachverständigen gefertigt werden. Auch für vorbereitende Schreiben (z. B. Ladungen zu einem Ortstermin, Anforderungsschreiben) oder Schriftverkehr im Zusammenhang mit der Kostenrechnung des Herangezogenen, kann die Pauschale nicht gewährt werden.


4.2 Höhe der Pauschale

Für die Höhe der Pauschale ist nach der Größe der Kopie bzw. des Ausdrucks und der Art, schwarz-weiß oder Farbe, zu unterscheiden.

Sind in dem Gutachten schwarz-weiß-Kopien und Farbkopien enthalten, fallen beide Pauschalen nach § 7 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 und 2 JVEG an. In diesem Fall sind die Pauschalen auch gesondert zu berechnen, so dass die höheren Pauschsätze für die ersten 50 Seiten jeweils gesondert zu erstatten sind (§ 7 Abs. 2 S. 2 JVEG).


4.2.1 Kopien oder Ausdrucke in schwarz-weiß

Die Pauschale beträgt bei Kopien oder Ausdrucken in schwarz-weiß bei Formaten bis zu DIN A3 0,50 € je Seite für die ersten 50 Seiten und 0,15 € für jede weitere Seite.

Die Pauschale ist dabei für jede Angelegenheit einheitlich, zu berechnen (§ 7 Abs. 2 S. 3 JVEG). Dabei ist nicht auf den jeweiligen Instanzenzug abzustellen, sondern auf den jeweiligen Auftrag. Ein Ergänzungsgutachten stellt regelmäßig einen neuen Auftrag dar, sodass die Pauschale hierfür gesondert zu berechnen ist.

Beispiel 1:   Der Sachverständige wird mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt und soll neben dem Original zwei weitere Exemplare des Gutachtens einreichen. Das Gutachten umfasst 30 schwarz-weiß Seiten.

Zu erstatten sind insgesamt 60 schwarz-weiß-Kopien (2 x 30 Seiten) für die beiden Mehrfertigungen:

	50 Seiten ä 0,50 €
	=
	25,00 €

	10 Seiten ä 0,15 €
	=
	1,50 €



Die Pauschale des § 7 Abs. 2 JVEG beträgt somit 26,50 €.


Beispiel 2: Wie Aufgabe 1, jedoch wird der Sachverständige durch das Gericht nachträglich aufgefordert, ein weiteres Exemplar des Gutachtens einzureichen.
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[image: ]Zu erstatten sind 30 schwarz-weiß-Kopien (2 x 30 Seiten):

30 Seiten ä 0,15 €	=	4,50 €

Wird von einem bereits erstellten Gutachten ein weiteres Mehrexemplar angefordert, handelt es sich um dieselbe Angelegenheit.

Beispiel 3:  Der Sachverständige wird mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt und soll neben dem Original zwei weitere Exemplare des Gutachtens einreichen. Das Gutachten umfasst 30 schwarz-weiß Seiten.

Später werden durch die Parteien weitere Beweisfragen gestellt und der Sachverständige mit der Erstellung eines Ergänzungsgutachtens beauftragt. Neben dem Original sollen zwei Mehrfertigungen eingereicht werden. Das Ergänzungsgutachten umfasst 10 Seiten.

Es handelt sich um zwei verschiedene Angelegenheiten im Sinne des § 7 Abs. 2 JVEG.

Erstes Gutachten

	Zu erstatten sind insgesamt beiden Mehrexemplare:
	60
	schwarz-weiß-Kopien (2 x 30 Seiten) für die

	50 Seiten ä 0,50 €
	=
	25,00 €

	10 Seiten ä 0,15 €
	=
	1,50 €

	Ergänzungsgutachten
	
	



Zu erstatten sind insgesamt 20 schwarz-weiß-Kopien (2x10 Seiten) für die beiden Mehrexemplare:

20 Seiten ä 0,50 €	=	10,00 €

4.2.2 Farbkopien oder Farbausdrucke

Die Pauschale beträgt bei Kopien oder Ausdrucken in Farbe bei Formaten bis zu DIN A3 1
€ je Seite für die ersten 50 Seiten und 0,30 € für jede weitere Seite.

Beispiel:   Der Sachverständige wird mit der Erstellung eines Gutachtens beauftragt und soll neben dem Original zwei weitere Exemplare des Gutachtens einreichen. Das Gutachten umfasst 15 schwarz-weiß Seiten. In dem Gutachten sind weiter 10 Farbseiten enthalten.

Zu erstatten sind insgesamt 30 schwarz-weiß-Kopien (2x15 Seiten) und 20 Farbkopien (2x10 Seiten) für die beiden Mehrfertigungen:

	30 Seiten ä 0,50 €
	=
	15 €

	20 Seiten ä 1 €
	=
	20 €



Die Pauschale des § 7 Abs. 2 JVEG beträgt somit 35 €.
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4.2.3 [image: ]Kopien oder Ausdrucke im Großformat

Sind Kopien oder Ausdrucke in einer Größe von mehr als DIN A3 zu fertigen (z. B. Skizzen, Pläne), kann der Berechtigte wählen zwischen

· der pauschalen Erstattung von 3 € je Seite (§ 7 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 JVEG) oder

· 	der Erstattung der tatsächlich entstandenen Kosten - z. B. Copyshop - bei Fertigung der Kopien gegen Entgelt durch einen Dritten (§ 7 Abs. 2 S. 5 JVEG).

Wählt der Berechtigte die Erstattung der tatsächlichen Kosten, findet insoweit keine Kostenbegrenzung statt, soweit die entstandenen Auslagen notwendig für die Auftragserfüllung waren. Ein tatsächlicher Kostenersatz kommt nur bei Formaten von mehr als DIN A3 in Betracht, bei kleineren Formaten erfolgt nur eine pauschale Kostenerstattung nach
§ 7 Abs. 2 S. 1 JVEG.


4.3 Abgeltungsumfang der Pauschale

Die Pauschale des § 7 Abs. 2 JVEG deckt sämtliche mit der Herstellung der Kopien oder Ausdrucke verbundenen Kosten ab. Neben den Materialkosten (z. B. Papier, Toner) sind auch die Anschaffungs- und Betriebskosten abgegolten. Eine gesonderte Erstattung nach § 7 Abs. 1, § 12 Abs. 1 JVEG kommt insoweit nicht in Betracht.

Abgegolten ist auch der für die Anfertigung der Kopien oder Ausdrucke erforderliche Zeitaufwand. Es kann hierfür deshalb kein Honorar (§ 9 JVEG) gezahlt werden. Auch die Kosten für eine Hilfskraft, welche die Kopien anfertigt, kann durch den Sachverständigen nicht nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 JVEG geltend gemacht werden.


5. Elektronische Dokumente (§ 7 Abs. 3 JVEG)

5.1 Erstattungsfähige Dokumente

Werden anstelle der in § 7 Abs. 2 JVEG genannten Dokumente elektronisch gespeicherte Dateien an die heranziehende Stelle übersandt, sind 1,50 € je Datei zu erstatten (§ 7 Abs. 3 S. 1 JVEG). Die Erstattung kann deshalb nur dann erfolgen, wenn auch die Erstattung von Kopiekosten nach § 7 Abs. 2 JVEG erstattungsfähig gewesen wäre. Eine Erstattung erfolgt deshalb z. B. für die auf einen Datenträger gespeicherten Mehrfertigungen des Gutachtens oder Bilder und Anhänge zu dem Gutachten.

Keine Übersendung elektronischer Dateien ist erfolgt, wenn der Herangezogene die Schriftstücke per Telefax an die heranziehende Stelle übersendet.


5.2 Mehrere elektronische Dokumente

Die Pauschale ist für jedes überlassene elektronische Dokument gesondert zu zahlen.

Werden mehrere Dokumente jedoch in einem Arbeitsgang überlassen oder mehrere Dokumente in einem Arbeitsgang auf denselben Datenträger übertragen, werden höchstens 5
€ ersetzt (§ 7 Abs. 3 S. 2 JVEG).

Handelt es sich um verschiedene Arbeitsgänge oder verschiedene Datenträger, ist die Höchstpauschale mehrfach zu ersetzen.
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[image: ]Beispiel 1:   Der Bausachverständige reicht das schriftliche Gutachten bei Gericht dreifach ein. Es besitzt einen Umfang von 25.000 Zeichen und 23 Seiten. Zusätzlich wird durch den Sachverständigen für das Gericht eine CD-ROM mit einer Bilddatei eingereicht.

Die Pauschale beträgt:

1. Erstellung des Originalgutachtens
25 € x 0,90 € (§ 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 JVEG)	=	22,50 €

2. Kopien für Mehrfertigungen des Gutachtens
2 x 23 Seiten = 46 x 0,50 € (§ 7 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 JVEG)	=	23,00 €

3. Überlassung der Bilddatei
1 x 1,50 € (§ 7 Abs. 3 S. 1 JVEG)	=	1,50 €

Gesamt:	=	47,00 €


Beispiel 2:   Der Bausachverständige reicht das schriftliche Gutachten bei Gericht dreifach ein. Es besitzt einen Umfang von 25.000 Zeichen und 23 Seiten. Zusätzlich werden durch den Sachverständigen drei CD-ROMs mit jeweils 20 Bilddatei eingereicht.

Die Pauschale beträgt:

1. Erstellung des Originalgutachtens
25€x0,90€(§ 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 JVEG)	=	22,50 €

2. Kopien für Mehrfertigungen des Gutachtens
2 x 23 Seiten = 46 x 0,50 € (§ 7 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 JVEG)	=	23,00 €

3. Überlassung der Bilddatei
3 x 5 € (§ 7 Abs. 3 S. 1, 2 JVEG)	=	15,00 €

Gesamt:	=	60,50 €
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L. [image: ]Vergütung von Sachverständigen

1. Umfang der Vergütung

Sachverständige erhalten eine Vergütung, wenn sie von einer in § 1 JVEG benannten Stelle herangezogen werden.

Der Umfang der Vergütung bestimmt sich nach § 8 Abs. 1 JVEG, so dass Sachverständige demnach beanspruchen können:

· ein Honorar (§§ 9, 10 JVEG),
· Fahrtkostenersatz (§ 5 JVEG),
· Tagegelder und Übernachtungskosten (§ 6 JVEG),
· Ersatz für sonstige und für besondere Aufwendungen (§§ 7, 12 JVEG).


2. Vergütung

2.1 Grundsatz

Sachverständige erhalten für ihre Leistungen ein Stundenhonorar. Für die häufigsten Sachgebiete ist der Stundensatz in der Anlage 1 zu § 9 Abs. 1 JVEG festgelegt. Handelt es sich um ein dort genanntes Sachgebiet, ist das Stundenhonorar dort direkt zu entnehmen, eine vorherige Zuordnung zu einer Honorargruppe - bis zum 31.12.2020 vorgesehen - gibt es nicht.

Die Anlage 1 teilt sich einen Teil 1 (nichtmedizinische Gutachten) und einen Teil 2 (medizinische und psychologische Gutachten). In Teil 1 beträgt das höchste Stundenhonorar 155€.


2.2 Zuordnung der Leistung

2.2.1 Zuordnung eines in Anlage 1 aufgeführten Sachgebiets

Die Zuordnung der Leistung zu einem Stundenhonorar bestimmt sich ausschließlich nach der Anlage 1 zu § 9 Abs. 1 JVEG. Wird die Leistung auf einem dort genannten Sachgebiet erbracht, muss die Leistung dem dort genannten Stundenhonorar zugeordnet werden.

Dabei ist auf die Entscheidung über die Heranziehung abzustellen (§ 9 Abs. 1 S. 2 JVEG), so dass es auf das im Beweisbeschluss bezeichnete Sachgebiet ankommt.

Beispiel:	Der Sachverständige wird beauftragt ein Gutachten zum Wert eines mit einem Einfamilienhaus bebauten Grundstücks zu erstellen.

Es handelt sich um eine Tätigkeit auf dem Sachgebiet „Bewertung von Immobilien und Rechten an Immobilien“, dem gemäß Nummer 7 der Anlage 1 zu § 9 Abs. 1 JVEG ein Stundenhonorar von 115 € zugeordnet ist.

Die Leistung des Sachverständigen ist folglich mit diesem Stundenhonorar zu vergüten. Das Stundenhonorar kann nur nach Maßgabe des § 13 JVEG überschritten werden.

Ist die Leistung auf mehreren Sachgebieten zu erbringen oder betrifft das medizinische oder psychologische Gutachten mehrere Gegenstände und sind die Sachgebiete oder Gegenstände verschiedenen Honorargruppen zugeordnet, bemisst sich das Honorar
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[image: ]einheitlich für die gesamte erforderliche Zeit nach der höchsten dieser Honorargruppen (§ 9 Abs. 2 S. 2 JVEG). Führt das danach bestimmte Stundenhonorar zu Unbilligkeiten, ist der Stundensatz nach billigem Ermessen zu bestimmen (§ 9 Abs. 2 S. 3 JVEG).


2.2.2 Zuordnung von nicht aufgeführten Sachgebieten

Ist die Leistung auf einem nicht in der Anlage 1 genanntem Sachgebiet zu erbringen, ist das Stundenhonorar nach billigem Ermessen zu bestimmen (§ 9 Abs. 2 S. 1 JVEG). Dabei ist der außergerichtlich für solche Leistungen allgemein übliche Stundensatz zugrunde zu legen. Der höchste in Anlage 1 vorgesehene Stundensatz von 155 € darf dabei nicht überschritten werden (§ 9 Abs. 2 S. 1 JVEG).

In der Rechtsprechung und Literatur hat sich daneben jedoch auch das Kriterium der Vergleichbarkeit herausgebildet. Danach kann eine Leistung auch einem in der Anlage 1 zu §
9 Abs. 1 JVEG genannten Sachgebiet zugeordnet werden, wenn die konkret erbrachte Leistung mit diesem Sachgebiet vergleichbar ist.


2.2.3 Vorabfestsetzung der Honorargruppe

Der Sachverständige kann bereits vor Geltendmachung der Vergütung hinsichtlich der Zuordnung der Leistung zu einer Honorargruppe die gerichtliche Festsetzung nach § 4 Abs. 1 JVEG beantragen. Die Regelung soll es dem Sachverständigen ermöglichen, schon sehr frühzeitig - unter Umständen sogleich nach seiner Ernennung und damit schon vor Aufnahme der ihm übertragenen Aufgaben - Klarheit über die Höhe seiner Vergütung zu erlangen.9

Gegen die Entscheidung findet die Beschwerde nach § 4 Abs. 3 JVEG statt. Hierzu bestimmt
§ 9 Abs. 3 S. 1 JVEG jedoch, dass § 4 JVEG mit der Maßgabe entsprechend gilt, dass die Beschwerde auch zulässig ist, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 € nicht übersteigt. Die Beschwerde ist jedoch nur zulässig, solange der Anspruch auf Vergütung noch nicht geltend gemacht worden ist (§ 9 Abs. 3 S. 2 JVEG).


2.3 Heranziehung zu ungünstigen Zeiten (§ 9 Abs. 6 JVEG)

Nach § 9 Abs. 6 S. 1 JVEG erhöht sich das Honorar um 20 Prozent erhöhen, wenn der Sachverständige seine Leistung zwischen 23 und 6 Uhr oder an Sonn- oder Feiertagen erbringt und die heranziehende Stelle feststellt, dass die Leistungserbringung zu dieser Zeit notwendig ist oder war. Die Feststellung kann sowohl vor, als auch nach der Leistungser­ bringung erfolgen.

Es erhöht sich nur das Honorar nach § 9 JVEG, nicht auch die übrigen Vergütungsteile nach
§ 8 Abs. 1 Nr. 2-4 JVEG.

Für die Berechnung gilt § 8 Abs. 2 Satz 2 JVEG sinngemäß (§ 9 Abs. 6 Satz 2 JVEG).

Damit wird klargestellt werden, dass die Erhöhung des Honorars nach § 9 Abs. 6 S. 1 JVEG nur für solche Leistung eintritt, die notwendigerweise während der ungünstigen Zeiten erbracht wurde. Für die übrige Leistung verbleibt es bei dem normalen Honorar. Werden sowohl während als auch außerhalb der ungünstigen Zeit Leistungen erbracht, hat der Sachverständige die maßgeblichen Zeiten differenziert in seiner Abrechnung anzugeben.



9 BT-Drucksache 15/1971, S. 182 zu § 9 Abs. 1 Satz 5 JVEG.
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[image: ]Der Zeitaufwand, der auf die ungünstige Zeit entfällt, ist nach § 8 Abs. 2 S. 2 JVEG dann auf eine volle Stunde aufzurunden, wenn auf die zu dieser Zeit erbrachten Leistung mehr als 30 Minuten entfallen.

Beispiel 1: Der Sachverständige erhält einen Stundensatz von 100 €. Er benötigt für die Gutachtenerstellung insgesamt 15 Stunden. Davon entfallen 2 Stunden und 45 Minuten auf die Nachtzeit.

Die Notwendigkeit der Erbringung der Leistung während der Nachtzeit wird vom Gericht festgestellt.

Der Sachverständige erhält folgendes Honorar:

Tätigkeit während der Nachtzeit	=	360,00 € (3 Stunden ä 100 € x 1,2)

Übrige Tätigkeit	=	1.200,00 € (12 Stunden ä 100 €)

Die auf die Nachtzeit entfallende Tätigkeit ist auf volle 3 Stunden aufzurunden.

Beispiel 2: Der Sachverständige erhält einen Stundensatz von 100 €. Er benötigt für die Gutachtenerstellung insgesamt 14 Stunden und 20 Minuten. Davon entfallen 2 Stunden und 15 Minuten auf die Nachtzeit.

Die Notwendigkeit der Erbringung der Leistung während der Nachtzeit wird vom Gericht festgestellt.

Der Sachverständige erhält folgendes Honorar:

Tätigkeit während der Nachtzeit	=	300,00 € (2,5 Stunden ä 100 € x 1,2)

Übrige Tätigkeit	=	1.200,00 € (12 Stunden ä 100 €)

Es ist zunächst der gesamte Zeitaufwand nach § 8 Abs. 2 Satz 2 JVEG auf 14,5 Stunden aufzurunden. Davon entfallen auf die Tätigkeit während der Nachtzeit 2,5 Stunden, da auch diese Zeit nach § 8 Abs. 2 Satz 2 JVEG aufzurunden ist.


3. Zeitlicher Umfang der Vergütung (§ 8 Abs. 2 S. 1 JVEG)

3.1 Erforderliche Zeit

Bemisst sich das Honorar nach Stundensätzen, wird es für jede Stunde der erforderlichen Zeit gewährt (§ 8 Abs. 2 S. 1 JVEG). Zu vergüten sind ausdrücklich auch notwendige Reise- und Wartezeiten.

Maßgeblich ist deshalb die für die Erbringung der Leistung erforderliche Zeit, und nicht die tatsächlich benötigte Zeit. Erforderliche Tätigkeiten sind z. B. notwendiges Aktenstudium, Diktat und Durchsicht des Gutachtens, Vorbereitungszeit etwa für Ortstermine oder die mündliche Erläuterung des Gutachtens. Davon abzugrenzen ist jedoch die Frage, ob der für solche Tätigkeiten tatsächlich geltend gemacht Zeitaufwand erforderlich für die Leistungserbringung war.
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[image: ]Die Zeiten für lebensnotwendige Pausen, auch solche die der Nahrungsaufnahme dienen, sind jedoch nicht vergütungsfähig. Die Zeit der Nachtruhe als notwendige Phase der Regeneration hat außer Ansatz zu bleiben.10


3.2 Objektive Kriterien

Der erforderliche Zeitaufwand ist nach objektiven Maßstäben zu bestimmen, wobei Umfang der Sache, Schwierigkeit der Beweisfrage und die Bedeutung der Sache zu berücksichtigen sind.

Abzustellen ist auf den Zeitaufwand, den ein Sachverständiger mit durchschnittlichen Fähigkeiten bei sachgemäßer Arbeitserledigung benötigt, um die Beweisfrage vollständig und sachgemäß zu beantworten.


3.3 Mitteilung des Zeitaufwands durch den Sachverständigen

Um dem Gericht eine Prüfung zu ermöglichen, ob der geltend gemachte Zeitaufwand für die Leistungserbringung erforderlich gewesen ist, hat der Sachverständige mit seiner Kostenrechnung auch eine Aufschlüsselung des benötigten Zeitaufwands einzureichen. Dabei genügt die bloße Anzahl der Gesamtstundenzahl nicht, sondern es ist eine nachvollziehbare Aufschlüsselung der einzelnen Tätigkeiten mitzuteilen.


3.4 Nachprüfung des Zeitaufwands durch das Gericht

Den von dem Sachverständigen gemachten Angaben über den benötigten Zeitaufwand ist im Allgemeinen Glauben zu schenken. Der Anweisungsbeamte ist jedoch gleichwohl nicht von seiner Verpflichtung entbunden, den geltend gemachten Zeitaufwand nach Erforderlichkeit zu prüfen. Eine Nachprüfungspflicht besteht immer dann, wenn der durch den Sachverständigen geltend gemachte Zeitaufwand, auch bei Anlegung objektiver Kriterien und eines großzügigen Maßstabs, den vertretbaren Rahmen übersteigt.

Insbesondere dann, wenn der vom Sachverständigen angegebene Zeitaufwand im Hinblick auf die erbrachte Leistung ungewöhnlich hoch erscheint, kann eine Kürzung des geltend gemachten Zeitaufwands angebracht sein. Gleiches gilt, wenn der tatsächlich benötigte und angegebene Zeitaufwand erheblich von dem Zeitaufwand abweicht, den ein durchschnittlich befähigter Sachverständiger benötigt hätte.

Hält der Anweisungsbeamte den geltend gemachten Zeitaufwand nicht für die Leistungserbringung erforderlich, so ist er zur vollständigen oder teilweisen Kürzung des geltend gemachten Zeitaufwands berechtigt. Im Falle einer Kürzung des geltend gemachten Zeitaufwands ist der Sachverständige hiervon unter Angabe der Gründe schriftlich in Kenntnis zu setzen. Dabei ist gemäß § 4c JVEG zugleich auf die Möglichkeit des Antrags auf gerichtliche Festsetzung hinzuweisen.








10 KG JurBüro 2015, 543.
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4. [image: ]Aufrundung der letzten Stunde (§ 8 Abs. 2 S. 2 JVEG)

Die letzte bereits begonnene Stunde wird auf eine volle Stunde aufgerundet, wenn sie zu mehr als 30 Minuten für die Erbringung der Leistung erforderlich war (§ 8 Abs. 2 S. 2 JVEG). Andernfalls ist die Vergütung nur für eine halbe Stunde zu zahlen.

Aufzurunden ist nur der Gesamtzeitaufwand. Unzulässig ist eine Aufrundung für einzelne Tätigkeiten.


5. Mehrere Angelegenheiten (§ 8 Abs. 3 VEG)

Hat der Sachverständige dieselbe Leistung für verschiedene Angelegenheiten erbracht, kann er den aufgewendeten Zeitaufwand gegenüber der heranziehenden Stelle gleichwohl nur einmal geltend machen.

Soweit vergütungspflichtige Leistungen oder Aufwendungen auf die gleichzeitige Erledigung mehrerer Angelegenheiten entfallen, ist die Vergütung deshalb nach der Anzahl der Angelegenheiten aufzuteilen (§ 8 Abs. 3 JVEG).

Kann eine Aufteilung oder Zuordnung auf die einzelnen Angelegenheiten nicht erfolgen, ist die Aufteilung gleichmäßig vorzunehmen.

Eine Aufteilung ist auch für den Einzug der Gerichtskosten vorgesehen (Vorbem. 9 Abs. 2 KV­ GKG, Vorbem. 2 Abs. 2 KV-FamGKG, Vorbem. 3 S. 1 KV-GNotKG).


Beispiel:	Der	Sachverständige	führt	an	einem	Tag	zwei	Ortsbesichtigungen	durch.
Hierfür fährt er von A nach B, wobei die Hinfahrt zwei Stunden dauert.

Im Ort B führt er zunächst die Ortsbesichtigung für Angelegenheit 1 durch. Hierfür werden zwei Stunden aufgewendet.

Anschließend fährt der Sachverständige innerhalb von Ort B zwanzig Minuten, um eine Ortsbesichtigung für die Angelegenheit 2 durchzuführen. Die Ortsbesichtigung dauert weitere zwei Stunden.

Anschließend fährt der Sachverständige von B wieder nach A. Die Fahrt dauert zwei Stunden.

Lösunq:

Der Sachverständige hat die Fahrtzeiten von A nach B für beide Angelegenheiten erbracht. Er darf den Zeitaufwand nicht doppelt abrechnen, sondern muss ihn auf die beiden Angelegenheiten angemessen verteilen, hier jeweils zur Hälfte.

Die Hin- und Rückfahrt von A nach B beträgt jeweils zwei Stunden, insgesamt also vier Stunden. Davon entfallen auf Angelegenheiten 1 und 2 jeweils zwei Stunden.

Die erste Ortsbesichtigung in B entfällt allein auf Angelegenheit 1. Die Fahrt innerhalb von B und die zweite Ortsbesichtigung sind hingegen ausschließlich der Angelegenheit 2 zuzurechnen.


51
Hagen Schneider_Zahlung von Entschädigungen und Vergütungen nach dem JVEG (September 2022)

6. [image: ]Sachverständige aus dem Ausland (§ 8 Abs. 4 JVEG)

Sachverständigen, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland haben, kann nach billigem Ermessen eine höhere Vergütung gewährt werden (§ 8 Abs. 4 JVEG). Da die Regelung auf die Vergütung des § 8 Abs. 1 JVEG verweist, kommt neben dem Honorar auch eine erhöhte Zahlung nach §§ 5-7, 12 JVEG in Betracht.

Bei der Entscheidung sind die persönlichen Verhältnisse des Sachverständigen, insbesondere dessen Erwerbseinkommen zu berücksichtigen.
§ 8 Abs. 4 JVEG stellt nicht auf die Nationalität des Sachverständigen ab, so dass auch ein Deutscher, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, Anspruch auf die erhöhte Vergütung besitzt. Maßgeblich ist allein, dass sich der gewöhnliche Aufenthalt im Ausland befindet. Umgekehrt kann deshalb bei gewöhnlichem Aufenthalt in Deutschland, unabhängig von der Nationalität, nur eine Vergütung nach § 8 Abs. 1 JVEG gewährt werden.

Über die Gewährung der erhöhten Entschädigung nach § 8 Abs. 4 JVEG entscheidet zunächst die Anweisungsstelle nach billigem Ermessen. Hat das Gericht (Richter, Rechtspfleger) jedoch eine Bestimmung getroffen, bindet diese den Anweisungsbeamten. Gegen die Entscheidung des Anweisungsbeamten kann Antrag auf gerichtliche Festsetzung nach § 4 Abs. 1 JVEG gestellt werden.


7. Ersatz für besondere Aufwendungen (§12 JVEG)

7.1 Regelungsinhalt

Neben den in §§ 5 bis 7 JVEG genannten Aufwendungen, sind dem Sachverständigen auch die in § 12 JVEG genannten besonderen Aufwendungen zu ersetzen. Die Regelung des § 12 JVEG ergänzt §§ 5 bis 7 JVEG deshalb nur, so dass sie unberührt bleiben und auch für die Sachverständigen weiterhin Anwendung finden.

Nach § 12 Abs. 1 S. 2 JVEG sind dem Sachverständigen gesondert zu ersetzen die Kosten für:

· notwendige aufgewendete bare Auslagen (Fremdrechnungen),
· Hilfskräfte,
· für Untersuchungen verbrauchte Stoffe und Werkzeuge,
· Fotos, die zur Vorbereitung und Erstattung des Gutachtens notwendig waren,
· Kosten für die Erstellung des schriftlichen Gutachtens,
· die auf die Vergütung entfallende Umsatzsteuer,
· Aufwendungen für Post- und Telekommunikationsleistungen.


7.2 Keine Erstattung von Allgemeinkosten

Die üblichen Gemeinkosten des Sachverständigen und die üblicherweise mit der Erstellung des Gutachtens verbundenen Auslagen sind bereits durch die Vergütung abgegolten (§ 12 Abs. 1 S. 1 JVEG). Eine gesonderte Erstattung findet insoweit nicht statt.

Hierzu gehören insbesondere die Kosten für Miete, Heizung und Strom für das Büro des Sachverständigen.

Umstritten ist in Rechtsprechung und Literatur jedoch, ob ein Sachverständiger der an seinen Dienstherrn oder an öffentliche Einrichtungen ein Entgelt für die Benutzung der dortigen Räume und Gerätschaften zahlen muss, dieses nach § 12 JVEG erstattet verlangen kann. Es
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[image: ]wird hier wohl der Auffassung zuzustimmen sein, die eine gesonderte Erstattung ablehnt,11 weil es sich um allgemeine Kosten handelt, die nach § 12 Abs. 1 S. 1 JVEG ausdrücklich von der Erstattung ausgeschlossen sind und auch keine Besserstellung gegenüber Sachverständigen erfolgen darf, die solche Benutzungsentgelte nicht zu zahlen haben.


7.3 Hilfskräfte

7.3.1 Heranziehung von Hilfskräften

Der Sachverständige kann für die Erstattung des Gutachtens auch Hilfskräfte hinzuziehen. Die Hilfskraft erledigt Aufgaben, die im Rahmen der Heranziehung anfallen und üblicherweise durch den Sachverständigen auszuführen wären. Das Gutachten muss jedoch weiterhin eine persönliche, von dem Sachverständigen erbrachte Leistung bleiben. Unerheblich ist, ob es sich bei der Hilfskraft um eine gegenüber dem Sachverständigen mehr oder weniger qualifizierte Person handelt. Eine Weiterleitung des Auftrags an Dritte ist jedoch unzulässig.

Hilfskräfte können auch bei dem Sachverständigen selbst beschäftigte Personen sein, z. B. Schreibkräfte (siehe unten 7.3.4) oder Laborangestellte.


7.3.2 Kein Erstattungsanspruch gegenüber der Staatskasse

Bei der Heranziehung einer Hilfskraft durch den Sachverständigen handelt es sich um ein privatrechtliches Verhältnis zwischen dem Sachverständigen und der Hilfskraft. Die Hilfskraft erlangt deshalb keinesfalls einen direkten Erstattungsanspruch gegenüber der Landeskasse.


7.3.3 Höhe der Kostenerstattung

Die Kosten, die dem Sachverständigen für die Hinzuziehung der Hilfskraft entstehen, sind nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 JVEG gesondert zu erstatten.

Eine Begrenzung der Kosten sieht das JVEG nicht vor. Es gilt deshalb der Grundsatz der vollen Kostenerstattung. Das gilt sowohl für die Stundensätze als auch die Auslagen der Hilfskraft.

Die für die Hilfskraft erstattet verlangten Kosten müssen jedoch angemessen sein. Sie dürfen deshalb im Verhältnis zur Gesamtvergütung oder dem Stundensatz, der. an den Sachverständigen selbst gezahlt wird, in keinem Missverhältnis stehen.

Ein Nachweis der an die Hilfskraft gezahlten Beträge sieht das Gesetz nicht vor, jedoch kann das Gericht einen solchen verlangen, der dann auch beizubringen ist.


7.3.4 Schreibkräfte als Hilfskraft

Auch Schreibkräfte können als Hilfskraft hinzugezogen werden. Eine gesonderte Erstattung scheidet aber aus, soweit die Schreibkraft das Gutachten fertigt, weil diese Arbeiten ausschließlich mit der Pauschale nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 JVEG abgegolten werden.

Eine Erstattung ist jedoch vorzunehmen, wenn die Hilfskraft vorbereitende Schreiben fertigt, wie z. B. Ladungsschreiben für einen Ortstermin.


11Vgl. Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 12 Rn. 5.
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[image: ]Für typische Büroarbeiten wie die Aktenanlage oder auch das Fertigen der Kostenrechnung des Sachverständigen, sind die Kosten für die Hilfskraft nicht erstattungsfähig, da es sich um Gemeinkosten handelt.


7.3.5 Zuschlag zu den Gemeinkosten für Hilfskräfte

Eine Ausnahme von dem allgemeinen Verbot der Erstattung von Gemeinkosten gilt, wenn Gemeinkosten dadurch entstehen, dass bei dem Sachverständigen Hilfskräfte beschäftigt sind.

Hierzu bestimmt § 12 Abs. 2 JVEG, dass der auf die Hilfskräfte entfallende Teil der Gemeinkosten durch einen Zuschlag von 15 Prozent auf den Betrag abgegolten wird, der als notwendige Aufwendung für die Hilfskräfte zu ersetzen ist. Der Zuschlag beträgt stets 15 Prozent, es handelt sich nicht um einen Höchstsatz. Eine höhere Pauschale darf nicht gezahlt werden.

Hat die Hilfskraft keine oder nur unwesentlich erhöhte Gemeinkosten veranlasst, findet eine Zahlung des Zuschlags nicht statt.

Die Gewährung des Zuschlags setzt zudem voraus, dass die Hilfskraft bei dem Sachverständigen beschäftigt ist.


7.4. Verbrauchte Stoffe und Werkzeuge

7.4.1 Erstattungsfähigkeit

Werden für eine Untersuchung Stoffe oder Werkzeuge verbraucht, sind die hierfür entstandenen Kosten gesondert nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 JVEG zu erstatten.

Zu beachten ist, dass für bestimmte besondere Leistungen (§ 10 JVEG) eine gesonderte Erstattung von verbrauchten Stoffen nach § 10 Abs. 2 S. 2 JVEG wegen des dortigen Verweises in die GOÄ ausgeschlossen sein kann (siehe unten Kapitel M, Nr. 2.3).

Eine Erstattung ist auch immer dann ausgeschlossen, wenn die Kosten bereits durch andere Regelungen abgegolten werden, z. B. Fahrtkosten (§ 5 JVEG) oder Druck- und Kopierkosten (§7 Abs. 2 JVEG).


7.4.2 Keine Erstattung von Gemeinkosten

Eine Erstattung von Gemeinkosten findet nicht statt, so dass Kosten, die für die normale Abnutzung von Geräten entstehen, welche der Sachverständige für seine tägliche Arbeit benötigt, nicht ersetzt werden. Das gilt auch für besonders teure Geräte.

Muss der Sachverständige jedoch Maschinen oder Geräte anmieten, die nur zur Erledigung des konkreten Auftrags benötigt werden, erfolgt eine gesonderte Erstattung dieser Kosten.
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7.5 [image: ]Fremdkosten

Notwendige Fremdkosten sind dem Sachverständigen zu erstatten. Das gilt beispielsweise dann, wenn der Sachverständige Fremdfirmen beauftragen muss, um den Auftrag auszuführen (z. B. Bohrungen oder Gebäudeöffnungen). Es handelt sich dann um bare Aufwendungen, die nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 JVEG zu ersetzen sind. Wegen der Erstattung der Umsatzsteuer für Fremdrechnungen siehe unten 7.8.2.


7.6 Erstattung der Kosten für Fotos

Für jedes Foto, das zur Vorbereitung und Erstattung des Gutachtens erforderlich ist, sind 2 € je Foto zu erstatten (§ 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 JVEG). Eine Unterscheidung zwischen Färb- und schwarz-weiß-Fotos findet nicht statt. Mit der Pauschale ist der gesamte Aufwand für die Herstellung, Entwicklung und das Einkleben der Fotos abgegolten.

Vergütungsfähig sind sämtliche zur Vorbereitung und Erstattung des Gutachtens erforderlichen Fotos. Liegt Erforderlichkeit vor, wobei objektive Maßstäbe anzusetzen sind, kommt es deshalb nicht darauf an, dass das Foto tatsächlich in dem Gutachten verwendet wird. Eine Erstattung kann deshalb auch erfolgen, wenn das Foto überhaupt nicht mehr ausgedruckt wird, sondern nur noch auf einem Datenträger gespeichert ist.

Für die von dem Foto gefertigten weiteren Abzüge oder Ausdrucke findet eine Erstattung im Regelfall nicht statt, da die Kostenerstattung über § 7 Abs. 2 JVEG erfolgt. Eine Ausnahme gilt nur dann, wenn das Foto nicht Teil des schriftlichen Gutachtens geworden ist. in diesem Fall sind für den zweiten und jeden weiteren Abzug oder Ausdruck 0,50 € je Foto zu erstatten.

Beispiel 1:  Das Gutachten eines Bausachverständigen wird im Original mit zwei Mehrfertigungen vorgelegt. In dem Gutachten, das aus 25 Seiten besteht, sind 20 Fotos enthalten. Das Gutachten besitzt einen Umfang von 24.000 Zeichen.

Zu vergüten sind für Fotos, schriftliche Fertigung und Mehrfertigungen:

1. Fertigung der Fotos
20 x 2 € (§ 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 JVEG)	=	40,00 €

.2. Schriftliche Gutachtenerstellung
24 x 0,90 €(§ 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 JVEG)	=	21,60 €

3. Fertigung der Mehrfertigungen
50 x 0,50 € (§ 7 Abs. 2 JVEG)	=	25,00 €

Gesamt:	=	86,60 €

Beispiel 2:   Wie Beispiel 1, jedoch hat der Sachverständige 15 weitere Fotos gefertigt, die für die Erstellung des Gutachtens notwendig waren, aber nicht in dem Gutachten enthalten sind.

Zu vergüten sind für Fotos, schriftliche Fertigung und Mehrfertigungen:

1. Fertigung der Fotos
35 x 2 € (§ 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 JVEG)	=	70,00 €

2. Schriftliche Gutachtenerstellung
24 x 0,90 €(§ 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 JVEG)	=	21,60 €
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3. [image: ]Fertigung der Mehrfertigungen
50 x 0,50 €(§ 7 Abs. 2 JVEG)	=	25,00 €

Gesamt:	=	116,60 €

Beispiel 3:  Vor der Fertigstellung des Gutachtens wird der Auftrag wegen Klagerücknahme durch das Gericht vorzeitig beendet. Das Gutachten war noch nicht fertiggestellt, jedoch hat der Sachverständige bereits 10 Originalfotos und hiervon jeweils zwei weitere Ausdrucke gefertigt.

Zu vergüten sind für Fotos:

1. Erster Ausdruck der Fotos
10 x 2 € (§ 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 JVEG)	=	20,00 €

2. Zweiter und dritter Ausdruck der Fotos
20 x 0,50 €(§ 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 JVEG)	=	10,00 €

Gesamt:	=	30,00 €


7.7 Erstellung des schriftlichen Gutachtens

Für  die  (schreibtechnische)  Fertigung  des  Gutachtens  werden  dem  Sachverständigen  nach
§ 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 JVEG 0,90 € je angefangene 1.000 Anschläge erstattet.

Handelt es sich um ein medizinisches oder psychologisches Gutachten, welche in Teil 2 der Anlage 1 zu § 9 Abs. 1 JVEG geregelt sind, beträgt die Pauschale 1,50 € je angefangene 1.000 Anschläge. Gleiches gilt, wenn es sich um eine Tätigkeit nach der Anlage 2 zu § 10 Abs. 1 JVEG handelt.

Da die Pauschale je angefangene 1.000 Anschläge gewährt wird, ist die Anschlagszahl stets auf volle 1.000 aufzurunden. Ist die Zahl der Anschläge nicht bekannt, ist sie zu schätzen.

Durch die Pauschale werden sämtliche Kosten für die Fertigung des Gutachtens abgegolten, einschließlich der angefallenen Materialien und der Schreibkräfte.

Die Pauschale wird nur für das schriftliche Gutachten gewährt. Für die vorbereitenden Schreiben, Sachstandsanfragen an das Gericht, Übersendungsschreiben oder die Kostenrechnung wird die Pauschale nicht gezahlt. Für von dem Gutachten angefertigte Mehrfertigungen gilt § 7 Abs. 2 JVEG.

Beispiel 1:  Erstellt wird ein Gutachten über die Bewertung von Immobilien. Es besitzt einem Umfang von 28.900 Anschlägen.

Für die (schriftliche) Erstellung des Gutachtens sind zu vergüten: 29 x 0,90 € = 26,10 €
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Beispiel 2:		Erstellt wird ein medizinisches Gutachten. Es besitzt einem Umfang von 28.900 Anschlägen.

Für die (schriftliche) Erstellung des Gutachtens sind zu vergüten: 29 x 1,50 € = 43,50 €

7.8 Erstattung von Umsatzsteuer

7.8.1 Erstattung bei Umsatzsteuerpflicht

Die auf die Vergütung zu zahlende Umsatzsteuer ist nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 JVEG gesondert zu erstatten. Eine Erstattung erfolgt nur, wenn der Sachverständige nach § 19 Abs.
1 UStG der Umsatzsteuerpflicht unterliegt. Eine solche Steuerpflicht besteht, wenn der Umsatz zuzüglich der darauf entfallenden Steuer im vorangegangenen Kalenderjahr 22.000 € überstiegen hat und im laufenden Kalenderjahr voraussichtlich 50.000 € übersteigen wird.

Bei medizinischen oder psychologischen Gutachten ist zu beachten, dass bestimmte Gutachten gemäß § 4 Nr. 14 UStG nicht der Umsatzsteuerpflicht unterliegen.

Die Höhe des Umsatzsteuersatzes beträgt:


01.01.2007-30.06.2020
01.07.2020-31.12.2020
ab 01.01.2021

19 % (ermäßigter Satz: 7,0 %)
16 % (ermäßigter Satz: 5,0 %)
19 % (ermäßigter Satz: 7,0 %)

[image: ]

7.8.2 Fremdleistungen

Sind dem Sachverständigen bare Aufwendungen entstanden, sind die Fremdrechnungen nur mit ihrem Nettobetrag zu berücksichtigen und die nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 JVEG zu erstattende Umsatzsteuer nur auf den Gesamtbetrag der Vergütung, die auch die Nettofremdrechnung einschließt, zu erstatten.

Auch für Fremdleistungen, die der Umsatzsteuerpflicht nicht unterliegen, z. B. Postdienstleistungen (vgl. § 4 Nr. 11b UStG), kann der Sachverständige die Erstattung der Umsatzsteuer nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 JVEG verlangen, weil sich seine Umsatzsteuerpflicht nach dem Umfang der Gesamtvergütung richtet.

Beispiel 1:	Der Sachverständige unterliegt der Umsatzsteuerpflicht.

Neben seinem Honorar von 1.500 € macht er Fremdleistungen geltend. Hierfür legt er eine Rechnung über 595 € vor, die auch 19% Umsatzsteuer = 95 € enthält.

Die Fremdrechnung ist nur mit ihrem Nettobetrag von 500 € (595 € abzgl. 95 € Umsatzsteuer) zu berücksichtigen.

Auf die Gesamtvergütung von 2.000 € (Honorar: 1.500 €, Nettofremdrechnung: 500 €) ist dann die Umsatzsteuer gemäß § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 JVEG i. H v. 380 € (19% aus 2.000 €) zu erstatten.

An den Sachverständigen sind folglich 2.380 € zu zahlen.
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[image: ]Beispiel 2:   Der Sachverständige unterliegt der Umsatzsteuerpflicht.

Neben seinem Honorar von 1.500 € macht er tatsächliche Portokosten von 3ß,.f0 € geltend, für die er auch die Quittungen vorlegt. Die Leistung ist umsatzsteuerfrei.

Aufgrund der Umsatzsteuerpflicht des Sachverständigen, kann er eine Erstattung der Umsatzsteuer nach § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 JVEG auch für die umsatzsteuerfreien Fremdleistungen verlangen.

Die Umsatzsteuer ist auf die Gesamtvergütung von 1-&5Q-€ (Honorar: 1.500 €, Portokosten: 38,50 €) i. H. v. 292,32 € (19% aus 1.538,50 €) zu erstatten.

An den Sachverständigen sind folglich 1.830,82 € zu zahlen.


7.8.3 Keine gesonderte Ausweisung der Umsatzsteuer

Obwohl eine Vorsteuerabzugsberechtigung nach § 15 UStG nur besteht, wenn der Umsatzsteuerbetrag gesondert in der Rechnung ausgewiesen ist, bestehen nach §§ 33, 34 UStDV12 13 Ausnahmen für Rechnungen über Kleinbeträge und für Fahrausweise. Danach darf bei Rechnungen über Kleinbeträge bis 250 € der Rechnungsbetrag (Entgelt und Steuerbetrag) in einer Summe ausgewiesen werden, jedoch muss in der Rechnung der Steuersatz angegeben sein.


7.8.4 Fahrausweise

In Fahrausweisen, die für die Beförderung von Personen ausgegeben werden, kann der Rechnungsbetrag (Entgelt und Steuerbetrag) in einer Summe ausgewiesen werden. Auch bedarf es der Angabe des Steuersatzes nicht, wenn die Beförderungsleistung dem ermäßigten Steuersatz nach § 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG unterliegt, also insbesondere innerhalb einer Gemeinde erfolgt oder die Beförderungsstrecke nicht mehr als 50 km beträgt. Auch sonst kann an Stelle des Steuersatzes die Tarifentfernung angegeben werden, wenn es sich um Fahrausweise der Eisenbahnen handelt, die dem öffentlichen Verkehr dienen (§ 34 Abs. 1 S. 2 UStDV).


Gemäß § 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG gilt hinsichtlich folgender für Fahrtkosten der ermäßigte Steuersatz von 7%:
· 	Beförderungen von Personen im Schienenbahnverkehr (z.B. Deutsche Bahn, einschließlich des Fernverkehrs),
· 	im Verkehr mit Oberleitungsomnibussen, im genehmigten Linienverkehr mit Kraftfahrzeugen, im Verkehr mit Taxen, mit Drahtseilbahnen und sonstigen mechanischen Aufstiegshilfen aller Art und im genehmigten Linienverkehr mit Schiffen sowie die Beförderungen im Fährverkehr
- innerhalb einer Gemeinde oder
wenn die Beförderungsstrecke nicht mehr als 50 Kilometer beträgt.


12 Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung vom 21.12.1979; neugefasst durch Bekanntmachung vom 21.02.2005 (BGBl. I S. 434); zuletzt geändert durch Art. 6 der Verordnung vom 22.12.2014 (BGBl. I S. 2392).
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[image: ]Beispiel:	Der Sachverständige unterliegt der Umsatzsteuerpflicht. .<■

Er ist zu dem Gerichtstermin mit der Deutschen Bahn von Magdeburg nach Cottbus angereist.

Die Fahrkarte der Deutschen Bahn hat 42 € gekostet.

Die Reisekosten sind nach § 5 Abs. 1 JVEG zu erstatten. Sie sind jedoch nur mit dem Nettobetrag zu berücksichtigen. Erst auf den Gesamtbetrag der Vergütung einschließlich der Netto-Reisekosten, ist sodann die Umsatzsteuer nach § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 JVEG zu zahlen.

Der Nettobetrag ist wie folgt zu errechnen:

42 x 100: 107 = 39,25 EUR	x

Die Fahrtkosten sind deshalb nur mit dem Betrag von 39,25 EUR zu berücksichtigen. Hierauf ist dann die Umsatzsteuer (19 %) nach § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 JVEG zu zahlen.

7.9 Erstattung von Post- und Telekommunikationsleistungen

Zu ersttaten sind auch die Aufwendungen für Post- und Telekommunikationsdienst-Ieistungen.

Nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 JVEG steht Sachverständigen und Übersetzern dabei ein Wahlrecht zu. Sie können danach die tatsächlich entstandenen Aufwendungen geltend machen oder eine Pauschale. Die Pauschale beträgt 20 Prozent des Honorars, höchstens jedoch 15 €. Honorar ist folglich lediglich das Stundenhonorar der §§ 9, 11 JVEG oder der Anlage 2 zu § 10 JVEG.

Auch die Pauschale kann nur geltend gemacht werden, wenn dem Sachverständigen oder Übersetzer tatsächlich entsprechende Aufwendungen entstanden sind.

Für Dolmetscher gilt die Wahlmöglichkeit des § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 JVEG nicht.

§ 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 JVEG wurde durch das KostRÄG 2021 eingeführt und gilt seit dem 1.1.2021. Es sind die Übergangsregelungen des § 24 JVEG zu beachten.
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8. [image: ]Wegfall oder Beschränkung der Vergütung (§ 8a JVEG)

Der Vergütungsanspruch kann nach § 8a JVEG ganz oder teilweise entfallen, wenn ein dort genannter Tatbestand vorliegt. Die Vorschrift gilt aufgrund ihrer Stellung im JVEG für Sachverständige, Dolmetscher und Übersetzer.


8.1 Verletzung der Anzeigepflicht von Ablehnungsgründen

Der Vergütungsanspruch erlischt, wenn der Sachverständige der heranziehenden Stelle nicht unverzüglich solche Gründe mitteilt, die einen Beteiligten berechtigen, den Sachverständigen abzulehnen (§ 8a Abs. 1 JVEG). Die Ablehnungsgründe müssen also von Anfang an vorliegen. Führt der Sachverständige die Ablehnungsgründe erst während der Auftragserledigung selbst herbei, gilt § 8a Abs. 2 S. 1 Nr. 3 JVEG.

Wird die Anzeigepflicht verletzt, entfällt der Vergütungsanspruch vollständig. Das gilt jedoch nicht, wenn der Sachverständige die Unterlassung nicht zu vertreten hat.


8.2 Nichtordnungsgemäße Leistungserbringung

§ 8a Abs. 2 JVEG benennt weitere Fälle von nicht ordnungsgemäßer Leistungserbringung. Im Einzelnen werden von § 8a Abs. 2 JVEG erfasst:

· 	Verstöße gegen Mitteilungspflichten nach § 407a Abs. 1 bis 3 S. 1 ZPO13, eine Kürzung der Vergütung ist hier aber ausgeschlossen, wenn der Sachverständige den Verstoß nicht zu vertreten hat;

· 	eine mangelhafte Leistung erbracht wird, wobei es hier nicht auf ein pflichtwidriges oder grob fahrlässiges Verhalten ankommt;

· 	durch den Sachverständigen während der Leistungserbringung durch grob fahrlässiges oder vorsätzliches Verhalten Gründe zur Ablehnung wegen Befangenheit geschaffen werden;

· die Leistung auch nach Festsetzung eines weiteren Ordnungsgelds nicht erbracht wird.

In diesen Fällen besteht ein Vergütungsanspruch nur insoweit, als die Leistung des Sachverständigen verwertbar ist. Hat das Gericht die Leistung verwertet, gilt sie als verwertbar (§ 8a Abs. 2 S. 2 JVEG) und ist daher auch zu vergüten. Der Sachentscheidung für eine Verwertbarkeit im Hauptsacheverfahren kommt daher insoweit eine präjudizierende Wirkung zu.14

Wurde eine mangelhafte Leistung erbracht, hat die heranziehende Stelle eine angemessene Frist zur Mängelbeseitigung zu bestimmen, es sei denn, dass die Leistung grundlegende Mängel aufweist oder wenn offensichtlich ist, dass eine Mängelbeseitigung nicht erfolgen kann. Für die Mängelbeseitigung kann keine Vergütung verlangt werden (§ 8a Abs. 2 S. 3 JVEG).

13 Nach § 407a ZPO hat der Sachverständige
· unverzüglich zu prüfen, ob der Auftrag in sein Sachgebiet fällt und der Auftrag ohne die Hinzuziehung weiterer Sachverständiger erledigt werden kann;
· den Auftrag persönlich zu erledigen (§ 407 Abs. 2 ZPO),
· bei Zweifeln an Inhalt und Umfang des Auftrags eine Klärung mit der heranziehenden Stelle herbeizuführen.
14 BT-Drs. 17/11471 (neu), S. 260.
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8.3 [image: ]Verstöße gegen die Hinweispflicht bei Missverhältnis der Kosten

Hat der Sachverständige die heranziehende Stelle nicht rechtzeitig darauf hingewiesen, dass die Vergütung in einem erheblichen Missverhältnis zum Streitgegenstand steht (§ 407a Abs.
3 S. 2 ZPO), so bestimmt das Gericht nach Anhörung der Beteiligten die Vergütungshöhe nach billigem Ermessen (§ 8a Abs. 3 JVEG). Gericht ist der Richter sowie in den übertragenen Verfahren auch der Rechtspfleger, nicht aber der Anweisungsbeamte.

Der Sachverständige verliert daher seinen Vergütungsanspruch nicht in voller Höhe, jedoch muss die vom Gericht festgesetzte Vergütung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert des Streitgegenstands stehen. Die Kürzung der Vergütung beschränkt sich deshalb auf den Vergütungsbetrag, der im Missverhältnis zum Wert des Streitgegenstands steht.

Das Gericht hat im Rahmen seiner Entscheidung auch eine Prognose darüber anzustellen, ob der Auftrag auch im Falle einer rechtzeitigen Anzeige durch den Sachverständigen fortgesetzt worden wäre.15

§ 8a Abs. 3 JVEG ist nicht anzuwenden, wenn der Sachverständige, die Verletzung der ihm obliegenden Hinweispflicht nicht zu vertreten hat (§ 8a Abs. 5 JVEG). Dabei ist zunächst davon auszugehen, dass ein Verschulden vorliegt, so dass der Sachverständige mangelndes Verschulden vortragen muss.16


8.4 Verstoß gegen Hinweispflicht bei Überschreitung des Auslagenvorschusses

Nach § 407a Abs. 3 S. 2 ZPO hat der Sachverständige der heranziehenden Stelle rechtzeitig anzuzeigen, dass die voraussichtliche Vergütung den eingezahlten Auslagenvorschuss erheblich übersteigt.

Übersteigt die Vergütung bei Unterlassen der Mitteilung den Auslagevorschuss erheblich, besteht ein Vergütungsanspruch nur in Höhe des Auslagenvorschusses (§ 8a Abs. 4 JVEG). Die Regelung soll jedoch nicht zu einer generellen Begrenzung der Vergütung auf eingezahlte oder angeforderte Auslagenvorschüsse führen, sondern nur dann eingreifen, wenn die Vergütung die Vorschüsse erheblich übersteigt. Eine Erheblichkeit besteht nach Literatur und Rechtsprechung im Regelfall dann, wenn die Vergütung den Vorschuss um 20 bis 25% übersteigt.17 Bei sehr hohen Vergütungen oder Vorschüssen, kann jedoch eine erhebliche Überschreitung bereits bei geringeren Beträgen angenommen werden.18

§ 8a Abs. 4 JVEG ist nicht anzuwenden, wenn der Sachverständige die Verletzung der ihm obliegenden Hinweispflicht nicht zu vertreten hat (§ 8a Abs. 5 JVEG).












15 OLG Schleswig JurBüro 1997, 539.
16 BT-Drs. 17/11471 (neu), S. 260.
17 KG BauR 2012, 303; Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 8a Rn. 38.
18 Meyer/Höver/Oberlack, 26. Aufl., § 8 Rn. 8.19; Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 8a Rn. 38.
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9. [image: ]Zahlung einer besonderen Vergütung (§ 13 JVEG)

9.1 Geltungsbereich und Umfang

Die in § 8 Abs. 1 JVEG geregelte Vergütung stellt die gesetzliche Vergütung dar, die im Regelfall nicht überschritten werden kann. Ausnahmen bestehen nach § 8 Abs. 4 JVEG nur für Sachverständige mit gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland sowie nach §§ 13, 14 JVEG, wonach eine besondere Vergütung vereinbart werden kann.

Eine besondere Vergütung nach § 13 JVEG kommt neben Sachverständigen auch für Dolmetscher und Übersetzer in Betracht. Für Zeugen, Dritte (§ 23 JVEG) und ehrenamtliche Richter gilt die Regelung hingegen nicht.

Eine besondere Vergütung nach § 13 JVEG kann für sämtliche Vergütungsteile vereinbart werden, so dass eine Vereinbarung neben dem Honorar auch für die Aufwendungen (§§ 5 bis 7, 12 JVEG) getroffen werden kann. Einschränkungen ergeben sich jedoch in den Fällen des
§ 13 Abs. 2 bis 4 JVEG.

Für besondere Leistungen nach § 10 JVEG kann gleichfalls eine besondere Vergütung vereinbart werden, wenn es sich nicht um Tätigkeiten von sachverständigen Zeugen handelt.


9.2 Voraussetzungen für die besondere Vergütung

9.2.1 Allgemeine Voraussetzungen

Eine besondere Vergütung kann nach § 13 Abs. 1 S. 1 JVEG nur gezahlt werden, wenn

· 	die Parteien oder Beteiligten sich dem Gericht gegenüber mit einer von der gesetzlichen Regelung abweichenden Vergütung einverstanden erklärt haben

und

· ein ausreichender Vorschuss für die gesamte Vergütung gezahlt wurde.

Steht einer Partei persönliche Kostenfreiheit zu (z. B. nach § 2 GKG), so gilt die Befreiung auch für einen nach § 13 JVEG zu zahlenden Vorschuss.


9.2.2 Zustimmungserklärung

Die Erklärung der Parteien oder Beteiligten ist an keine besondere Form gebunden, jedoch sollte sie, schon zu Beweiszwecken, schriftlich erfolgen oder bei mündlicher Erklärung im Termin, im gerichtlichen Protokoll aufgenommen werden. Stillschweigendes Verhalten ersetzt die Zustimmung im Regelfall nicht.


9.2.3 Zahlung eines ausreichenden Vorschusses

Der Vorschuss muss die gesamte Vergütung umfassen, also die gesetzliche Vergütung und den übersteigenden Betrag. Der Vorschuss muss vor der Zahlung an den Sachverständigen geleistet werden.
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[image: ]Einer Vorschusszahlung bedarf es nicht, wenn in einem Bußgeldverfahren die Verfolgungs­ behörde eine entsprechende Erklärung abgegeben hat, und zwar unabhängig davon, ob die Verfolgungsbehörde persönliche Kostenfreiheit genießt (§ 13 Abs. 1 S. 2 JVEG).

Ist einer Partei oder einem Beteiligten Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe bewilligt, ist § 13 Abs. 3, 4 JVEG zu beachten (siehe unten 9.4).


9.2.4 Vorschusszahlung in kostenfreien Verfahren

In Verfahren, in denen Gerichtskosten in keinem Fall erhoben werden, genügt die Zahlung eines Vorschusses, der sich auf den Mehrbetrag erstreckt, d. h. der Differenz zwischen der gesetzlichen und der besonderen Vergütung (§ 13 Abs. 1 S. 3 JVEG). Um den zu zahlenden Vorschuss hinreichend berechnen zu können, hat der Sachverständige, Dolmetscher oder Übersetzer eine Berechnung der gesetzlichen Vergütung einzureichen (§ 13 Abs. 6 S. 4 JVEG).

Eine besondere Vergütung kann deshalb auch vereinbart werden in sozialgerichtlichen Angelegenheiten, Straf- und Bußgeldsachen oder Verfahren, in denen nach § 81 Abs. 1 S. 2 FamFG von der Zahlung der Gerichtskosten abgesehen werden kann.

Für die Kostenhaftung gegenüber der Staatskasse gilt § 13 Abs. 6 S. 1 JVEG. Danach haften in Verfahren, in denen nach den kostenrechtlichen Vorschriften keine Partei oder kein Beteiligter für die Vergütung haftet, die Parteien oder Beteiligten, die eine Erklärung nach §
13 Abs. 1, 3 JVEG abgegeben haben, für die hierdurch entstandenen Mehrkosten als Gesamtschuldner, im Innenverhältnis nach Kopfteilen.

Der auf eine Partei oder einen Beteiligten entfallende Anteil bleibt unberücksichtigt, wenn das Gericht der Erklärung nach § 13 Abs. 4 JVEG (siehe unten Nr. 9.4.2) zugestimmt hat (§ 13 Abs. 6 S. 3 JVEG).

Für die Strafverfolgungs- oder Verfolgungsbehörde haftet diejenige Körperschaft, der die Behörde angehört, wenn die Körperschaft nicht von der Zahlung der Kosten befreit ist (§ 13 Abs. 6 S. 2 JVEG).


9.3 Einseitige Zustimmungserklärung zur besonderen Vergütung

Nach § 13 Abs. 2 S. 1 JVEG genügt ausnahmsweise die Zustimmung nur einer Partei oder eines Beteiligten oder die Erklärung der Strafverfolgungsbehörde oder der Verfolgungs­ behörde, wenn

· 	sich die Zustimmung auf den Stundensatz nach § 9 JVEG oder bei schriftlichen Übersetzungen auf das Honorar nach § 11 JVEG bezieht

und

· das Gericht zustimmt.

Die Zustimmung soll nur erteilt werden, wenn das Doppelte des nach §§ 9, 11 JVEG zulässigen Honorars nicht überschritten wird (§ 13 Abs. 2 S. 2 JVEG). Die gerichtliche Zustimmung soll nur in besonderen Ausnahmefällen erfolgen, zu denen z. B. die Fälle zählen, in denen aufgrund schwieriger Beweisfragen, besonders große Sachkunde und Kompetenz
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[image: ]des Sachverständigen oder der Einsatz technisch anspruchsvoller und selten vorgehaltener Geräte erforderlich ist.19

Vor der Zustimmung hat das Gericht die andere Partei oder die anderen Beteiligten zu hören (§ 13 Abs. 2 S. 3 JVEG). Die Zustimmung und die Ablehnung der Zustimmung sind unanfechtbar (§ 13 Abs. 2 S. 4 JVEG).


9.4 Prozess- und Verfahrenskostenhilfe

9.4.1 Eingeschränkte Zustimmungsmöglichkeit

Eine Partei oder ein Beteiligter, dem Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe bewilligt ist, kann nur eine Erklärung nach § 13 Abs. 1 JVEG abgeben, die sich auf den Stundensatz des § 9 JVEG oder das Zeichenhonorar des § 11 JVEG bezieht (§ 13 Abs. 3 S. 1 JVEG).

Für bare Aufwendungen (§§ 5 bis 7, 12 JVEG) oder besondere Leistungen nach § 10 JVEG ist die Abgabe einer Erklärung nicht möglich.


9.4.2 Zahlung eines Vorschusses

Wäre die Partei oder der Beteiligte, dem Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe bewilligt ist, unabhängig von der Bewilligung zur Zahlung der Vergütung verpflichtet, hat er trotz der PKH/VKH-Bewilligung einen ausreichenden Vorschuss zu zahlen (§ 13 Abs. 3 S. 2 JVEG). §
122 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, a ZPO gilt insoweit nicht. Eine Zahlungspflicht liegt z. B. vor, wenn die PKH-Partei die Einholung des Sachverständigengutachtens beantragt hat und sie deshalb die Veranlasserhaftung (z. B. § 17 GKG) trifft.

Der von der PKHA/KH-Partei zu zahlende Vorschuss beschränkt sich auf die Differenz zwischen gesetzlicher und besonderer Vergütung (§ 13 Abs. 3 S. 2 JVEG). Der Betrag wird durch unanfechtbaren Beschluss festgesetzt, wobei das Gericht zugleich zu bestimmen hat, welcher Honorargruppe die Leistung des Sachverständigen ohne Berücksichtigung der Erklärungen der Parteien oder Beteiligten zuzuordnen oder mit welchem Zeichenhonorar in diesem Fall eine Übersetzung zu honorieren wäre (§ 13 Abs. 3 S. 3, 4 JVEG).

Ist die Vereinbarung einer besonderen Vergütung nach § 13 Abs. 1, 3 JVEG zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung notwendig und ist derjenige, dem Prozess- oder Verfahrenskostenhilfe bewilligt ist, zur Zahlung des nach § 13 Abs. 3 S. 2 JVEG erforderlichen Betrags außerstande, bedarf es der Vorschusszahlung nicht, wenn das Gericht seiner Erklärung zustimmt (§ 13 Abs. 4 S. 1 JVEG).

Die Zustimmung soll nur erteilt werden, wenn das Doppelte des nach §§ 9, 11 JVEG zulässigen Honorars nicht überschritten wird (§13 Abs. 4 S. 2 JVEG). Die Zustimmung und die Ablehnung der Zustimmung sind unanfechtbar (§ 13 Abs. 4 S. 3 JVEG).











19 LG Köln, Beschl. v. 13.03.2015, 8 OH 38/14, juris.
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10. Vereinbarung der Vergütung (§14 JVEG)

Die oberste Landesbehörde oder eine von ihr bestimmte Stelle kann mit häufiger herangezogenen Sachverständigen, Dolmetschern oder Übersetzern eine abweichende Vergütung vereinbaren (§ 14 JVEG). Der Anweisungsbeamte ist nicht zum Abschluss einer Vergütungsvereinbarung befugt.

Die vereinbarte Vergütung darf die gesetzliche Vergütung des § 8 Abs. 1 JVEG nicht überschreiten. Im Rahmen der gesetzlichen Vergütung, kann eine Vereinbarung über das Honorar nach §§ 9, 11 JVEG, die besondere Leistungen nach § 10 JVEG, soweit keine Tätigkeiten von sachverständige Zeugen umfasst sind, sowie den baren Aufwendungen (§§ 5 bis 7, 12 JVEG) geschlossen werden.

Vergütungsvereinbarungen nach § 14 JVEG sollten den Anweisungsstellen bekanntgegeben werden, da eine Veröffentlichung im Allgemeinen nicht erfolgt.

Eine Beteiligung der Parteien oder Beteiligten findet nicht statt, da die Vereinbarung zwischen der zuständigen Behörde und dem Sachverständigen, Dolmetscher oder Übersetzer abgeschlossen wird.

Die Vergütungsvereinbarung bindet die Anweisungsstelle.

In Brandenburg ist die Zuständigkeit zum Abschluss von Vereinbarungen nach § 14 JVEG durch die Verordnung zur Übertragung der Befugnis für den Abschluss von Vereinbarungen nach § 14 des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes (JVEGÜV) vom 30.03.2006 (GVBI. II 2006, S. 77)20 geregelt.

Nach § 1 Abs. 1 JVEGÜV ist die Befugnis für den Abschluss von Vereinbarungen nach § 14 JVEG für ihren jeweiligen Geschäftsbereich übertragen:

· den Präsidenten

des Brandenburgischen Oberlandesgerichts, des Finanzgerichts Berlin-Brandenburg,
des Landessozialgerichts Berlin-Brandenburg, des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg, des Landesarbeitsgerichts Berlin-Brandenburg;
· den Präsidenten und Direktoren der Landgerichte,
der Verwaltungsgerichte,
der Sozialgerichte, der Arbeitsgerichte, der Amtsgerichte

· 	den Generalstaatsanwalt sowie die Leitenden Oberstaatsanwälte der Staatsanwaltschaften.

Soweit eine übergeordnete Stelle von ihrer Befugnis auch in Bezug auf ihre nachgeordneten Stellen Gebrauch macht, sind diese zu eigenen Vereinbarungen künftig nicht mehr befugt (§ 1 Abs. 2 JVEGÜV).



20 Zuletzt geändert durch VO vom 22.11.2006 (GVBI. II S. 478).
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M. [image: ]Besondere Leistungen (§ 10 JVEG)

1. Anzuwendende Regelungen

Die Regelung des § 10 JVEG gilt für bestimmte Leistungen, die in Anlage 2 zu § 10 Abs. 1 JVEG oder in Abschnitt O der GOÄ geregelt sind und durch Sachverständige oder sachverständige Zeugen erbracht werden. Für solche Leistungen erfolgt die Zahlung einer Vergütung bzw. Entschädigung nur nach diesen Regelungen, nicht nach § 9 JVEG. Eine Ausnahme besteht gemäß § 10 Abs. 3 JVEG nur, wenn für solche Leistungen zusätzliche Zeit benötigt wird (siehe unten Nr. 8).

Erfasst sind im Einzelnen von der Anlage 2 zu § 10 Abs. 1 JVEG:

· Leichenschau und Obduktion,
· Erstellen von Befundberichten,
· bestimmte Untersuchungen,
· Blutentnahmen,
· Erstellen von Abstammungsgutachten.

Die Höhe des Honorars ist in diesen Fällen aus der Anlage 2 zu entnehmen. § 9 Abs. 6 JVEG gilt mit der Maßgabe, dass sich das Honorar oder die Entschädigung um 20 Prozent erhöht, wenn die Leistung zu mindestens 80 Prozent zwischen 23 und 6 Uhr oder an Sonn- oder Feiertagen erbracht wird (§10 Abs. 1 S. 2 JVEG).


2. Leistungen nach Abschnitt O der GOÄ

2.1 Anwendungsbereich

Sind Leistungen nach Abschnitt O der GOÄ zu erbringen, bestimmt sich die Höhe der Vergütung ausschließlich nach dieser Vorschrift (§ 10 Abs. 2 S. 1 JVEG). Über Abschnitt O hinaus findet die GOÄ deshalb keine Anwendung, sondern das Honorar ist nach § 9 JVEG zu bestimmen. Eine Ausnahme gilt jedoch für Abstammungsgutachten soweit Vorbem. 4 Abs. 2
S. 1 der Anlage 2 zu § 10 Abs. 1 JVEG auf Abschnitt M III 13 GOÄ verweist.


2.2 Höhe der Vergütung (1,3facher Gebührensatz)

Der Sachverständige erhält die in Abschnitt O der GOÄ bestimmten Gebühren in Höhe des 1,3fachen Gebührensatzes (§ 10 Abs. 2 S. 1 JVEG), wenn nicht in Abschnitt O der GOÄ ausdrücklich bestimmt ist, das die Gebühr nur in Höhe des 1,0 Gebührensatzes zu erstatten ist (z. B. Nrn. 5328, 5355, 5480, 5481 GOÄ).

Soweit für Abstammungsgutachten Abschnitt M III 13 GOÄ Anwendung findet, sind die Gebühren in Höhe eines 1,15fachen Gebührensatzes zu erstatten (Vorbem. 4 Abs. 2 S. 1 der Anlage 2 zu § 10 Abs. 1 JVEG).


2.3 Erstattung von Aufwendungen

Für die Erstattung von baren Aufwendungen gelten grundsätzlich §§ 7, 12 JVEG. Aus § 10 Abs. 2 S. 2 JVEG ergeben sich jedoch Einschränkungen für die Erstattung, da dort auf § 4 Abs. 2 S. 1, Abs. 2a S. 1, Abs. 3 und 4 S. 1 sowie auf § 10 GOÄ verwiesen wird. Darüber- hinaus können sich Besonderheiten für die Erstattung von Aufwendungen aus Abschnitt O der GOÄ selbst ergeben (z. B. Nr. 5000-5380, 5400-5607, 5831-5837, 5840-5846 GOÄ).
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Allgemeinkosten:



Hilfskräfte:

Keine gesonderte Erstattung (§ 4 Abs. 3 S. 1 GOÄ), aber im Übrigen gesonderte Erstattung nach §§7, 12 JVEG, wenn es sich nicht um Gemeinkosten nach § 12 Abs. 1 S. 1 JVEG handelt.
Es ist § 4 Abs. 3 GOÄ zu beachten.

[image: ]
Verbrauchte Materialien:	Erstattung  nach  §  12  Abs.  1  S.  2  Nr.  1  JVEG,  aber
Einschränkungen aus § 4 Abs. 3, 4, § 10 Abs. 2 GOÄ.

Versand- und Portokosten:	Erstattung nach § 10 Abs. 1 GOÄ, aber Einschränkung nach §
10 Abs. 3 GOÄ.


Gebührenordnung für Ärzte (GOÄ)

§ 4 Gebühren

(1)...

(2) Der Arzt kann Gebühren nur für selbständige ärztliche Leistungen berechnen, die er selbst erbracht hat oder die unter seiner Aufsicht nach fachlicher Weisung erbracht wurden (eigene Leistungen). ...

(2a) Für eine Leistung, die Bestandteil oder eine besondere Ausführung einer anderen Leistung nach dem Gebührenverzeichnis ist, kann der Arzt eine Gebühr nicht berechnen, wenn er für die andere Leistung eine Gebühr berechnet. ...

(3) Mit den Gebühren sind die Praxiskosten einschließlich der Kosten für den Sprechstundenbedarf sowie die Kosten für die Anwendung von Instrumenten und Apparaten abgegolten, soweit nicht in dieser Verordnung etwas anderes bestimmt ist. Hat der Arzt ärztliche Leistungen unter Inanspruchnahme Dritter, die nach dieser Verordnung selbst nicht liquidationsberechtigt sind, erbracht, so sind die hierdurch entstandenen Kosten ebenfalls mit der Gebühr abgegolten.

(4) Kosten, die nach Absatz 3 mit den Gebühren abgegolten sind, dürfen nicht gesondert berechnet werden. ...

(5) ...


§ 10 Ersatz von Auslagen

(1) Neben den für die einzelnen ärztlichen Leistungen vorgesehenen Gebühren können als Auslagen nur berechnet werden
1. die Kosten für diejenigen Arzneimittel, Verbandmittel und sonstigen Materialien, die der Patient zur weiteren Verwendung behält oder die mit einer einmaligen Anwendung verbraucht sind, soweit in Absatz 2 nichts anderes bestimmt ist,
2. Versand- und Portokosten, soweit deren Berechnung nach Absatz 3 nicht ausgeschlossen ist,
3. die im Zusammenhang mit Leistungen nach Abschnitt O bei der Anwendung radioaktiver Stoffe durch deren Verbrauch entstandenen Kosten sowie
4. die nach den Vorschriften des Gebührenverzeichnisses als gesondert berechnungsfähig ausgewiesenen Kosten.
Die Berechnung von Pauschalen ist nicht zulässig.


67
Hagen Schneider_Zahlung von Entschädigungen und Vergütungen nach dem JVEG (September 2022)

(2) [image: ]Nicht berechnet werden können die Kosten für
1. Kleinmaterialien wie Zellstoff, Mulltupfer, Schnellverbandmaterial, Verbandspray, Gewebeklebstoff auf Histoacrylbasis, Mullkompressen, Holzspatel, Holzstäbchen, Wattestäbchen, Gummifingerlinge,
2. Reagenzien und Narkosemittel zur Oberflächenanästhesie,
3. Desinfektions- und Reinigungsmittel,
4. Augen-, Ohren-, Nasentropfen, Puder, Salben und geringwertige Arzneimittel zur sofortigen Anwendung sowie für
5. folgende Einmalartikel: Einmalspritzen, Einmalkanülen, Einmalhandschuhe, Einmalharnblasenkatheter, Einmalskalpelle, Einmalproktoskope, Einmaldarmrohre, Einmalspekula.

(3) Versand- und Portokosten können nur von dem Arzt berechnet werden, dem die gesamten Kosten für Versandmaterial, Versandgefäße sowie für den Versand oder Transport entstanden sind. Kosten für Versandmaterial, für den Versand des Untersuchungsmaterials und die Übermittlung des Untersuchungsergebnisses innerhalb einer Laborgemeinschaft oder innerhalb eines Krankenhausgeländes sind nicht berechnungsfähig; dies gilt auch, wenn Material oder ein Teil davon unter Nutzung der Transportmittel oder des Versandweges oder der Versandgefäße einer Laborgemeinschaft zur Untersuchung einem zur Erbringung von Leistungen beauftragten Arzt zugeleitet wird. Werden aus demselben Körpermaterial sowohl in einer Laborgemeinschaft als auch von einem Laborarzt Leistungen aus Abschnitte M oder N ausgeführt, so kann der Laborarzt bei Benutzung desselben Transportweges Versandkosten nicht berechnen; dies gilt auch dann, wenn ein Arzt eines anderen Gebiets Auftragsleistungen aus Abschnitt M oder N erbringt. Für die Versendung der Arztrechnung dürfen Versand- und Portokosten nicht berechnet werden.



3. Leichenschau und Obduktion

3.1 Leichenschau (Nrn. 100, 101 der Anlage 2)

3.1.1 Durchführung der Leichenschau

Für die Durchführung einer Leichenschau entsteht eine Vergütung nach Nr. WO der Anlage 2 zu § 10 Abs. 1 JVEG. Erfasst sind im Einzelnen die Besichtigung einer Leiche, von Teilen einer Leiche, eines Embryos oder eines Fetus oder die Mitwirkung bei einer richterlichen Leichenschau.

Die Vergütung beträgt 70 €. Werden mehrere Ärzte hinzugezogen, so erhält jeder hinzugezogene Arzt die Vergütung gesondert.

Erbringt der Arzt bei derselben Gelegenheit mehrere Leistungen, beträgt die Vergütung der Nummer 100 höchstens 120 €. Dieselbe Gelegenheit ist gegeben, wenn der Arzt einen einheitlichen Auftrag für verschiedene Tätigkeiten erhält, sodass ein einheitlicher Auftrag für dasselbe Gericht oder dieselbe Staatsanwaltschaft vorliegen muss (z. B. Leichenschau einer Zwillingsleibesfrucht, gleichzeitige Besichtigung einer Leiche und eines Embryo). Wird der Auftrag, eine Leichenschau von verschiedenen Leichen für verschiedene Verfahren durchzuführen, hingegen von verschiedenen Stellen erteilt, handelt es sich nicht um dieselbe Gelegenheit, so dass die Vergütung gesondert zu gewähren ist.
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3.1.2 [image: ]Fertigung der Niederschrift

Das Ergebnis der Leichenbesichtigung ist aktenkundig zu machen. Der zur Niederschrift gegebene Bericht des hinzugezogenen Arztes wird durch Nr. 100 der Anlage abgegolten, so dass eine gesonderte Vergütung hierfür nicht geltend gemacht werden kann (Vorbem. 1 Abs. 1 S. 1 der Anlage 2).

Eine gesonderte Vergütung ist jedoch dann zu gewähren, wenn der Arzt einen schriftlichen Bericht zu erstatten hat oder er die Niederschrift nachträglich fertigt. Für jeden schriftlichen oder nachträglich gefertigten Bericht erhält der hinzugezogene Arzt ein Honorar nach Nr. 101 der Anlage 2 von 35 €, für mehrere Leistungen bei derselben Gelegenheit jedoch höchstens 120€.


3.2 Obduktionen (Nrn. 102 bis 104 der Anlage 2)

Ist eine Obduktion durchzuführen, entsteht eine Vergütung nach Nr. 102 bis 104 der Anlage
2. Haben mehrere Obduzenten an der Obduktion teilgenommen, erhält jeder von ihnen das Honorar gesondert (Vorbem. 1 Abs. 1 S. 2 der Anlage 2).

Durch das Honorar sind auch der zu fertigende Bericht und das vorläufige Gutachten abgegolten (Vorbem. 1 Abs. 1 S. 1 der Anlage 2). Notwendige Vorbereitungs- und Reisezeiten sind gesondert nach § 10 Abs. 3 JVEG zu vergüten.

Das Honorar für die Obduktion beträgt nach Nr. 102 der Anlage 2 stets 380 €.

Findet die Obduktion unter besonders ungünstigen äußeren Bedingungen statt, so erhöht sich das Honorar nach Nr. 103 der Anlage 2 auf 500 €.

Muss die Obduktion unter besonders ungünstigen Bedingungen durchgeführt werden, beträgt das Honorar 670 € (Nr. 104 der Anlage 2).

Die ungünstigen Bedingungen dürfen nicht äußerer Natur sein, da dann nur eine Erhöhung nach Nr. 103 der Anlage 2 eintritt, so dass andere „andere“ besonders ungünstige Bedingungen vorliegen müssen. Der Gesetzgeber hat insbesondere auch auf den Zustand der zu öffnenden Leiche abgestellt, wobei es sich jedoch nicht um ein ausschließliches Kriterium handelt. Eine besonders ungünstige Bedingung kann z. B. vorliegen, wenn die zu obduzierende Leiche bereits beerdigt gewesen war, die Leiche erst nach längerer Zeit gefunden wird oder es sich um Wasser- oder Brandleichen handelt.


3.3 Sektionen (Nrn. 105, 106 der Anlage 2)

Für die Sektion von Leichenteilen oder der Öffnung eines Embryos oder eines nicht lebensfähigen Fetus erhält der Sachverständige eine Vergütung nach Nr. 105 der Anlage 2, die 100 € beträgt.

Findet die Sektion unter besonders ungünstigen Bedingungen statt, beträgt das Honorar nach Nr. 106 der Anlage 2 140 €.

Durch die Honorare der Nrn. 105, 106 ist auch der zur Niederschrift zu gebende Bericht und das vorläufige Gutachten abgegolten (Vorbem. 1 Abs. 1 S. 2 der Anlage 2).

Die Vorschrift erfasst im Übrigen nur den Zeitaufwand für die Sektion selbst, so dass notwendige Reisezeiten nach § 10 Abs. 3 JVEG zu vergüten sind.

69
Hagen Schneider_Zahlung von Entschädigungen und Vergütungen nach dem JVEG (September 2022)

3.4 [image: ]Aufwendungen

Bare Aufwendungen sind gesondert nach §§ 7, 12 JVEG zu ersetzen. Ebenso Reisekosten
nach §§ 5, 6 JVEG.

Wird ein Sektionsgehilfe herangezogen, können diese Kosten von dem Sachverständigen nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 JVEG gesondert geltend gemacht werden, da die Sektionsgehilfen wie Hilfskräfte zu behandeln sind. Der Sektionsgehilfe ist jedoch kein zweiter Obduzent, so dass ihm kein direkter Erstattungsanspruch gegenüber der Staatskasse zusteht.

Verbrauchten Stoffe (z. B. Chemikalien, Watte) sind nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 JVEG zu ersetzen.

Sind Fotos anzufertigen, ist hierfür ein Auslagenersatz nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 JVEG vorzunehmen.

Nutzt der Sachverständige wegen der großen Entfernung zwischen dem Fundort der Leiche und dem rechtsmedizinischen Institut fremde Kühlzellen, Sektionssäle und sonstige Einrichtungen, sind die hierfür entstehenden Kosten gesondert zu erstatten, soweit sie einen Betrag von 300 € nicht übersteigen (Vorbem. 1 Abs. 2 der Anlage 2). Eine Überschreitung dieses Betrags ist auch dann nicht statthaft, wenn höhere Kosten nachgewiesen werden.

Es handelt sich um einen Auslagenersatz, so dass eine Erstattung nur erfolgt, wenn tatsächlich Kosten entstanden sind.21


4. Befunde (Abschnitt 2 der Anlage 2)

Für die Erstellung von Befunden richtet sich die Entschädigung bzw. Vergütung nach Nrn. 200 bis 203 der Anlage 2 zu § 10 Abs. 1 JVEG.


4.1 Befund oder Auskunft ohne gutachterliche Äußerung

Bei der Ausstellung eines Befundscheins oder der Erteilung einer schriftlichen Auskunft ohne nähere gutachterliche Äußerung wird der Arzt als sachverständiger Zeuge tätig. Ein Befund ist die Zusammenstellung medizinischer Fakten ohne Bewertung.

Der Arzt erhält eine Entschädigung nach Nr. 200 der Anlage 2, die stets 25 € beträgt.

Handelt es sich jedoch um eine außergewöhnlich umfangreiche Tätigkeit, erhöht sich die Entschädigung nach Nr. 201 der Anlage 2 auf bis zu 55 €. Dabei ist neben dem Umfang des Befunds oder der Auskunft auch auf den für ihre Erstellung erforderlichen Zeitaufwand abzustellen.

Bare Aufwendungen sind nach §§ 7, 12 JVEG zu ersetzen.22 Für den Originalbefund kann jedoch keine Pauschale nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 JVEG verlangt werden. Auch die Erstattung einer Umsatzsteuer scheidet für Leistungen nach Nrn. 200, 201 der Anlage 2 aus.






21 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 10 Anl. Abschnitt 1 Rn. 4, 4a.
22 BT-Drucksache 15/1971, S. 183; Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 10 Anl. Abschnitt 2 Rn. 15 ff., 27.
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4.2 [image: ]Befund mit kurzer gutachterlicher Äußerung

Die Erteilung eines Zeugnisses über einen ärztlichen Befund stellt eine sachverständige Leistung dar, wenn die heranziehende Stelle zugleich eine kurze gutachterliche Äußerung anfordert. Gleiches gilt für die Anforderung von Formbogengutachten.

Der Arzt erhält hierfür eine Vergütung nach Nr. 202 der Anlage 2, die stets 45 € beträgt.
Ist die Leistung außergewöhnlich umfangreich, erhöht sich die Vergütung nach Nr. 203 der Anlage 2 auf bis zu 90 €.

Erfasst sind nur die in Nrn. 202, 203 der Anlage 2 genannten Leistungen. Das gilt insbesondere für die Frage der Abgrenzung zwischen gutachterlicher Äußerung und der Erstellung eines medizinischen Gutachtens, das nach § 9 JVEG zu vergüten ist. Das Gericht muss deshalb eindeutig zu erkennen geben, dass es nur eine gutachterliche Äußerung verlangt. Zudem dürfen sich die gutachterliche Äußerung oder das Formbogengutachten nur auf Fragen zur Vorgeschichte, Angaben und Befund beschränken und nur ein kurzes Gutachten erfordern.

Werden für die Erstellung des Befunds nach Nrn. 202, 203 der Anlage 2 weitere Untersuchungen notwendig, ist eine gesonderte Vergütung nach § 10 Abs. 3 JVEG zu zahlen. Die Regelung gilt auch, wenn der Sachverständige die gutachterliche Äußerung oder das Formbogengutachten in der mündlichen Verhandlung erläutern muss.

Bare	Aufwendungen	sind	nach	§§	7,	12	JVEG	zu	ersetzen.	Für	das	Original	der gutachterlichen Äußerung oder des Formbogengutachtens ist die Pauschale nach § 12 Abs. 1
S. 2 Nr. 3 JVEG zu ersetzen. Umsatzsteuer ist nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 JVEG zu erstatten.


5. Untersuchungen (Abschnitt 3 der Anlage 2)

Für bestimmte Untersuchungen richtet sich die Vergütung nach Nr. 300 bis 306 der Anlage 2 zu § 10 Abs. 1 JVEG.


5.1 Nr. 300-301 der Anlage 2

Für die Untersuchung eines Lebensmittels, Bedarfsgegenstands, Arzneimittels, von Luft, Gasen, Böden, Klärschlämmen, Wässern oder Abwässern gilt Nr. 300 der Anlage 2. Die Aufzählung ist nicht abschließend („und dergleichen“), so dass die Regelung auch auf jeden anderen beliebigen Stoff anzuwenden ist und die Untersuchung nicht Nr. 302 der Anlage 2 unterfällt.

Die Vergütung beträgt 5 bis 70 €. Dabei ist auf die Schwierigkeit und den Umfang des jeweiligen Einzelfalls abzustellen. Die Mindestvergütung von 5 € kommt nur für einfachste Untersuchungen in Betracht. Ist die Leistung außergewöhnlich umfangreich oder schwierig, beträgt die Vergütung nach Nr. 301 der Anlage 2 bis zu 1.000 €. Das gilt z. B. für sehr aufwendige oder kostenintensive Untersuchungen.

Die Vergütung entsteht für jede Einzelbestimmung je Probe gesondert. Unter Probe ist dabei im Regelfall jeder selbständige Untersuchungsvorgang zu verstehen.

Mit der Vergütung der Nrn. 300, 301 der Anlage 2 ist auch eine kurze gutachterliche Äußerung abgegolten. Für die Erläuterung in der mündlichen Verhandlung gilt jedoch § 10 Abs. 3 JVEG. Bare Aufwendungen sind nach §§ 7, 12 JVEG zu ersetzen.
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5.2 [image: ]Nrn. 302-303 der Anlage 2

Ist eine mikroskopische, physikalische, chemische, toxikologische, bakteriologische oder serologische Untersuchung durchzuführen, gilt Nr. 302 der Anlage 2, wenn das Untersuchungsmaterial von Menschen oder Tieren stammt. Erfasst sind also die Untersuchungen von Körper- oder Leichenteilen sowie von Körperflüssigkeiten wie Blut oder Urin.

Das Honorar beträgt je Organ oder Körperflüssigkeit 5 bis 70 €. Es ist deshalb nur auf die Anzahl der untersuchten Organe oder Körperflüssigkeiten abzustellen, nicht auf die Anzahl der durchgeführten Untersuchungen. Der Höchstsatz wird deshalb insbesondere dann in Betracht kommen, wenn für die Untersuchung verschiedene Einzeluntersuchungen durchzuführen sind oder die Untersuchung sehr zeitintensiv ist.

Handelt es sich um eine außergewöhnlich schwierige oder umfangreiche Tätigkeit, beträgt die Vergütung nach Nr. 303 der Anlage 2 bis zu 1.000 €. Eine solche Tätigkeit liegt insbesondere dann vor, wenn die Leistung so viele verschiedene oder umfangreiche Untersuchungen erfordert, dass der Arbeits- und Kostenaufwand nicht mehr mit dem Honorar der Nr. 302 der Anlage 2 abgegolten werden kann.

Die Vergütung der Nrn. 302, 303 der Anlage 2 umfasst auch das verbrauchte Material, soweit es sich um geringwertige Stoffe handelt, sowie den Zeitaufwand für eine kurze gutachtliche Äußerung (Anm. zu Nr. 302 der Anlage 2). Eine gesonderte Erstattung kommt insoweit nach
§§ 7, 10 Abs. 3, 12 JVEG nicht in Betracht.


5.3 Untersuchungen nach Nrn. 304 und 305 der Anlage 2

Für die Elektrophysiologische Untersuchung eines Menschen entsteht eine Vergütung nach Nr. 304 der Anlage 2, die 20 bis 160 € beträgt.

Die elektrophysiologische Untersuchung (EPU) ist eine spezielle Herzkatheteruntersuchung bei Patienten mit Herzrhythmusstörungen.

Handelt es sich um eine raster-elektronische Untersuchung eines Menschen oder einer Leiche, auch mit Analysenzusatz, gilt Nr. 305 der Anlage 2, wonach die Vergütung 20 bis 430 € beträgt.

Das Honorar der Nrn. 304, 305 der Anlage 2 umfasst jeweils auch eine kurze gutachtliche Äußerung und den mit der Untersuchung verbundenen Aufwand (Anm. zu Nr. 305 der Anlage 2).

5.4 Tätigkeiten und Untersuchungen nach Nrn. 306 bis 318 der Anlage 2

Erfasst sind im Einzelnen:

· Blutentnahme oder Entnahme einer Probe für die genetische Analyse (Nr. 306),
· 	Herstellung einer Probe für die genetische Analyse und ihre Überprüfung auf Geeignetheit (Nr. 307),
· Entnahme einer Probe für die genetische Analyse von einem Asservat (Nr. 308),
· Untersuchung von autosomalen STR-Systemen (Nr. 309 bis 311),
· Untersuchung von X-STRs, Y-STRs und weiterer DNA-Marker (Nr. 312 bis 317),
· Biostatistische Berechnungen (Nr. 318).
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6. [image: ]Blutentnahmen

Für die Durchführung einer Blutentnahme entsteht eine Vergütung nach Nr. 306 der Anlage 2, die stets 10 € beträgt. Die Regelung gilt nur für Blutentnahme selbst, für die anfallenden Untersuchungen entsteht eine gesonderte Vergütung.

Das Honorar entsteht für jede Blutentnahme gesondert, jedoch unterbricht ein Wechsel der Entnahmespritze die Blutentnahme nicht. Ist jedoch nach einer Wartezeit eine erneute Blutentnahme durchzuführen, fällt die Vergütung gesondert an.

Das Honorar umfasst eine Niederschrift über die Feststellung der Identität, auch durch Fingerabdruck (Anm. zu Nr. 306 der Anlage 2).

Die Kosten für die Venüle sind nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 JVEG gesondert zu ersetzen.


7. Abstammungsgutachten

Die Vergütung für die Erstellung von Abstammungsgutachten richtet sich nach Nrn. 400 bis 412 der Anlage 2 zu § 10 Abs. 1 JVEG.

Das Honorar umfasst nach Vorbem. 4 Abs. 1 S. 1 der Anlage 2 die gesamte Tätigkeit des Sachverständigen. Abgegolten sind auch alle baren Aufwendungen mit Ausnahme der Umsatzsteuer und der Auslagen für Probeentnahmen durch vom Sachverständigen beauftragte Personen.

Mit abgegolten ist auch der Aufwand für die Fertigung des schriftlichen Gutachtens und von drei Überstücken, so dass hierfür eine gesonderte Erstattung nach § 7 Abs. 2, § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 JVEG ausscheidet (Vorbem. 4 Abs. 1 S. 2 der Anlage 2).

Neben der Vergütung nach Abschnitt 4 der Anlage 2 kann der Sachverständige für seine Tätigkeiten jedoch die Gebühren nach Abschnitt M III 13 der GOÄ geltend machen, wobei er jeweils den 1,15-fachen Gebührensatz erhält (Vorbem. 4 Abs. 2 S. 1 der Anlage 2). § 4 Abs. 2 S. 1, Abs. 2a S. 1, Abs. 3 und 4 S. 1 und § 10 GOÄ geltend entsprechend (Vorbem. 4 Abs.
2 S. 2 der Anlage 2); siehe hierzu oben Nr. 2.3.


8. Vergütung für zusätzlichen Zeitaufwand (§10 Abs. 3 JVEG)

Für die von Anlage 2 zu § 10 Abs. 1 JVEG erfassten Tätigkeiten kommt die Zahlung einer gesonderten Vergütung nach § 9 JVEG nicht in Betracht.

§ 10 Abs. 3 JVEG bestimmt jedoch, dass der Berechtigte in den Fällen, in denen für die Erbringung einer von Anlage 2 erfassten Leistung zusätzliche Zeit erforderlich ist, ein Stundenhonorar von 80 € erhält.

Der zusätzliche Zeitaufwand muss nach objektiven Kriterien für die Leistungserbringung notwendig gewesen sein. Erfasst ist insbesondere die Zeit, die für eine mündliche Erläuterung in der Verhandlung oder für Reisen aufgewendet wird.
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N. [image: ]Vergütung von Dolmetschern und Übersetzern

1. Umfang der Vergütung

Dolmetscher und Übersetzer erhalten eine Vergütung, wenn sie von einer in § 1 JVEG benannten Stelle herangezogen werden.

Der Umfang der Vergütung bestimmt sich nach § 8 Abs. 1 JVEG. Übersetzer und Dolmetscher können demnach beanspruchen:

. ein Honorar (§ 9 Abs. 3, § 11 JVEG),
· Fahrtkostenersatz (§ 5 JVEG),
· Tagegelder und Übernachtungskosten (§ 6 JVEG),
· Ersatz für sonstige und für besondere Aufwendungen (§§ 7, 12 JVEG).

Zu den besonderen Aufwendungen gehört auch die Umsatzsteuer.


2. Dolmetschervergütung

2.1 Höhe des Honorars

Das Honorars des Dolmetschers beträgt 85 € je Stunde (§ 9 Abs. 5 S. 1 JVEG). Es ist unerheblich, ob es sich um simultanes oder konsekutives Dolmetschen handelt. Die bis zum 31.12.2020 geltenden Unterscheidung wurde durch das KostRÄG 2021 aufgehoben.

Unerheblich ist, in oder aus welcher Sprache gedolmetscht wird.

Beispiel:		In einer Strafsache wird ein Dolmetscher für die englische Sprache hinzugezogen. Die Heranziehung dauert fünf Stunden.

Das Honorar nach § 9 Abs. 5 JVEG beträgt 425 € (5 Stunden ä 85 €). Daneben sind eventuelle Aufwendungen nach §§5-7, 12 JVEG zu ersetzen.
Das Honorar erhöht sich nach § 9 Abs. 6 S. 1 JVEG um 20 Prozent auf 102 € je Stunde, wenn der Dolmetscher seine Leistung zwischen 23 und 6 Uhr oder an Sonn- oder Feiertagen erbringt und die heranziehende Stelle (Richter, Rechtspfleger, Staats- oder Amtsanwalt) feststellt, dass die Leistungserbringung zu dieser Zeit notwendig war. Die Feststellung kann vor oder nach Leistungserbringung erfolgen.


2.2 Zu berücksichtigende Zeit

Neben der für das Dolmetschen benötigten Zeit, sind auch notwendige Reise- und Wartezeiten zu vergüten (§ 8 Abs. 2 S. 1 JVEG).

Die letzte bereits begonnene Stunde ist auf eine volle Stunde aufzurunden, wenn sie zu mehr als 30 Minuten für die Leistung erforderlich war. Andernfalls ist für die letzte Stunde nur ein halbes Stundenhonorar zu vergüten.

Beispiel 1: Es wird ein Dolmetscher herangezogen. Die Sitzung beginnt um 9:00 Uhr, der Dolmetscher wird um 13:00 Uhr entlassen. Für die An- und Abreise wird jeweils eine halbe Stunde benötigt.
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[image: ]Das Honorar nach § 9 Abs. 5 JVEG beträgt 350 € (5 Stunden ä 85 €).

Anreise	0,5Stunden
Terminsdauer	4Stunden
Rückreise	0,5Stunden

Beispiel 2: Es wird ein Dolmetscher herangezogen. Die Sitzung beginnt um 9:00 Uhr, der Dolmetscher wird um 12:30 Uhr entlassen. Für die An- und Abreise wird jeweils eine halbe Stunde benötigt.

Das Honorar nach § 9 Abs. 5 JVEG beträgt 315 € (4,5 Stunden ä 85 €).

Anreise	0,5 Stunden
Terminsdauer	3,5 Stunden
Rückreise	0,5 Stunden

Eine vom Gericht angeordnete Mittagspause ist im Regelfall nicht zu vergüten. Mittägliche Sitzungsunterbrechungen von bis zu einer Stunde Dauer sind keine Wartezeit und somit nicht zu vergüten, wenn sich der Dolmetscher nicht zur Verfügung des Gerichts halten musste und die Zeit zur freien Verfügung, insbesondere zur Erholung und Einnahme einer Mahlzeit, nutzen konnte.23

Für eine Vorbereitungszeit, die der Dolmetscher z. B. aufwenden muss, um sich juristische Fachausdrücke in einer fremden Sprache zu erschließen, kann keine Vergütung gezahlt werden.24

Beispiel:  Es wird ein Dolmetscher herangezogen Die Sitzung beginnt um 9:00 Uhr, der Dolmetscher wird um 16:00 Uhr entlassen. Wegen einer Mittagspause hat das Gericht die Sitzung von 12:00 bis 13:00 Uhr unterbrochen. Für die An- und Abreise wird jeweils eine halbe Stunde benötigt.
Das Honorar nach § 9 Abs. 5 JVEG beträgt 490 € (7 Stunden ä 85 €). Anreise	0,5Stunden
Terminsdauer	6Stunden
Rückreise	0,5Stunden

Die Zeitdauer der einstündigen Mittagspause ist nicht als Wartezeit nach § 8 Abs. 2 S. 1 JVEG zu vergüten. Von der siebenstündigen Termindauer ist deshalb eine Stunde in Abzug zu bringen.


2.3 Ausfallentschädigung bei Terminsaufhebung (§ 9 Abs. 5 S. 2 JVEG)

2.3.1 Allgemeine Voraussetzungen

Der Dolmetscher erhält nach § 9 Abs. 5 S. 2 JVEG eine Ausfallentschädigung, wenn es wegen der Aufhebung des Termins nicht zur Leistungserbringung kommt. Die Voraussetzungen hierfür sind, dass der Dolmetscher

· zu dem Termin geladen wurde,
· die Terminsaufhebung nicht veranlasst hat,

23 LG Osnabrück, Beschl. v. 02.06.2014, 10 KLs 31/13; KG, Beschl. v. 15.02.2011, 1 Ws 2/11, JurBüro 2011,491; OLG Koblenz, Beschl. v. 21.09.2006, 1 Ws 553/06, juris.
24 SG Karlsruhe, Beschl. v. 11.11.2013, S 1 KO 3885/13, NZS 2014, 240.
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· [image: ]einen Einkommensverlust erlitten hat,
· die Aufhebung erst am Terminstag oder an einem der beiden vorhergehenden Tage mitgeteilt bekommen hat.

Der Anspruch auf die Ausfallsentschädigung setzt voraus, dass sämtliche dieser Voraussetzungen erfüllt sind.

Neben der Aufhebung des Termins ist von § 9 Abs. 5 S. 2 JVEG auch jede Abladung des Dolmetschers aus sonstigen Gründen erfasst, auch wenn der Termin tatsächlich stattgefunden hat.25

Die Regelung, dass der Berechtigte ausschließlich als Dolmetscher tätig sein dar, um die Ausfallentschädigung geltend machen zu können, wurde durch das KostRÄG 2021 mit Wirkung zum 1.1.2021 aufgehoben. Auch ein Dolmetscher, der zugleich als Übersetzer tätig ist, kann die Pauschale geltend machen.


2.3.2 Keine Mitschuld an Terminsaufhebung

Die Gründe für die Terminsaufhebung dürfen nicht in der Person des Dolmetschers liegen, z.
B. Terminsaufhebung wegen Krankheit des Dolmetschers. Die Gründe müssen deshalb bei dem Gericht, der Staatsanwaltschaft, den Parteien und ihren Vertretern oder dem Angeklagten liegen.

Liegen die Gründe für die Aufhebung sowohl in der Person des Dolmetschers als auch in einer anderen Person begründet, besteht deshalb kein Anspruch auf die Ausfallentschädigung, denn § 9 Abs. 3 S. 2 JVEG schreibt nicht vor, dass die Gründe ausschließlich in der Person des Dolmetschers liegen müssen.


2.3.3 Einkommensverlust

Ein Einkommensverlust wird bei einem Dolmetscher, der auch nur als Dolmetscher tätig ist, regelmäßig anzunehmen sein, wenn er die Leistung wegen der Terminsaufhebung nicht erbringen kann.

Nimmt der Dolmetscher wegen der Aufhebung des Termins für die ursprünglich geplante Terminzeit jedoch andere Aufträge entgegen, die auch tatsächlich erbracht werden, liegt kein Einkommensverlust vor.

§ 9 Abs. 5 S. 2 Nr. 3 JVEG sieht vor, dass der Dolmetscher zu versichern hat, in welcher Höhe er durch die Terminsaufhebung einen Einkommensverlust erlitten hat.


2.3.4 Kurzfristige Mitteilung der Aufhebung

Die Ausfallentschädigung wird nur gewährt, wenn dem Dolmetscher die Aufhebung erst am Termintag oder an einem der beiden vorhergehenden Tage mitgeteilt worden ist. Erfolgt die Benachrichtigung zeitiger, besteht kein Anspruch.

|  Erfolgt  die  Abladung  so  kurzfristig,  dass  der  Dolmetscher  bereits  die  Reise  zum  Gericht
„ angetreten hat, ist seine Vergütung nicht auf die Ausfallentschädigung begrenzt, denn § 9 Abs.



/ 25 OLG München, Beschl. v. 27.01.2014, 4c Ws 2/13, juris.
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[image: ]5 S. 2 JVEG setzt voraus, dass der Dolmetscher noch vor Verlassen seiner Wohnung oder seines Büros entsprechend benachrichtigt worden ist.

Eine Begrenzung auf die Ausfallentschädigung findet auch dann nicht statt, wenn der Dolmetscher zum Gericht angereist ist, weil keine Abladung erfolgt war und dem Dolmetscher erst im Gericht mitgeteilt wird, dass der Termin nicht stattfindet.


2.3.5 Höhe der Ausfallentschädigung

Die Ausfallentschädigung wird bis zu einem Betrag gewährt, der dem Honorar für zwei Stunden entspricht (§ 9 Abs. 5 S. 3 JVEG). Das entspricht 170 €.

Dieser Betrag kann nicht überschritten werden, auch dann nicht, wenn ein höherer Ausfall nachgewiesen wird.

Aus dem Wortlaut „bis zu“ folgt zugleich, dass die Ausfallentschädigung nicht pauschal mit diesen Höchstbeträgen zu gewähren ist. Der Dolmetscher muss deshalb versichern, wie hoch der Einkommensverlust ist (§ 9 Abs. 5 S. 2 Nr. 3 JVEG). Auch wenn ein Ausfall versichert oder nachgewiesen wird, der 170 € übersteigt, darf dieser Höchstbetrag nicht überschritten werden.

Umsatzsteuer (§ 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 JVEG) ist daneben gesondert zu vergüten, so dass es sich bei den 170 € um einen Nettohöchstbetrag handelt.


3. Vergütung für Übersetzer (§11 JVEG)

3.1 Zeichenhonorar

Übersetzer erhalten für ihre Tätigkeit ein Zeichenhonorar nach § 11 Abs. 1 JVEG.

Das Honorar beträgt nach § 11 Abs. 1 S. 1 JVEG 1,80 € für jeweils angefangene 55 Anschläge (Grundhonorar).

Wird dem Übersetzer ein Text nicht elektronisch in nichteditierbarer Form zur Verfügung gestellt, beträgt das Honorar nach § 11 Abs. 1 S. 2 JVEG 1,95 € je angefangene 55 Anschläge (erhöhtes Honorar).

Wird der zu übersetzende Text dem Übersetzer in Papierform zur Verfügung gestellt, entsteht das erhöhte Honorar.26

Beispiel 1: Das Schriftstück wird in Papierform bereitgestellt. Es umfasst 25.000 Zeichen.

Das Honorar beträgt 887,25 € (25.000 : 55 = 455 x 1,95 €).


Beispiel 2: Das Schriftstück wird als Worddatei bereitgestellt. Es umfasst 25.000 Zeichen.

Das Honorar beträgt 819,00 € (25.000 : 55 = 455 x 1,80 €).





26 OLG Stuttgart, Beschl. v. 31.10.2014, 4 Ws 432/14, juris; OLG Frankfurt, Beseht v. 28.11.2014,	18
W 211/14, juris.
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[image: ]Da das Honorar für jeweils angefangene 55 Anschläge gewährt wird, ist die Anschlagszahl stets aufzurunden. Eine kaufmännische Auf- oder Abrundung findet nicht statt, sondern es muss stets aufgerundet werden.


3.2 Erhöhung des Zeichenhonorars wegen Erschwernis

3.2.1 Allgemeine Erhöhungsvoraussetzungen

Das Honorar erhöht sich gemäß § 11 Abs 1 S. 3 JVEG auf 1,95 € (Grundhonorar) bzw. 2,10
€ (erhöhtes Honorar), wenn die Übersetzung wegen der besonderen Umstände des Einzelfalls besonders erschwer ist, insbesondere wegen

· der häufigen Verwendung von Fachausdrücken,
· der schweren Lesbarkeit des Textes,
· einer besonderen Eilbedürftigkeit,
· einer in Deutschland selten vorkommenden Fremdsprache.

Es  handelt  sich  dabei  nicht  um  eine  abschließende  Aufzählung,  was  aus  dem  Wortlaut
„insbesondere“ folgt.

Ob eine besondere Erschwernis vorliegt, hat die Anweisungsstelle nach pflichtgemäßem Ermessen zu prüfen.

Es ist für das gesamte Schriftstück eine einheitliche Zeichenvergütung zu gewähren, eine Erhöhung nach § 11 Abs. 1 S. 3 JVEG nurfür einzelne Teile des Schriftstücks ist nicht zulässig. Sind hingegen mehrere Schriftstücke zu übersetzen, ist für jedes einzelne Schriftstück zu beurteilen, ob eine besonders erschwerte Übersetzung vorliegt (§ 11 Abs. 3 S. 1 JVEG).


3.2.2 Verwendung von Fachausdrücken

Die bloße Verwendung von Fachausdrücken genügt für sich allein noch nicht, vielmehr muss durch ihre Verwendung für die Übersetzung in ihrer Gesamtheit eine besondere Erschwernis eingetreten sein.

Davon wird dann auszugehen sein, wenn Fachausdrücke in einer solchen Vielzahl verwendet werden, dass eine Übersetzung ohne Beherrschen dieser Ausdrücke oder des speziellen Wissens nicht möglich ist, z. B. bei technischen oder medizinischen Texten.

Das gilt auch für juristische Fachausdrücke. Eine besondere Erschwernis ist deshalb zu verneinen, wenn es sich um gebräuchliche Fachausdrücke handelt (z. B. Angeschuldigter, Anklage, Betäubungsmittel, Beweisantrag, Haftbefehl, Registerauszug, Staatsanwalt, Untersuchungshaft, Verfügung, Verjährung).27

3.2.3 Schwere Lesbarkeit

Durch die schwere Lesbarkeit, z. B. durch eine schwer lesbare Handschrift oder dem Zustand des Dokuments, kann eine besondere Erschwernis eintreten. Ein handschriftlicher Text rechtfertigt für sich allein jedoch noch keine Honorarerhöhung.




27 Vgl. Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 11 Rn. 21 m. w. N.
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3.2.4 [image: ]Eilbedürftigkeit

Tritt durch die Eilbedürftigkeit eine besondere Erschwernis ein, z. B. durch Zeitdruck, ist das Honorar zu erhöhen, es genügt deshalb nicht jede, vom üblichen Zeitumfang abweichende Heranziehung.


3.2.5 Selten vorkommende Fremdsprache

Muss aus oder in eine in Deutschland selten vorkommende Fremdsprache übersetzt werden, kann eine besondere Erschwernis eintreten.

Der Begriff ist im JVEG nicht bestimmt. In der Rechtsprechung wird hierzu folgende Auffassung vertreten:

„Die Seltenheit des Gebrauchs einer Sprache in Deutschland beurteilt sich vorrangig nach den tatsächlichen Verhältnissen und nicht nach den rechtlichen Regelungen. Je seltener der Gebrauch einer Fremdsprache in Deutschland ist, desto weniger wird diese Fremdsprache und insbesondere die Fachterminologie lexikalisch erschlossen sein, was typischerweise einen höheren Aufwand bei der Übersetzung zur Folge hat.

Für den gerichtlichen Alltag kommt es auf die tatsächliche Verbreitung der Sprache und der damit zusammenhängenden Anzahl und Verfügbarkeit von für diese Sprache qualifizierten Übersetzern an. “

OLG Stuttgart, Beschl. v. 31.10.2014, 4 Ws 432/14, juris

Ein Indiz kann auch die in der Auslandskostenverordnung vom 20.12.2001 (BGBl. I S. 4161) vorgenommene Spracheinteilung sein. Insbesondere bei den in den Gruppen A und B eingruppierten Sprachen dürfte eine Seltenheit im Regelfall zu verneinen sein. Da sich die dortige Eingruppierung aber an der Schwierigkeit der Sprache ausrichtet, also nicht auf die Verbreitung der Sprache in Deutschland, kann die Auslandskostenverordnung nur Indiz sein.

Im Hinblick darauf, dass das JVEG die Zahlung einer marktorientierten Vergütung gewährleisten will,.kann auch das Ergebnis der Marktanalyse von Hommerich/Reiß, die bei dem Entwurf des 2. KostRMoG berücksichtigt wurde, herangezogen werden. Danach sind insbesondere für Übersetzungen aus oder in nahöstliche, afrikanische oder fernöstliche Sprachen teilweise erhebliche höhere Vergütungen zu zahlen. Auch bei der Beauftragung von großen Übersetzungsbüros hat die Marktanalyse erhebliche Abweichungen zwischen der JVEG-Vergütung und der außergerichtlich erzielten Vergütung festgestellt. Hier konnte für die nahöstlichen und afrikanischen Sprachen eine mittlere Zeilenvergütung von 2,15 € und für die fernöstlichen Sprachen von 2,30 € sowohl für Privat- als auch Geschäftskunden ermittelt werden (Hommerich/Reiß, Markanalyse, S. 213), was die nach dem JVEG zu zahlenden Vergütungen gleichfalls deutlich übersteigt. Eine Anwendung von § 11 Abs. 1 S. 3 JVEG wird deshalb insbesondere für solche Sprachen in Betracht kommen müssen. Eine Ausnahme dürfte jedoch hierfür Arabisch oder Türkisch gelten, da die Rechtsprechung und Literatur beide Sprachen nicht als in Deutschland selten vorkommende Fremdsprachen eingeordnet hat.28

Hilfreich können auch die Empfehlungen des Bundesverbands der Dolmetscher und Übersetzer e.V. sein. Ebenso können die von der Übersetzungsagentur Norbert Zänker & Kollegen, Berlin, aufgestellten Kriterien hilfreich sein.




28 Vgl. Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 11 Rn. 27 (Arabisch) und Rn. 46 (Türkisch).
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3.3 [image: ]Maßgebliche Zeichen

Zu den vergütungsfähigen Anschlägen zählen neben den Buchstaben auch alle Satzzeichen (z. B. Punkt, Komma) sowie Leerzeichen.

Maßgeblich für die Zeichenzählung ist der Text der Zielsprache (§ 11 Abs. 2 S. 1 JVEG).

Werden in der Zielsprache keine lateinischen Buchstaben verwendet (z. B. Arabisch, Chinesisch, Hebräisch, Russisch), kommt es auf die Ausgangssprache an.

Die Zahl der Anschläge kann durch elektronische Zeichenzählung ermittelt werden.


3.4 Mindestvergütung (§11 Abs. 3 S. 2 JVEG)

Das Honorar beträgt gemäß § 11 Abs. 3 S. 2 JVEG für eine oder mehrere Übersetzungen, die aufgrund desselben Auftrags angefertigt werden, mindestens 20 €.

Dabei handelt es sich um den Nettobetrag, so dass Umsatzsteuer nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 JVEG gesondert zu erstatten ist.


Beispiel 1:		Der Übersetzer wird mit der Übersetzung eines kleinen Briefs mit einem Umfang von 270 Zeichen beauftragt.

Das Honorar würde gern. § 11 Abs. 1 S. 2 JVEG konkret 9,75 € (270 : 55 = 5 x
1,95 €) betragen.

Wegen § 11 Abs. 2 JVEG beträgt das Honorar jedoch mindestens 20 € zzgl. Umsatzsteuer.


Beispiel 2:		Der Übersetzer wird zeitgleich mit der Übersetzung von zwei kleinen Briefen mit einem Umfang von jeweils 270 Zeichen beauftragt.

Es handelt sich um einen einheitlichen Auftrag. Die Zeichen der beiden Briefe sind deshalb zusammenzurechnen.

Das Honorar beträgt deshalb 19,50 € (2 x 270 = 540 : 55 = 10 x 1,95 €) zzgl. Umsatzsteuer.


3.5 Aufwendungen

Neben dem Honorar sind dem Übersetzer entstandene Aufwendungen zu ersetzen (§ 8 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 JVEG), insbesondere die Umsatzsteuer nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 JVEG. Auch der Übersetzer kann für entstandene Post- und Telekommunikationsleistungen die Pauschale nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 JVEG geltend machen.

Eine Schreibpauschale kann für die Originalübersetzung hingegen nach § 12 Abs. 1 S. 2 Nr.
3 JVEG kann hingegen nicht erstattet werden. Für die von der heranziehenden Stelle übersandten Mehrfertigungen sind jedoch die Kosten für die Kopien oder Ausdrucke nach § 7 Abs. 2 JVEG zu ersetzen.
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[image: ]Beispiel:	Der Übersetzer wird beauftragt ein Schriftstück mit einem Umfang von 40.000 Zeichen zu übersetzen. Das Dokument wird in Papierform bereitgestellt.

Eine besondere Erschwernis ist bei der Übersetzung nicht eingetreten.

Auf Anforderung des Gerichts werden neben der Originalübersetzung auch zwei Mehrfertigungen der Übersetzung eingereicht. Die Übersetzung umfasst jeweils 20 Seiten.

Dem Übersetzer ist folgende Vergütung zu gewähren:

Honorar, § 11 Abs. 1 S. 2 JVEG	=	1.419,60 €
(40.000:55 = 728x 1,95 €)

Kosten für Ausdrucke, § 7 Abs. 2 JVEG	=	20,00 € (2 Mehrfertigungen ä 20 Seiten = 40 x 0,50 €)

Umsatzsteuer, § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 JVEG	=	273,52 €
(19% aus 1.439,60 €)

Insgesamt:	=	1.713,12 €


3.6 Überprüfung von Schriftstücken oder Aufzeichnungen

Ist der Übersetzer beauftragt

· Schriftstücke oder Telekommunikationsaufzeichnungen auf bestimmte Inhalte zu überprüfen, ohne dass insoweit eine schriftliche Übersetzung anzufertigen ist; oder

· aus einer Telekommunikationsaufzeichnung ein Wortprotokoll anzufertigen

erhält er ein Honorar wie ein Dolmetscher (§ 11 Abs. 4 JVEG). Er erhält folglich ein Stundenhonorar von 85 €.
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O. [image: ]Entschädigung der ehrenamtlichen Richter

1. Umfang der Entschädigung (§ 15 JVEG)

Ehrenamtliche Richter erhalten aus Anlass ihrer Heranziehung eine Entschädigung, deren Umfang sich nach § 15 Abs. 1 JVEG bestimmt. Ehrenamtliche Richter können danach beanspruchen:

· Fahrtkostenersatz (§ 5 JVEG),
· Tagegelder und Übernachtungskosten (§ 6 JVEG),
· Ersatz für sonstige Aufwendungen (§ 7 JVEG),
· Entschädigung für Zeitversäumnis (§ 16 JVEG),
· Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung (§ 17 JVEG),
· Entschädigung für Verdienstausfall (§ 18 JVEG).

§ 12 JVEG findet keine Anwendung. Eine Erstattung von Umsatzsteuer kann deshalb nur erfolgen, soweit es sich um Fremdrechnungen (z. B. Fahrtkosten oder sonstige bare Aufwendungen) handelt. Eine Erstattung von Umsatzsteuer für Verdienstausfall, z. B. bei Selbständigen, ist hingegen ausgeschlossen.

Die Entschädigung ist für die gesamte Dauer der Heranziehung zu gewähren, wozu auch notwendige Reise- und Wartezeiten zählen (§ 15 Abs. 2 S. 1 JVEG).


2. Entschädigungsberechtigte Personen

Eine Entschädigung erhalten die ehrenamtlichen Richter bei den ordentlichen Gerichten und den Gerichten für Arbeits-, Finanz-, Sozial- und Verwaltungsgerichtsbarkeit (§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 JVEG).

Eine Entschädigung nach § 15 JVEG ist insbesondere vorgesehenen für:

· Schöffen bei den ordentlichen Gerichten (§ 55 GVG),
· Vertrauenspersonen im Wahlausschuss für die Schöffen (§ 40 GVG),
· Ehrenamtliche Richter bei den Arbeitsgerichten,
· Ehrenamtliche Richter bei den Finanzgerichten (§ 29 FGO),
· Vertrauenspersonen im Wahlausschuss bei den Finanzgerichten (§ 23 FGO),
· Ehrenamtliche Richter bei den Sozialgerichten (§19 Abs. 2 SGG),
· Ehrenamtliche Richter bei den Verwaltungsgerichten (§ 32 VwGO),
· Vertrauenspersonen im Wahlausschuss bei den Verwaltungsgerichten (§ 26 VwGO),
· 	Ehrenamtliche	Richter	(Steuerberater,	Steuerbevollmächtigte)	in	der	Kammer	für Steuerberater und Steuerbevollmächtigte bei den Landgerichten (§ 104 StBerG),
· 	Ehrenamtliche	Richter	(Wirtschaftsprüfer)	in	den	Kammern	und	Senaten	für Wirtschaftsprüfersachen (§ 80 WPO).

Eine Entschädigung ist auch den bei den Landwirtschaftsgerichten tätigen ehrenamtlichen Richtern zu zahlen, da es sich um einen Teil der ordentlichen Gerichtsbarkeit handelt.

Bei den Verwaltungsgerichten sind ehrenamtliche Richter z. B. tätig in den nach § 84 Abs. 1 Bundespersonalvertretungsgesetz (BPersVG) zu bildenden Fachsenaten für Sachen nach dem BPersVG oder in den Flurbereinigungsgerichten. Sie erhalten eine Entschädigung nach dem JVEG.

Für	die	ehrenamtlichen	Richter,	die	in	berufsgerichtlichen	Verfahren	oder	bei	den Dienstgerichten tätig werden, vgl. z. B. § 108 Abs. 3 BNotO, findet das JVEG hingegen keine
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[image: ]unmittelbare Anwendung (§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 JVEG). Gleiches gilt für die Handelsrichter (siehe hierzu unten: Kapitel P).


3. Teilnahme an Einführungs- und Fortbildungstagungen

Die Entschädigung wird auch gewährt, wenn ehrenamtliche Richter von der zuständigen staatlichen Stelle zu Einführungs- und Fortbildungstagungen herangezogen werden (§ 15 Abs. 3 Nr. 1 JVEG). Ein Anspruch besteht deshalb nur, wenn die Teilnahme an einer solchen Veranstaltung auf Veranlassung der heranziehenden Stelle erfolgt.

Für die Teilnahme an einer Einführungs- und Fortbildungstagung ist die Entschädigung in vollem Umfang nach § 15 Abs. 1 JVEG zu gewähren, so dass neben Reisekosten und den Gebühren für die Fortbildungsveranstaltung (§ 7 Abs. 1 S. 1 JVEG) auch Entschädigungen nach §§ 16 bis 18 JVEG zu leisten sind.


4. Teilnahme an Wahlen oder Sitzungen von Ausschüssen

Die ehrenamtlichen Richter bei den Arbeits- und Sozialgerichten erhalten eine Entschädigung auch dann, wenn sie in dieser Eigenschaft an der Wahl der hierfür vorgesehenen Ausschüsse oder an den Sitzungen solcher Ausschüsse teilnehmen (§ 15 Abs. 3 Nr. 2 JVEG).


5. Zeitversäumnis (§ 16 JVEG)

Ehrenamtliche Richter erhalten für die Ausübung ihres Ehrenamts eine Entschädigung für Zeitversäumnis (§ 16 JVEG). Die Entschädigung beträgt 7 € je Stunde.

Sie ist für die gesamte Dauer der Heranziehung zu gewähren, einschließlich notwendiger Reise- und Wartezeiten (§15 Abs. 2 S. 1,2 JVEG), jedoch für höchstens zehn Stunden am Tag (§15 Abs. 2 S. 3 JVEG).

Die letzte bereits begonnene Stunde wird stets aufgerundet (§ 15 Abs. 2 S. 4 JVEG).

Die Entschädigung für Zeitversäumnis ist neben der Entschädigung für Verdienstausfall (§ 18 JVEG) oder der Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung zu gewähren.

Beispiel:	Die ehrenamtliche Richterin wird für eine Sitzung herangezogen. Die Sitzung
dauert von 9:00 bis 15:00 Uhr. Für die An- und Abreise wird jeweils eine Stunde benötigt.

Es ist Zeitversäumnis nach § 16 JVEG für insgesamt 8 Stunden (8:00 bis 16:00 Uhr) zu zahlen, denn neben der Sitzungsdauer ist auch die benötigte Zeit für die An- und Abreise zu entschädigen.


6. Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung (§17 JVEG)

Führt der ehrenamtliche Richter einen eigenen Haushalt, ist eine Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung nach § 17 JVEG zu gewähren, wenn

· in dem Haushalt mehrere Personen leben,
· der ehrenamtliche Richter nicht erwerbstätig ist und
· kein Erwerbsersatzeinkommen bezieht.
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[image: ]Die Entschädigung beträgt 17 €je Stunde.

Ist der ehrenamtliche Richter teilzeitbeschäftigt, wird die Entschädigung gezahlt, wenn und soweit die Heranziehung außerhalb der vereinbarten regelmäßigen täglichen Arbeitszeit erfolgt (§ 17 S. 1 JVEG).

Die Entschädigung ist für die gesamte Dauer der Heranziehung zu gewähren, einschließlich notwendiger Reise- und Wartezeiten (§15 Abs. 2 S. 1 JVEG), jedoch für höchstens zehn Stunden am Tag. Die letzte bereits begonnene Stunde wird stets aufgerundet (§ 15 Abs. 2 S. 2 JVEG). Bei teilzeitbeschäftigten ehrenamtlichen Richtern, ist die Entschädigung nach § 17 JVEG für höchstens zehn Stunden abzüglich der Stunden, die der vereinbarten regelmäßigen täglichen Arbeitszeit entspricht, zu gewähren (§ 17 S. 3 JVEG); siehe hierzu unten Kapitel Q Nr. 6.3.

Die Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung ist neben der Entschädigung für Zeitversäumnis nach § 16 JVEG zu gewähren (§ 17 S. 1 JVEG).

Beispiel:		Die ehrenamtliche Richterin wird für eine Sitzung herangezogen. Die Sitzung dauert von 9:00 bis 15:00 Uhr. Für die An- und Abreise wird jeweils eine Stunde benötigt. Die ehrenamtliche Richterin ist nicht berufstätig und bezieht auch kein Erwerbsersatzeinkommen. Sie führt einen Mehrpersonenhaushalt.

	Sie erhält folgende Entschädigung:
	

	Zeitversäumnis, § 16 JVEG
8 Stunden ä 7 € (8:00 - 16:00 Uhr)
	=
	56,00 €

	Entschädigung für Nachteile
in der Haushaltsführung, § 17 JVEG 8 Stunden ä 17 € (8:00 - 16:00 Uhr)
	=
	136,00 €



Es ist Zeitversäumnis nach § 16 JVEG für insgesamt 8 Stunden (8:00 bis 16:00 Uhr) zu zahlen, denn neben der Sitzungsdauer ist auch die benötigte Zeit für die An- und Abreise zu entschädigen.

Die Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung (§ 17 JVEG) ist neben der Entschädigung für Zeitversäumnis (§ 16 JVEG) zu gewähren.


7. Entschädigung für Verdienstausfall (§18 JVEG)

7.1 Höhe und zeitlicher Umfang

Ist aufgrund der Heranziehung Verdienstausfall eingetreten, ist dieser nach § 18 JVEG zu erstatten, und zwar neben der Entschädigung für Zeitversäumnis nach § 16 JVEG. Kann die Beschäftigung vor oder nach dem Termin nicht aufgenommen werden, ist Verdienstausfall auch für diese Zeiträume zu entschädigen.
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[image: ]Verdienstausfall ist für die gesamte Dauer der Heranziehung zu gewähren, einschließlich notwendiger Reise- und Wartezeiten (§ 15 Abs. 2 S. 1,2 JVEG), jedoch für höchstens zehn Stunden am Tag (§ 15 Abs. 2 S. 3 JVEG).

Gern. § 15 Abs. 2 S. 2 JVEG ist Verdienstausfall auch für die Zeit zu gewähren, während der der ehrenamtliche Richter infolge der Heranziehung seiner beruflichen Tätigkeit nicht nachgehen konnte, höchstens aber zehn Stunden.

Beispiel:	Der ehrenamtliche Richter wird für eine Strafverhandlung, die von 10:00 bis
13.00 Uhr dauert herangezogen. Die notwendige Zeit für die An- und Abreise beträgt jeweils eine halbe Stunde.

Der ehrenamtliche Richter legt eine Verdienstausfallbescheinigung vor, aus der hervorgeht, dass er einen Verdienstausfall von 8 Stunden ä 20 € hat, da die Ausübung der beruflichen Tätigkeit vor und nach dem Termin nicht möglich ist.

	Es ist folgende Entschädigung zu zahlen:
	
	

	Zeitversäumnis, § 16 JVEG
6 Stunden ä 7 € (9:30 - 13:30 Uhr)
	=
	42,00 €

	Verdienstausfall, § 18 JVEG
	=
	160,00 €

	8 Stunden ä 20 €
	
	



Verdie'nstausfall ist mit höchstens 29 € je Stunde zu entschädigen, einschließlich der vom Arbeitgeber zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge (§ 18 S. 1 JVEG). Der Höchstbetrag bezieht sich also auf den Bruttoverdienst des ehrenamtlichen Richters.

Ein höherer Verdienstausfall kann auch dann nicht entschädigt werden, wenn er durch den ehrenamtlichen Richter nachgewiesen wird.

Zum Verdienstausfall siehe auch unten Kapitel Q Nr. 7.


7.2 Verdienstausfall bei häufiger Heranziehung

7.2.1 Voraussetzungen und Höhe

Wird der ehrenamtliche Richter häufig herangezogen, ist unter den Voraussetzungen des § 18
S. 2, 3 JVEG ein höherer Verdienstausfall zu erstatten. Danach kann Verdienstausfall erstattet werden in Höhe von:

· 	55 € je Stunde, wenn der ehrenamtliche Richter in demselben Verfahren mehr als 20 Tage herangezogen worden ist,

· 	55 € je Stunde, wenn der ehrenamtliche Richter innerhalb eines Zeitraums von 30 Tagen an mindestens 6 Tagen seiner regelmäßigen Erwerbstätigkeit entzogen worden ist,

· 	73 €, wenn der ehrenamtliche Richter in demselben Verfahren mehr als 50 Tage herangezogen worden ist.

Liegen diese Voraussetzungen vor, ist die höhere Entschädigung von Amts wegen zu gewähren, wenn tatsächlich Verdienstausfall in dieser Höhe eingetreten ist.29


29 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 18 Rn. 10.
85
Hagen Schneider_Zahlung von Entschädigungen und Vergütungen nach dem JVEG (September 2022)

[image: ]Die Regelungen von § 18 S. 2 (Alt. 1) und S. 3 JVEG betreffen dasselbe Verfahren, während die Regelung von § 18 S. 2 (Alt. 2) JVEG unabhängig davon gilt, ob die Heranziehung als ehrenamtlicher Richter in demselben oder in verschiedenen Verfahren erfolgt.

Stellt sich erst im Verlaufe des Verfahrens heraus, dass die Voraussetzungen von § 18 S. 2,
3 vorliegen, etwa weil erst im späteren Verfahrensverlauf weitere Verhandlungen erfolgen, ist die erhöhte Entschädigung nachzuzahlen.30 Dem trägt auch § 2 Abs. 1 S. 2 Nr. 5 JVEG Rechnung, wonach die für die Geltendmachung des Anspruchs maßgebliche Drei-Monatsfrist für ehrenamtliche Richter erst mit der Beendigung der Amtsperiode beginnt.


7.2.2 Berechnung

Liegen die Voraussetzungen des § 18 S. 2, 3 JVEG vor, ist die erhöhte Entschädigung für den gesamten Heranziehungszeitraum zu gewähren, eine Staffelung ist nicht zulässig.31

Beispiel 1:   Der ehrenamtliche Richter wird herangezogen am:

5. 6., 8. 6., 15. 6., 21.6., 22. 6., 28. 6.

Es liegt eine Heranziehung an mindestens sechs Tagen innerhalb eines Zeitraums von 30 Tagen vor. Es können für jeden Tag höchstens 55 € je Stunde gewährt werden.


Beispiel 2:   Der ehrenamtliche Richter wird herangezogen am:

5. 6., 8. 6., 15. 6., 21. 6., 22. 6., 28. 6., 30. 7.

Es ist für jeden einzelnen Verhandlungstag zu prüfen, ob § 18 S. 2 JVEG erfüllt ist.

Für die Verhandlungstage am 5.6., 8.6., 15.6., 21.6., 22.6., 28.6. sind die Voraussetzungen erfüllt, sie liegen jeweils in dem 30-Tageszeitraum.

Für den 30.7. kann jedoch keine erhöhte Entschädigung gewährt werden, da auf den 30.7. bezogen keine weitere Heranziehung innerhalb von 30 Tagen erfolgt ist, denn weder 30 Tage vor dem 30.7. noch 30 Tage nach dem 30.7. haben 5 weitere Heranziehungen stattgefunden.


Beispiel 3:   Der ehrenamtliche Richter wird in demselben Verfahren herangezogen am:

1. 6., 2. 6., 10. 6„ 11. 6., 21.6.
Sodann finden im Oktober nochmals 16 Verhandlungen statt.

Es ist folglich in demselben Verfahren eine Heranziehung an mehr als 20 Tagen erfolgt. Es kann für sämtliche Terminstage eine Entschädigung von höchstens 55 € je Stunde gewährt werden.




30 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 18 Rn. 13.
31 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 18 Rn. 13 f.
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[image: ]Beispiel 4:	Der ehrenamtliche Richter wird in demselben Verfahren an insgesamt 53 Tagen herangezogen.

Es kann für sämtliche Termine eine Entschädigung von höchstens 73 € je Stunde gewährt werden.
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P. [image: ]Entschädigung der Handelsrichter

1. Entschädigungsansprüche

Die in den Kammern für Handelssachen tätigen ehrenamtlichen Richter (Handelsrichter) sind nicht nach dem JVEG zu entschädigen (§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 JVEG).

Ihnen sind jedoch gemäß § 107 GVG zu erstatten:

· Fahrtkosten,
· Tagegelder und Übernachtungskosten.

Gerichtsverfassungsgesetz

§107

(1) 	Die ehrenamtlichen Richter, die weder, ihren Wohnsitz noch ihre gewerbliche Niederlassung am Sitz der Kammer für Handelssachen haben, erhalten Tage- und Übernachtungsgelder nach den für Richter am Landgericht geltenden Vorschriften.

(2) 	Den ehrenamtlichen Richtern werden die Fahrtkosten in entsprechender Anwendung des § 5 des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes ersetzt.


Eine Entschädigung wird nur auf Antrag gewährt. Die Ansprüche sind bei der heranziehenden Stelle geltend zu machen.


2. Fahrtkosten

Fahrtkosten sind dem Handelsrichter in entsprechender Anwendung von § 5 JVEG zu erstatten. Dabei sind die für ehrenamtliche Richter geltenden Bestimmungen anzuwenden.

Erfolgt die Anreise mit dem eigenen oder unentgeltlich bereitgestellten Pkw, sind dem Handelsrichter 0,42 € je Kilometer zu erstatten (§ 5 Abs. 2 S. 1 Nr. 2 JVEG i. V. m. § 107 Abs. 2 GVG).

Auch bare Aufwendungen, die aus Anlass der Reise entstehen, z. B. Park- oder Mautgebühren, sind zu ersetzen.


3. Tagegelder und Übernachtungskosten

Eine Erstattung von Tagegeldern und Übernachtungskosten erfolgt nur, wenn der Handelsrichter seinen Wohnsitz oder seine gewerbliche Niederlassung nicht am Sitz der Kammer für Handelssachen hat (§ 107 Abs. 1 GVG).

Hinsichtlich der Höhe verweist § 107 Abs. 1 GVG für die Tagegelder und Übernachtungs­ kosten nicht auf § 6 JVEG, sondern auf die für Richter am Landgericht geltenden Bestimmungen. Es gelten somit die reisekostenrechtlichen Regelungen für Beamte.

In Brandenburg finden gemäß § 63 Abs. 1 Satz 1 Landesbeamtengesetz - LBG - vom 3. April 2009 (GVBI. I S. 26)32 die Regelungen der §§ 6, 7 BRKG Anwendung. Durch § 6 Abs. 1 S. 2

32 Zuletzt geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 5.6.2019 (GVBI. I Nr. 19).
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[image: ]BRKG wird auf die Regelungen des EStG verwiesen, so dass § 4 Abs. 5 S. 1 Nr. 5 S. 2 EStG gilt, der wiederum auf § 9 Abs. 4a EStG verweist. Wegen der Höhe siehe oben Kapitel I Nr. 2.

Beispiel:	Der Handelsrichter ist wohnhaft in Brandenburg/Havel und am Landgericht Potsdam in der Kammer für Handelssachen tätig.

Der Sitzungstag beginnt um 9:00 Uhr und endet um 14:00 Uhr. Für die An- und Abreise wird jeweils eine Stunde benötigt.

Die Reise wird mit dem Pkw angetreten, die einfache Entfernung beträgt 50 Kilometer.

Dem Handelsrichter sind zu entschädigen (§ 107 GVG):

Reisekosten (2 x 50 = 100 km ä 0,42 €)	=	42,'00 €
§ 5 Abs. 2 JVEG i. V. m. § 107 Abs. 2 GVG

Verdienstausfall ist nicht zu entschädigen, da eine Anspruchsgrundlage in §
107	GVG	fehlt.	Tagegeld	kann	nicht	gewährt	werden,	da	die Abwesenheitsdauer 8 Stunden nicht übersteigt.


4. Einwendungen gegen die Festsetzung

Werden Einwendungen gegen die Festsetzung erhoben, gilt nicht § 4 JVEG, sondern § 30a EGGVG.
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Q. [image: ]Entschädigung von Zeugen

1. Umfang der Entschädigung (§ 19 JVEG)

Zeugen erhalten aus Anlass ihrer Heranziehung eine Entschädigung, deren Umfang sich nach
§ 19 Abs. 1 JVEG bestimmt. Zeugen können danach beanspruchen:

· Fahrtkostenersatz (§ 5 JVEG),
· Tagegelder und Übernachtungskosten (§ 6 JVEG),
· Ersatz für sonstige Aufwendungen (§ 7 JVEG),
· Entschädigung für Zeitversäumnis (§ 20 JVEG),
· Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung (§ 21 JVEG),
· Entschädigung für Verdienstausfall (§ 22 JVEG).

§ 12 JVEG findet keine Anwendung. Eine Erstattung von Umsatzsteuer kann deshalb nur erfolgen, soweit es sich um Fremdrechnungen (z. B. Fahrtkosten oder sonstige bare Aufwendungen) handelt. Eine Erstattung von Umsatzsteuer für Verdienstausfall, z. B. bei Selbständigen, ist hingegen ausgeschlossen.


2. Zeitumfang der Entschädigung

Die Entschädigung ist für die gesamte Dauer der Heranziehung zu gewähren, und zwar einschließlich notwendiger Reise- und Wartezeiten, wobei die Entschädigung jedoch für höchstens zehn Stunden je Tag gewährt werden kann (§ 19 Abs. 2 S. 3 JVEG). Maßgeblich ist deshalb im Regelfall der Zeitraum zwischen Verlassen der Wohnung und der Wiederan­ kunft dort.

Eine Entschädigung für eingetretenen Verdienstausfall ist wegen § 19 Abs. 2 S. 2 JVEG auch die Zeit zu gewährend, während der der Zeuge infolge der Heranziehung seiner beruflichen Tätigkeit nicht nachgehen konnte. Ist eine Ausübung der berufliche Tätigkeit aus Anlass der Heranziehung vor und/oder nach dem Termin nicht möglich, ist Verdienstausfall folglich auch dann für den gesamten Tag zu entschädigen, wenn die Anwesenheit im Termin nur von kurzer Dauer gewesen ist. Wird durch den Arbeitgeber in der Verdienstausfallbescheinigung bescheinigt, dass eine Aufnahme der Arbeit nicht möglich ist, hat die Anweisungsstelle nicht zu prüfen, ob tatsächlich entsprechende betriebliche Gründe vorliegen.

Beispiel 1: Der Zeuge wohnt in München und wird von dem Landgericht Magdeburg herangezogen. Der Termin beginnt um 13:00 Uhr, die Entlassung erfolgt um 14:00 Uhr.

Die Abreise in München war um 6:00 Uhr erfolgt, gegen 21:00 Uhr wird der Zeuge wieder in München eintreffen.

Eine Entschädigung ist für den gesamten Zeitraum der Abwesenheit zu gewähren. Die Abwesenheitsdauer von 6:00 bis 21:00 Uhr beträgt 15 Stunden. Gemäß § 19 Abs. 2 S. 3 JVEG kann die Entschädigung jedoch für höchstens zehn Stunden gewährt werden.


Beispiel 2: Der Zeuge wohnt in München und wird von dem Landgericht Magdeburg herangezogen. Der Termin beginnt um 10:00 Uhr, die Entlassung erfolgt um 12:00 Uhr.
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[image: ]Die Abreise in München war am Vortag um 15:00 Uhr erfolgt. An diesem Tag ist ein Verdienstausfall von drei Stunden eingetreten. Der Zeuge wird am Terminstag gegen 20:00 Uhr wieder in München eintreffen. An diesem Tag ist
· ein Verdienstausfall von zehn Stunden eingetreten.

Eine Entschädigung ist für den gesamten Zeitraum der Abwesenheit zu gewähren, was auch notwendige Reisezeiten einschließt. Die Entschädigung ist folglich nicht auf den Terminstag beschränkt.

Verdienstausfall ist für den Anreisetag von drei Stunden und für den Terminstag wegen § 19 Abs. 2 S. 3 JVEG für 10 Stunden zu entschädigen.


3. Aufrundung der letzten Stunde

Die letzte bereits begonnene Stunde wird voll gerechnet (aufgerundet), wenn die Heranziehung insgesamt mehr als 30 Minuten dauert (§ 19 Abs. 2 S. 4 JVEG). Maßgeblich ist deshalb nicht, ob während der letzten Stunde mehr als 30 Minuten auf die Heranziehung entfallen, sondern ob der Zeuge insgesamt mehr als 30 Minuten herangezogen wurde.

Hat die Heranziehung weniger als 30 Minuten gedauert, ist die Hälfte des sich für eine volle Stunde ergebenen Betrags zu entschädigen. Das gilt z. B., wenn ein Autovermieter eine Auskunft als Dritter erteilt und für den für die Auskunftserteilung eingetretenen Zeitaufwand, der oftmals nur wenige Minuten dauert, wie ein Zeuge entschädigt wird (§ 23 Abs. 2 JVEG).

Verdienstausfall wird jedoch stets nur in der tatsächlichen Höhe entschädigt. Eine Aufrundung erfolgt deshalb nicht, wenn der Arbeitgeber die konkrete Stundenzahl in der Verdienstausfallbescheinigung bescheinigt.

Beispiel 1:	Die Heranziehung dauert von 9:00 bis 14:30 Uhr.

Es wird nur Zeitversäumnis geltend gemacht.

Die Entschädigung ist für 6 Stunden zu gewähren.

Die letzte Stunde auf eine volle Stunde aufzurunden, da die Heranziehung insgesamt mehr als 30 Minuten gedauert hat.


Beispiel 2:	Die Heranziehung dauert von 9:00 bis 9:25 Uhr.

Es wird nur Zeitversäumnis geltend gemacht.

Die Entschädigung ist lediglich für eine halbe Stunde zu gewähren, da die Heranziehung insgesamt weniger als 30 Minuten gedauert hat.


Beispiel 3:	Die Heranziehung dauert von 9:00 bis 12:30 Uhr.

Gemäß der Verdienstausfallbescheinigung ist eine Aufnahme der Beschäftigung vor und nach dem Termin nicht möglich. Die tägliche und entgangene Arbeitszeit beträgt 8 Stunden.

Die Entschädigung für Verdienstausfall ist für 8 Stunden zu gewähren.
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4. [image: ]Schriftliche Zeugenaussage

Ein Erstattungsanspruch besteht auch für eine schriftliche Zeugenaussage (§ 19 Abs. 1 S. 2 JVEG), so dass hierfür auch eine Entschädigung nach §§ 20 bis 22 JVEG zu gewähren ist.

Dabei ist dem Zeugen der für die schriftliche Fertigung der Zeugenaussage benötigte Zeitaufwand zu erstatten, was auch die Zeit für Heraussuchen und Lesen von Unterlagen umfasst. Soweit die Tätigkeiten in der Freizeit erfolgen, besteht nur Anspruch auf Erstattung von Zeitversäumnis nach § 20 JVEG.

Zu erstatten sind auch Auslagen nach §§ 5 bis 7 JVEG. Für die Urschrift besteht jedoch kein Erstattungsanspruch, da § 12 Abs. 1 S. 2 Nr. 3 JVEG für Zeugen keine Anwendung findet. Zu erstatten sind aber die Kopie oder Druckkosten für die Mehrausfertigungen nach § 7 Abs. 2 JVEG sowie sonstige Aufwendungen nach § 7 Abs. 1 JVEG wie z. B. Portokosten.33

Beispiel:    Der Zeuge wird aufgefordert, sich zu den Beweisfragen schriftlich zu äußern.

Er sucht hierfür Unterlagen heraus, sichtet und liest diese und fertigt danach seine schriftliche Zeugenaussage.

Hierfür hat er insgesamt vier Stunden benötigt, die er nach der Arbeit in seiner Freizeit erbracht hat.

Die Zeugenaussage umfasst 5 Seiten. Neben dem Original reicht der Zeuge auf Aufforderung des Gerichts zwei weitere Exemplare seiner Aussage ein. Hierfür sind neben Kopiekosten auch Portokosten von 2,80 € angefallen.

Dem Zeugen ist folgende Entschädigung zu gewähren:

	a) Zeitversäumnis, § 20 JVEG 4 Stunden ä 4 €
	
	16,00 €

	b) Kopiekosten, § 7 Abs. 2 JVEG 2x5 Seiten = 10 Seiten ä 0,50 €
	=
	5,00 €

	c)	Portokosten, § 7 Abs. 1 JVEG
	=
	2,80 €

	Insgesamt:
	=
	23,80 €




5. Entschädigung für Zeitversäumnis (§ 20 JVEG)

5.1 Höhe der Entschädigung

Ist dem Zeugen aus Anlass der Heranziehung weder Verdienstausfall (§ 22 JVEG) noch eine Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung (§ 21 JVEG) zu gewähren, ist eine Entschädigung für Zeitversäumnis nach § 20 JVEG zu zahlen.

Die Entschädigung beträgt 4 € je Stunde. Sie ist für die gesamte Dauer der Heranziehung zu gewähren, einschließlich notwendiger Reise- und Wartezeiten (§ 19 Abs. 2 S. 1,2 JVEG), jedoch für höchstens zehn Stunden am Tag (§19 Abs. 2 S. 3 JVEG). Die letzte bereits begonnene Stunde wird aufgerundet, wenn die Heranziehung insgesamt mehr als 30 Minuten gedauert hat (§19 Abs. 2 S. 4 JVEG).


33 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 19 Rn. 41.
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[image: ]Beispiel 1:	Ein Rentner wird als Zeuge von 10:00 bis 14:00 Uhr herangezogen.

Die Entschädigung für Zeitversäumnis (§ 20 JVEG) ist für 4 Stunden zu je 4 €
= 16 € zu gewähren.


Beispiel 2:	Ein Rentner wird als Zeuge herangezogen von 10:00 bis 14:45 Uhr.

Die Entschädigung für Zeitversäum'nis (§ 20 JVEG) ist für 5 Stunden zu je 4 €
= 20,00 € zu gewähren.

Die letzte Stunde ist auf eine volle Stunde aufzurunden, da sie zu mehr als 30 Minuten für die Heranziehung verwendet wurde.


5.2 Keine Erstattung von Verdienstausfall

Eine Zeitversäumnis ist nur zu erstatten, soweit kein Verdienstausfall erstattet wird. Für den gleichen Zeitraum ist deshalb die Erstattung von Zeitversäumnis und Verdienstausfall ausgeschlossen.

Soweit aber während der Heranziehung kein Verdienstausfall und auch keine Entschädigung nach § 21 JVEG erstattet wird, ist die Zeitversäumnis nach § 20 JVEG zu erstatten.34 Aufgrund des Wortlauts von § 20 „soweit“ und dem Sinn und Zweck der Norm, eine doppelte Zahlung zu vermeiden, wird dieser Auffassung zuzustimmen sein.

Beispiel:		Der Zeuge wird von 12:00 bis 18:00 Uhr herangezogen. Für die Zeit von 12:00 bis 16:00 Uhr wird nachgewiesener Verdienstausfall geltend gemacht. Im Übrigen erfolgt die Heranziehung in der Freizeit des Zeugen.

Es ist folgende Entschädigung zu gewähren:

Verdienstausfall (§ 22 JVEG)	von 12:00 bis 16:00 Uhr

Zeitversäumnis (§ 20 JVEG)	von 16:00 bis 18:00 Uhr.


5.3 Erleiden eines Nachteils

Eine Entschädigung ist nicht zu zahlen, wenn der Zeuge aus Anlass der Heranziehung ersichtlich keinen Nachteil erleidet. Da jedoch als Nachteil nicht nur ein materieller Verlust, sondern auch immaterielle Nachteile wie ein eingetretener Freizeitverlust zu berücksichtigen sind, dürfte die Zahlung einer Entschädigung nach § 20 JVEG im Regelfall geboten sein.

Beamte

Sie erleiden im Regelfall keinen Verdienstausfall. Eine Entschädigung nach § 20 JVEG ist zu zahlen, wenn die Heranziehung in der dienstfreien Zeit erfolgt oder der Beamte liegengebliebene Arbeit nachholen muss.





34 Binz/Dörndorfer/Petzold, 3. Aufl., § 20 JVEG Rn. 1; Gesamtes Kostenrecht/Pannen, 1. Aufl., § 20
JVEG Rn. 3; a.A. Meyer/Höver/Oberlack, 26. Aufl., § 20 Rn. 6.
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[image: ]Erwerbsersatzeinkommen

Zeugen, die ein Erwerbsersatzeinkommen beziehen, erhalten keinen Verdienstausfall und auch keine Entschädigung nach § 21 JVEG (siehe unten Nr. 6.2). Ihnen wird deshalb regelmäßig eine Zeitversäumnis nach § 20 JVEG zu erstatten sein.

Das betrifft insbesondere Zeugen, die Altersrente, Pension, Erwerbsunfähigkeitsrente oder Arbeitslosengeld I, II beziehen.

Polizisten	,

Es ist der Erlass des MJ vom 09.01.2008 (n. v., BRAVORS) zu beachten.

Entschädigung von Polizeivollzugsbeamten für die zeugenschaftliche Wahrnehmung von Gerichtsterminen in der dienstfreien Zeit

Erlass des Ministeriums der Justiz Vom 09. Januar 2008
(5671 - II.5)

Bezug:	Erlass des Ministeriums der Justiz und für Europaangelegenheiten vom
22. April 1997 (5671 -1.005)


§ 20 des Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetzes (JVEG) regelt, dass eine Entschädigung für Zeitversäumnis dann zu gewähren ist, soweit weder für einen Verdienstausfall noch für Nachteile bei der Haushaltsführung eine Entschädigung zu gewähren ist, es sei denn, dem Zeugen ist durch seine Heranziehung ersichtlich kein Nachteil entstanden.

Das OLG Düsseldorf hat mit Beschluss vom 27. Dezember 2005 (III-4 Ws 572/05, 4 Ws 572/05
- zitiert nach juris -) festgestellt, dass ein Polizeibeamter, der in seiner Freizeit als Zeuge vor Gericht aussagen muss, auch dann einen Nachteil erleidet, wenn ihm dieser Zeitaufwand durch den Dienstherrn nachträglich als Arbeitszeit anerkannt wird. In dem Beschluss ist zunächst festgestellt, dass die in § 20 JVEG erfolgte Einschränkung bezüglich des ersichtlich nicht eingetretenen Nachteils restriktiv anzuwenden ist. Grundsätzlich ist vom Eintritt eines Nachteils durch die Heranziehung auszugehen. Das Gericht kommt dann zu dem Schluss, dass sogar positiv davon auszugehen ist, dass der Polizeibeamte einen Nachteil erleidet. Hierzu wird ausgeführt, dass Schichtdienst mit unterschiedlichen Dienstzeiten im Wechseldienst bekanntermaßen gesundheitlich besonders anstrengend sei und von den Beamten eine Anpassung an die jeweils geforderte Dienstzeit erfordere. Dies führe dazu, dass den zwischen den Diensten liegenden Freizeiten eine besondere Bedeutung für die Erholung zukomme, unter anderem damit der nachfolgende Dienst ausgeruht angetreten werden könne. Es sei deshalb von besonderer Wichtigkeit, dass die zur Verfügung stehende Freizeit so gestaltet werden könne, dass sie die erforderliche Erholung auch bietet. Dazu gehöre auch, dass sie nicht unnötig von dienstlichen Anforderungen unterbrochen werde. Durch die Heranziehung zu dienstlichen Aufgaben, insbesondere zur Wahrnehmung von Gerichtsterminen wird die dringend benötigte Freizeit unterbrochen und damit ihr Erholungswert massiv herabgesetzt.

Auch das OLG Karlsruhe hat mit Beschluss vom 12. Juni 2007 (2 Ws 116/07 - zitiert nach juris
-) festgestellt, dass einem im Schichtdienst tätigen Polizeibeamten, der in seiner dienstfreien Zeit vor Gericht als Zeuge vernommen worden ist, eine Entschädigung für die Zeitversäumnis gemäß § 20 JVEG auch dann zusteht, wenn der Zeitaufwand für die Vernehmung nachträglich als Arbeitszeit anerkannt wird.
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[image: ]Um	Beachtung	dieser	obergerichtlichen	Rechtsprechung	im	Festsetzungsverfahren	wird gebeten.

Der Erlass vom 22. April 1997 wird hiermit aufgehoben. Potsdam, 9. Januar 2008

Dieser Erlass deckt sich mit aktueller Rechtsprechung:

Zeugen (namentlich Polizeibeamte), die im Schichtdienst tätig sind, haben auch dann auch einen Anspruch auf Entschädigung für die hierdurch in ihrer Freizeit erlittene Zeitversäumnis, wenn Ihnen die verlorene Freizeit nachträglich als Arbeitszeit angerechnet wird.

OLG Celle, Beschluss v. 05.01.2021 - 3 Ws 258/20


Schüler und Studenten

Ihnen ist für entgangene Freizeit oder Schulzeit die Zeitversäumnis zu gewähren. Erleiden Studenten einen Verdienstausfall ist nur dieser nach § 22 JVEG zu erstatten. Handelt es sich um Auszubildende, ist Zeitversäumnis nur zu gewähren, wenn sie in der Freizeit oder während der Berufsschulzeit herangezogen werden, da auch im letzteren Fall der versäumte Lernstoff nachgearbeitet werden muss.

Urlaub und Überstunden

Nimmt der Zeuge aus Anlass der Heranziehung bezahlten Urlaub, ist kein Verdienstausfall eingetreten. Es kann deshalb lediglich eine Zeitversäumnis nach § 20 JVEG erstattet werden. Das gleiche gilt, wenn der Zeuge aus Anlass der Heranziehung Überstunden aus einem Zeitkonto in Anspruch nimmt.


6. Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung (§ 21 JVEG)

6.1 Voraussetzungen

Führt der Zeuge einen eigenen Haushalt, ist eine Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung nach § 21 JVEG zu gewähren, wenn

· in dem Haushalt mehrere Personen leben,
· der Zeuge nicht erwerbstätig ist und
· kein Erwerbsersatzeinkommen bezieht.

Die Entschädigung beträgt 17 € je Stunde. Sie ist für die gesamte Dauer der Heranziehung zu gewähren, einschließlich notwendiger Reise- und Wartezeiten (§19 Abs. 2 S. 1,2 JVEG), jedoch für höchstens zehn Stunden am Tag (§ 19 Abs. 2 S. 3 JVEG).

Die letzte bereits begonnene Stunde wird aufgerundet, wenn die Heranziehung insgesamt mehr als 30 Minuten gedauert hat (§ 19 Abs. 2 S. 4 JVEG).


6.2 Erwerbsersatzeinkommen

Der Bezug von Erwerbsersatzeinkommen schließt die Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung aus (§ 21 S. 2 JVEG). Hierzu gehören insbesondere der Bezug von:
95
Hagen Schneider_Zahlung von Entschädigungen und Vergütungen nach dem JVEG (September 2022)

· [image: ]Altersrente, Pensionen,
· Erwerbsunfähigkeitsrenten,
· Arbeitslosengeld I, II,
· Insolvenzgeld,
· Kurzarbeitergeld,
· Mutterschutzgeld.

Zeugen, die solch ein Erwerbsersatzeinkommen beziehen, erhalten nur eine Entschädigung für Zeitversäumnis nach § 20 JVEG, wenn sie aufgrund der Heranziehung einen Nachteil erleiden.


6.3 Teilzeitbeschäftigung

Die Zahlung einer Entschädigung nach § 21 JVEG schließt die Erstattung von Verdienstausfall nach § 22 JVEG aus, weil nur erwerbslose Zeugen eine solche Entschädigung erhalten.

Ist der Zeuge jedoch teilzeitbeschäftigt, wird die Entschädigung gezahlt, wenn und soweit die Heranziehung außerhalb der vereinbarten regelmäßigen täglichen Arbeitszeit erfolgt (§ 21 S. 1 JVEG).

Bei teilzeitbeschäftigten Zeugen ist die Entschädigung nach § 21 JVEG für höchstens zehn Stunden abzüglich der Stunden, die der vereinbarten regelmäßigen täglichen Arbeitszeit entsprechen, zu gewähren (§ 21 S. 3 JVEG). Es kommt dabei nicht auf die durchschnittliche Tagesarbeitszeit an, sondern auf die vereinbarte regelmäßige Arbeitszeit, so dass auf die am Tag der Heranziehung konkret zu erbringende Arbeitszeit abzustellen ist.35 Nicht erforderlich ist, dass die Teilzeitbeschäftigung täglich ausgeübt wird.

Beispiel 1:   Die Zeugin ist teilzeitbeschäftigt. Sie hat insgesamt 20 Wochenarbeitsstunden zu leisten, und zwar montags bis freitags von 8:00 bis 12:00 Uhr. Erwerbsersatzeinkommen wird darüberhinaus nicht bezogen.

Die Zeugin wird herangezogen am Dienstag von 8:00 Uhr bis 15:00 Uhr. Ihr sind zu entschädigen:
Nachteile für die Haushaltsführung (§ 21 JVEG):

3hä 17 €(12:00-15:00 Uhr)

Für die Zeit von 8:00 - 12:00 Uhr ist Verdienstausfall zu erstatten.


Beispiel 2:   Die Zeugin ist teilzeitbeschäftigt. Sie hat insgesamt 20 Wochenarbeitsstunden zu leisten, und zwar montags bis donnerstags von 8:00 bis 13:00 Uhr. Erwerbsersatzeinkommen wird darüberhinaus nicht bezogen.

Die Zeugin wird herangezogen am Freitag von 8:00 Uhr bis 15:00 Uhr.





35 OLG München, Beschl. vom 19.12.2013, 4c Ws 1/13.
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[image: ]Ihr sind zu entschädigen:

Nachteile für die Haushaltsführung (§ 21 JVEG):

7hä 17 €(8:00- 15:00 Uhr)

Beispiel 3:   Die Zeugin ist teilzeitbeschäftigt. Sie hat insgesamt 20 Wochenarbeitsstunden zu leisten, und zwar montags bis donnerstags von 8:00 bis 13:00 Uhr. Erwerbsersatzeinkommen wird darüberhinaus nicht bezogen.

Die Zeugin wird herangezogen

a) am Donnerstag von 9:00 Uhr bis 16:00 Uhr
b) am Freitag von 9:00 bis 14:00 Uhr Ihr sind zu entschädigen:
a) Donnerstag

Nachteile für die Haushaltsführung (§ 21 JVEG):

3 h ä 17 € (13:00- 16:00 Uhr)

Für den Zeitraum vor 13:00 Uhr ist Verdienstausfall zu erstatten.

b) Freitag

Nachteile für die Haushaltsführung (§ 21 JVEG):

5 h ä 17 € (9:00- 14:00 Uhr)


Eine Besserstellung von teilzeitbeschäftigten Zeugen gegenübervollzeitbeschäftigten Zeugen soll mit der Regelung des § 21 S. 3 JVEG vermieden werden. Bei einer Halbtagskraft, die eine Entschädigung nach § 21 JVEG verlangen kann, ist es daher zur Vermeidung einer Besserstellung gegenüber vollbeschäftigten Personen geboten, die Anzahl der Stunden, für die eine Halbtagskraft die Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung verlangen kann, auf maximal 20 Stunden je Wochen zu begrenzen.36

Beispiel 1:   Die Zeugin ist teilzeitbeschäftigt. Sie hat insgesamt 20 Wochenarbeitsstunden zu leisten, und zwar montags bis freitags von 8:00 bis 12:00 Uhr. Erwerbsersatzeinkommen wird darüberhinaus nicht bezogen.

Die Zeugin wird herangezogen am

a) am Montag von 8:00 bis 17:00 Uhr
b) am Dienstag von 10:00 bis 15:00 Uhr
c) am Mittwoch von 9:00 bis 14:00 Uhr

Ihr	sind	für	die	Nachteile	bei	der	Haushaltsführung	(§	21	JVEG)	zu entschädigen:



36 OLG Oldenburg, Beschl. vom 07.08.1998, 1 Ws 274/98.
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Montag Dienstag Mittwoch

5 Stunden
3 Stunden
2 Stunden

(12:00-  17:00  Uhr)
(12:00-  15:00  Uhr)
(12:00- 14:00 Uhr)


Da keine Besserstellung mit einem vollzeitbeschäftigten ehrenamtlichen Richter erfolgen soll, kann die Entschädigung nach § 21 JVEG für höchstens 20 Stunden je Woche gewährt werden. Die Entschädigung wird nur für 10 Stunden geltend gemacht, sie ist deshalb für sämtliche Heranziehungstage zu gewähren.

Für den Zeitraum vor 12:00 Uhr ist jeweils Verdienstausfall zu erstatten.


Beispiel 2:

Die Zeugin ist teilzeitbeschäftigt. Sie hat insgesamt 20 Wochenarbeitsstunden zu leisten, und zwar montags bis donnerstags von 8:00 bis 12:00 Uhr. Erwerbsersatzeinkommen wird darüberhinaus nicht bezogen.

Die Zeugin wird herangezogen am

a) am Montag von 8:00 bis 17:00 Uhr
b) am Dienstag von 12:00 bis 17:00 Uhr
c) am Mittwoch von 9:00 bis 16:00 Uhr
d) am Donnerstag von 13:00 bis 16:00 Uhr
d) am Freitag von 9:00 bis 15:00 Uhr

Die Heranziehung erfolgt teilweise außerhalb der (Teilzeit-)Arbeitszeit



Montag Dienstag Mittwoch Donnerstag Freitag

5 Stunden
5 Stunden
4 Stunden
3 Stunden
6 Stunden

(12:00-  17:00  Uhr)
(12:00-  17:00  Uhr)
(12:00-  16:00  Uhr)
(13:00-  16:00  Uhr)
(9:00- 15:00 Uhr)

[image: ]
Insgesamt hat eine Heranziehung über 23 Stunden außerhalb der Teilzeit­ beschäftigung stattgefunden. Da keine Besserstellung mit einem vollzeit­ beschäftigten Zeugen erfolgen soll, kann die Entschädigung nach § 21 JVEG für höchstens 20 Stunden je Woche gewährt werden.

An den Tagen Montag bis Donnerstag ist für den Zeitraum vor 12:00 Uhr zusätzlich jeweils Verdienstausfall zu erstatten.

7. Verdienstausfall (§ 22 JVEG)

7.1 Höhe und zeitlicher Umfang

Ist aufgrund der Heranziehung Verdienstausfall eingetreten, ist dieser nach § 22 JVEG zu erstatten. Kann die Beschäftigung vor oder nach dem Termin nicht aufgenommen werden, ist Verdienstausfall auch für diese Zeiträume zu entschädigen.

Verdienstausfall ist für die gesamte Dauer der Heranziehung zu gewähren, einschließlich notwendiger Reise- und Wartezeiten (§ 19 Abs. 2 S. 1 JVEG), jedoch für höchstens zehn Stunden am Tag.

Verdienstausfall ist mit höchstens 25 € je Stunde zu entschädigen, einschließlich der vom Arbeitgeber zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge (§ 22 S. 1 JVEG). Der Höchstbetrag bezieht sich also auf den Bruttoverdienst des ehrenaÄrtlieherr-Richters-.
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[image: ]Ein höherer Verdienstausfall kann auch dann nicht entschädigt werden, wenn er durch den Zeugen nachgewiesen wird.

Eine Nachweispflicht sieht das JVEG nicht vor, jedoch kann die Anweisungsstelle gleichwohl die Vorlage einer vom Arbeitgeber ausgefüllten Verdienstausfallbescheinigung verlangen.


7.2 Einzelfälle

7.2.1 Auszubildende

Ihnen steht im Regelfall keine Erstattung zu, da kein Verdienstausfall eingetreten ist. Die Ausbildungsvergütung ist während der Heranziehung fortzuzahlen (§ 19 Abs. 1 Nr. 2b BBiG).

Zu beachten ist jedoch, dass das BBiG nicht für alle Ausbildungsberufe Anwendung findet. Das gilt insbesondere für die Berufsausbildung zum Gesundheits- und Krankenpfleger.


7.2.2 Auslöse

Erleidet der Zeuge einen Verdienstausfall, sind ihm im Rahmen des § 22 JVEG auch Zuschläge oder die Auslöse zu erstatten, wobei die Höchststundensätze des § 22 JVEG nicht überschritten werden dürfen.37


7.2.3 Mittagspause

Für die unbezahlte Mittagspause ist keine Entschädigung zu gewähren.38


7.2.4 Öffentlicher Dienst

a) Beamte

Beamte, die während ihrer Dienstzeit als Zeugen herangezogen werden, besitzen keinen Anspruch auf Erstattung von Verdienstausfall, weil ihre Dienstbezüge für die der Abwesenheit vom Dienst aus Anlass der Zeugenvernehmung fortgezahlt werden (§ 11 Abs. 1 Nr. 1 Buchst, b EUrlDbV).39

Es kann jedoch eine Zeitversäumnis (§ 20 JVEG) gezahlt werden, wenn der Beamte aufgrund seiner Heranziehung einen Nachteil erleidet, z. B. weil er liegengebliebene Arbeit nachholen muss. Nur dann, wenn der Beamte ersichtlich keinen Nachteil erleidet, etwa weil er vertreten wird und auch keine Arbeiten nachholen muss, ist keine Zeitversäumnis zu entschädigen.

b) Polizeibeamte

Polizeibeamte erleiden grundsätzlich keinen Verdienstausfall nach § 22 JVEG, weil auch ihre Dienstbezüge während der Zeit der Heranziehung fortgezahlt werden.



37 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 22 Rn. 5.
38 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 22 Rn. 3.
39 Verordnung über Erholungsurlaub und Dienstbefreiung der Beamtinnen, Beamten, Richterinnen und Richter im Land Brandenburg (Erholungsurlaubs- und Dienstbefreiungsverordnung - EUrlDbV)
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[image: ]Eine Ausnahme gilt jedoch, wenn dem Polizeibeamten infolge seiner Heranziehung die Zahlung einer Zulage entgeht, z. B. für den Dienst zu ungünstigen Zeiten.40
Im Land Brandenburg wird eine Erschwerniszulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten nach der Verordnung über die Gewährung von Erschwerniszulagen im Land Brandenburg (Brandenburgische Erschwerniszulagenverordnung - BbgEZulV) vom 10. September 2014 (GVBI. II Nr. 14)41 gewährt.

Gemäß § 4 Abs. 2 BbgEZulV ist Dienst zu ungünstigen Zeiten ist der Dienst

· an Sonntagen und gesetzlichen Wochenfeiertagen,

· an Samstagen nach 13 Uhr,

· an den Samstagen vor Ostern und Pfingsten nach 12 Uhr; dies gilt auch für den 24. und
31. Dezember jeden Jahres, wenn diese Tage nicht auf einen Sonntag fallen,

· an den übrigen Tagen in der Zeit zwischen 20 Uhr und 6 Uhr.

§ 4 Abs. 1 BbgEZulV ist zu beachten.42

Die Höhe der zu zahlenden Entschädigung bestimmt sich nach § 5 BbgEZulV.

Die Gewährung einer Entschädigung nach § 22 JVEG setzt jedoch den Nachweis voraus, dass die Befreiung von dem Nachtdienst, welcher der Zeugenvernehmung vorangeht, zu einer dauerhaften Verkürzung der nach dem Dienstplan ursprünglich vorgesehenen, abrechnungsfähigen Nachtdienstzeiten führt. Der Nachweis ist durch Vorlage einer entsprechenden Bescheinigung zu führen. Die vorzulegende Bescheinigung muss daher auch Angaben zu Beginn und Ende des entfallenen Nachtdienstes enthalten.


c) Arbeiter und Angestellte

Für die im öffentlichen Dienst beschäftigten Arbeiter und Angestellten gilt § 29 Abs. 2 TV-L. Danach werden bei der Erfüllung von staatsbürgerlichen Pflichten, zu denen auch die Heranziehung durch ein Gericht als Zeuge zählt, die Entgelte fortgezahlt.

Soweit die Beschäftigten jedoch einen Anspruch auf Ersatz des Entgelts geltend machen können, besteht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung (§ 29 Abs. 2 S. 1 TV-L). Einen solchen Erstattungsanspruch stellt auch der Anspruch des herangezogenen Zeugen nach dem JVEG dar. Die Beschäftigten haben den Ersatzanspruch geltend zu machen und die erhaltenen Beträge an den Arbeitgeber abzuführen (§ 29 Abs. 2 S. 3 TV-L), so dass auch eine Zeugenentschädigung, einschließlich des Verdienstausfalls, zu gewähren ist. Das durch den Arbeitgeber fortgezahlte Entgelt gilt in Höhe des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen der Kostenträger (§ 29 Abs. 2 S. 2 TV-L).




40 LG Bad Kreuznach, Beschl. v. 05.06.1992, 2 O 134/92, JurBüro 1992, 633.
41 Geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 25. September 2015 (GVBI. II Nr. 26).
42 Die Regelung hat folgenden Wortlaut: „(1) Empfängerinnen und Empfänger von Dienstbezügen in Besoldungsgruppen mit aufsteigenden Gehältern oder von Anwärterbezügen erhalten eine Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten, wenn sie mit mehr als fünf Stunden im Kalendermonat zum Dienst zu ungünstigen Zeiten herangezogen werden. Bei Teilzeitbeschäftigung werden diese Dienststunden im gleichen Umfang wie die Arbeitszeit reduziert.“
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[image: ]Oftmals treten die Beschäftigten ihren Erstattungsanspruch auch direkt an den Arbeitgeber ab, so dass dann der zu entschädigende Verdienstausfalle direkt an den Arbeitgeber überwiesen werden kann.

Tarifvertrag für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) vom 2. März 2019

in der Fassung des Änderungstarifvertrages Nr. 8 vom 28. März 2015

§29
Arbeitsbefreiung



(2) 1Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten nach deutschem Recht besteht der Anspruch auf Fortzahlung des Entgelts, wenn die Arbeitsbefreiung gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die Pflichten nicht außerhalb der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, wahrgenommen werden können; soweit die Beschäftigten Anspruch auf Ersatz des Entgelts geltend machen können, besteht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung. 2Das fortgezahlte Entgelt gilt in Höhe des Ersatzanspruchs als Vorschuss auf die Leistungen der Kostenträger. 3Die Beschäftigten haben den Ersatzanspruch geltend zu machen und die erhaltenen Beträge an den Arbeitgeber abzuführen.



d) Heranziehung außerhalb der Dienstzeit

Werden Beamte oder andere Bedienstete des öffentlichen Diensts außerhalb ihrer Arbeitszeit herangezogen, z. B. im Urlaub oder an dienstfreien Tagen, ist ihnen eine Zeitversäumnis nach
§ 20 JVEG zu erstatten.


7.2.5 Provisionen

Eine Provision ist nach § 22 JVEG zu erstatten, wenn der Zeuge glaubhaft macht, dass er eine solche infolge der Heranziehung nicht erwirtschaften kann. Ein Nachweis ist nicht zwingend erforderlich.43 Für einen gesamten Tag kann Provision jedoch nur geltend gemacht werden, wenn der Zeuge glaubhaft erklärt, dass er keine Gelegenheit mehr hat, am Termintag noch tätig zu sein.

Erhält der Zeuge neben der Provision auch ein Fixum (Festgehalt), so ist auch dieses für die Dauer der Heranziehung zu erstatten. Bei Erstattung von Fixum und Provision darf der Höchststundensatz des § 22 JVEG nicht überschritten werden.


7.2.6 Selbständige

Ihnen ist aufgrund der Heranziehung eingetretener Verdienstausfall nach § 22 JVEG zu ersetzen. Ein besonderer Nachweis ist im JVEG nicht vorgesehen, jedoch muss es die regelmäßige Erwerbstätigkeit des Zeugen rechtfertigen, dass ein Verdienstausfall überhaupt eingetreten ist. Insbesondere, wenn aufgrund der Lebensführung oder des Berufs zu vermuten ist, dass ein Verdienstausfall eingetreten ist (z. B. Ärzte, Rechtsanwälte, Makler), kann die Erstattung ohne Nachweis vorgenommen werden. Solchen Berechtigten wird im Regelfall auch der Höchstsatz von 25 € je Stunde zuzubilligen sein.

43 Meyer/Höver/Oberlack, 26. Aufl., § 22 Rn. 19a.
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7.2.7 [image: ]Urlaub

Ist die Heranziehung in einem bezahlten Urlaub erfolgt, kann kein Verdienstausfall, sondern nur Zeitversäumnis (§ 20 JVEG) erstattet werden. Etwas anderes gilt jedoch bei unbezahltem Urlaub.


7.2.8 Zulagen

Zulagen, Zuschläge, Auslösen sind im Rahmen des § 22 JVEG zu erstatten, sodass der dortige Stundenhöchstsatz nicht überschritten werden darf. Teilweise wird die Auffassung vertreten, Zuschläge seien nur dann erstattungsfähig, wenn sie nicht ausschließlich dem Ersatz von Auslagen dienen, die infolge der Heranziehung nicht entstanden sind.


7.3 Zeugenentschädigung von Gefangenen

Gefangene, die als Zeugen herangezogen werden, erhalten Verdienstausfall nach Maßgabe des § 22 S. 1 JVEG ersetzt, wenn sie in einem privatrechtlichen Arbeitsverhältnis beschäftigt sind. Andernfalls erhalten sie Ersatz in Höhe der entgangenen Zuwendungen der Vollzugsbehörde (§ 22 S. 2 JVEG).

Eine Barauszahlung an den Gefangenen erfolgt deshalb nicht, da der Gefangene über die Zeugenentschädigung nur nach den strafvollzuglichen Bestimmungen verfügen darf.

Entschädigt werden auch Zeiträume, die auf einen Sammeltransport entfallen.44


8. Zeugen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland

Einem Zeugen, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, kann nach billigem Ermessen eine höhere Entschädigung gewährt werden (§ 19 Abs. 4 JVEG). Seit der Novellierung dieser Regelung durch das KostRÄG 2021 beschränkt sich die Erhöhung nicht mehr auf die in §§ 20 bis 22 JVEG genannten Entschädigungen. Eine erhöhte Entschädigung kann vielmehr für sämtliche in § 19 Abs. 1 S. 1 JVEG genannte Entschädigungsteile gewährt werden (z.B. auch Tagegelder).

Bei der Entscheidung sind die persönlichen Verhältnisse des Zeugen, insbesondere dessen Erwerbseinkommen zu berücksichtigen. Die erhöhte Entschädigung ist deshalb zu zahlen, wenn ein höherer Verdienstausfall nachgewiesen wird oder die persönlichen Verhältnisse des Zeugen einen solchen Ausfall vermuten lassen.

§ 19 Abs. 4 JVEG stellt nicht auf die Nationalität des Zeugen ab, so dass auch ein Deutscher, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, Anspruch auf die erhöhte Entschädigung besitzt. Maßgeblich ist allein, dass sich der gewöhnliche Aufenthalt im Ausland befindet. Umgekehrt kann deshalb bei gewöhnlichem Aufenthalt in Deutschland unabhängig von der Nationalität des Zeugen nur die gesetzliche Entschädigung gewährt werden.

Über die Gewährung der erhöhten Entschädigung nach § 19 Abs. 4 JVEG entscheidet zunächst die Anweisungsstelle nach billigem Ermessen. Hat das Gericht (Richter, Rechtspfleger) jedoch eine Bestimmung getroffen, bindet diese den Anweisungsbeamten. Gegen die Entscheidung des Anweisungsbeamten kann Antrag auf gerichtliche Festsetzung nach § 4 Abs. 1 JVEG gestellt werden.


44 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 22 Rn. 20.
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R. [image: ]Entschädigung Dritter (§ 23 JVEG)

1. Allgemeines

Dritte, die herangezogen werden, erhalten eine Entschädigung (§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 3 JVEG). Es muss sich jedoch um Dritte handeln, die in den Fällen des § 23 JVEG herangezogen worden sind. Auf andere als die in § 23 JVEG genannten Fälle kann das JVEG nicht angewendet werden.

Ein Entschädigungsanspruch besteht danach für bestimmte Maßnahmen bei der Telekommunikationsauswertung oder -Überwachung sowie für Dritte, die bestimmte Gegenstände oder Unterlagen aufgrund einer Anordnung nach §§ 142, 144 ZPO oder aufgrund eines Ersuchens der Strafverfolgungsbehörde vorlegen oder deren Inaugenscheinnahme dulden.


2. Herausgabe oder Inaugenscheinnahme von Unterlagen (§ 23 Abs. 2 JVEG)

2.1 Anwendungsbereich

§ 23 Abs. 2 JVEG sieht einen Entschädigungsanspruch vor für Dritte

· 	die aufgrund einer gerichtlichen Anordnung nach § 142 Abs. 1 oder § 144 Abs. 1 ZPO Urkunden, sonstige Unterlagen oder andere Gegenstände vorlegen oder deren Inaugenscheinnahme dulden (§ 23 Abs. 2 S. 1 Alt. 1 JVEG);

· 	die aufgrund eines Beweiszwecken dienenden Ersuchens der Strafverfolgungsbehörde Gegenstände herausgeben oder einer Anheimgabe der Strafverfolgungsbehörde zur Abwendung der Herausgabe nachkommen oder Auskünfte erteilen (§ 23 Abs. 1 S. 2 Alt. 2 JVEG).

Über seinen Wortlaut hinaus, kann § 23 Abs. 2 JVEG auch angewendet werden, wenn der Dritte aufgrund eines gerichtlichen Auskunftsersuchens nach § 26 FamFG, z. B. des Familiengerichts gegenüber einer Sparkasse, eine Auskunft erteilt.45 Besteht aber kraft Gesetzes eine Auskunftspflicht, z. B. Jugendämter oder Rentenversicherungsträger in Versorgungsausgleichssachen, besteht kein Entschädigungsanspruch.


2.2 Anordnungen nach §§ 142,144 ZPO

2.2.1 Inhalt der Anordnungen

Das Prozessgericht kann gemäß § 142 Abs. 1 ZPO anordnen, dass eine Partei oder ein Dritter in seinem Besitz befindliche Urkunden oder sonstige Unterlagen vorzulegen hat. Ebenso kann nach § 144 Abs. 1 ZPO die Inaugenscheinnahme sowie die Begutachtung durch einen Sachverständigen angeordnet werden.

Einen Entschädigungsanspruch nach § 23 Abs. 2 JVEG gegenüber der anordnenden Gericht besitzt jedoch nur der Dritte, nicht die Partei. Eine Entschädigung ist dem Dritten auch zu gewähren, wenn statt der Originalurkunden oder -unterlagen auf Anordnung oder mit Billigung des Gerichts Kopien vorgelegt werden.




45 LG Mönchengladbach JurBüro 2019, 148.
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2.2.2 [image: ]Umfang des Entschädigungsanspruchs

Der Dritte, der einer Anordnung nach §§ 142, 144 ZPO nachkommt, ist wie ein Zeuge zu entschädigen (§ 23 Abs. 2 S. 1 JVEG). Der Entschädigungsumfang bestimmt sich daher nach
§ 19 JVEG. Die Regelung des § 12 JVEG gilt nicht, sodass eine Umsatzsteuer nur erstattet werden kann, wenn der Dritte sie für Fremdrechnungen geltend macht.

Hat der Dritte aufgrund der Anordnung einen Arbeitnehmer oder eine andere Person in Anspruch genommen, ist ihm insoweit Verdienstausfall nach § 22 JVEG unter Beachtung von
§ 19 Abs. 2, 3 JVEG zu ersetzen (§ 23 Abs. 2 S. 2 JVEG).

Sind dem Dritten bare Aufwendungen entstanden, sind diese nach § 7 JVEG zu ersetzen. Hierzu zählen z. B. Porto-, Telefon- oder Kopiekosten


2.3 Anordnungen der Strafverfolgungsbehörden

2.3.1 Inhalt der Anordnungen

Ein Entschädigungsanspruch besteht nach § 23 Abs. 2 S. 1 JVEG auch für Dritte, die aufgrund eines Beweiszwecken dienenden Ersuchens der Strafverfolgungsbehörde

· Gegenstände herausgeben (§§ 95, 98a StPO),
· 	entsprechend einer Anheimgabe der Strafverfolgungsbehörde tätig werden, um die Pflicht zur Herausgabe abzuwenden,
· Auskünfte erteilen.

Für Leistungen der Telekommunikationsüberwachung gilt § 23 Abs. 1 JVEG und die hierzu gehörige Anlage 3.


2.3.2 Strafverfolgungsbehörden

Strafverfolgungsbehörde ist jede Behörde, die aufgrund gesetzlicher Vorschriften Straftaten erforscht. Hierzu zählen neben der Staatsanwaltschaft die Finanzbehörden bei Steuerstrafsachen sowie die Polizeibehörden. Es muss sich aber um eine Heranziehung durch eine in § 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1, Abs. 3 JVEG benannte Stelle handeln.


2.3.3 Umfang des Entschädigungsanspruchs

Dritte, die einer Anordnung der Strafverfolgungsbehörde nachkommen, sind wie Zeugen zu entschädigen (§ 23 Abs. 2 S. 1 JVEG). Der Entschädigungsumfang bestimmt sich daher nach
§ 19 JVEG. Die Regelung des § 12 JVEG gilt nicht, so dass eine Umsatzsteuer nur erstattet werden kann, wenn der Dritte sie für Fremdrechnungen geltend macht.

Hat der Dritte aufgrund der Anordnung einen Arbeitnehmer oder eine andere Person in Anspruch genommen, ist ihm insoweit Verdienstausfall nach § 22 JVEG unter Beachtung von
§ 19 Abs. 2, 3 JVEG zu ersetzen (§ 23 Abs. 2 S. 2 JVEG). Das gilt z. B. in den Fällen, in denen Kreditinstitute durch ihre Mitarbeiter Unterlagen heraussuchen und kopieren lassen.

Sind dem Dritten bare Aufwendungen entstanden, sind diese nach § 7 JVEG zu ersetzen. Hierzu zählen auch Porto-, Telefon- oder Kopiekosten. Die Kopiekosten sind auch dann zu erstatten, wenn Kreditinstitute aufgrund eines Ersuchens Kopien oder Computerausdrucke anfertigen.
104
Hagen Schneider_Zahlung von Entschädigungen und Vergütungen nach dem JVEG (September 2022)

[image: ]Eine Umsatzsteuer kann hingegen nicht erstattet werden, da § 12 JVEG auf Dritte keine Anwendung findet, weil diese wie Zeugen zu entschädigen sind. Lediglich für Fremdrechnungen kann eine Umsatzsteuer erstattet werden.

Beispiel:	Die Staatsanwaltschaft Magdeburg beauftragt die Commerzbank mit der Herausgabe von Kontounterlagen. Anstelle der Originalunterlagen können Kopien überreicht werden.

Bei der Commerzbank sucht aufgrund dieser Anordnung ein Mitarbeiter drei Stunden Unterlagen heraus und benötigt nochmals zwei Stunden zum Kopieren der Unterlagen.

Hierfür macht die Bank einen Verdienstausfall von 30 € je Stunden geltend. Daneben werden Kopiekosten für 1.500 Seiten sowie Portokosten von 10 € und Umsatzsteuer verlangt.

Der Commerzbank sind gemäß § 23 Abs. 2 JVEG zu erstatten:

	a) Verdienstausfall, § 22 JVEG 5 Stunden ä 25 €
	
=
	
125,00 €

	b) Kopiekosten, § 7 Abs. 2 JVEG 50 Seiten ä 0,50 € zzgl.
1.450 Seiten ä 0,15 €
	=
	242,50 €

	c)	Portokosten, § 7 Abs. 1 JVEG
	=
	10,00€

	Insgesamt:
	=
	377,50 €

	Umsatzsteuer kann nicht erstattet
	werden, da
	die Regelung des § 12 JVEG


keine Anwendung findet. Auch die Portopauschale nach § 12 Abs. 1 S. 4 Nr. 5 JVEG kommt nicht zur Anwendung.


2.3.4 Auskünfte

Erteilt der Dritte aufgrund des Ersuchens der Strafverfolgungsbehörde eine Auskunft, die nicht von § 23 Abs. 1 JVEG (Telekommunikation) erfasst wird, besteht ein Entschädigungs­ anspruch nach § 23 Abs. 2 JVEG.

Das gilt etwa für Autovermieter, die in Straf- oder Bußgeldsachen Auskünfte erteilen. Ihnen ist daher eine Entschädigung zu gewähren, wobei sie gemäß § 23 Abs. 2 S. 2 JVEG wie Zeugen zu entschädigen sind.

Eine Entschädigung steht auch Kreditinstituten zu, die aufgrund eines Ersuchens der Strafverfolgungsbehörde Auskünfte erteilen. Auch Auskünfte von Internetplattformen (z. B. ebay) über IP-Adressen lösen einen Erstattungsanspruch aus.

§ 23 Abs. 2 S. 1, 2 JVEG gelten auch, wenn in den Fällen der Amtsermittlung nach § 26 FamFG eine Auskunft erteilt wird, und der Dritte nicht kraft einer gesetzlichen Regelung zur Herausgabe oder Auskunftserteilung verpflichtet ist (§ 23 Abs. 2 S. 3 JVEG9. Das gilt z.B. für Kreditinstitute, die in Kindschaftssachen eine Auskunft erteilen.46 Die Versorgungsträger und Jugendämter sind hingegen kraft Gesetzes zur Auskunft oder Stellungnahme verpflichtet, und erhalten folglich keine Entschädigung.

46 LG Wuppertal, Beschl. v. 7.1.2019 - 16 T 232/17, JurBüro 2019, 148.
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3. [image: ]Telekommunikationsdienste (§ 23 Abs. 1, 3, 4 JVEG)

3.1 Entschädigungspflichtige Tätigkeiten

Dritte, die

· Telekommunikationsdienste erbringen oder daran mitwirken,
· Anordnungen zur Überwachung der Telekommunikation umsetzen,
· Auskünfte erteilen, die in der Anlage 3 zu § 23 Abs. 1 JVEG benannt sind,

erhalten eine Entschädigung (§ 23 Abs. 1 JVEG), die sich jedoch ausschließlich nach Anlage 3 zu § 23 Abs. 1 JVEG bestimmt.

Eine Entschädigung ist nach Anlage 3 zu § 23 Abs. 1 JVEG zu gewähren für:

· Überwachung der Telekommunikation,
· Auskünfte über Bestandsdaten
· Auskünfte über Verkehrsdaten,
· sonstige Auskünfte (Standortabfragen, Auskunft über Struktur von Funkzellen).

Die Entschädigung nach Anlage 3 schließt alle mit der Erledigung des Ersuchens der Strafverfolgungsbehörde  verbundenen  Tätigkeiten  des  Telekommunikationsunternehmens sowie anfallende sonstige Aufwendungen nach § 7 JVEG mit ein (Allgemeine Vorbem. Abs. 1 zu Anlage 3). Eine gesonderte Entschädigung wird deshalb insoweit nicht gewährt.


3.2 Überwachung der Telekommunikation

3.2.1 Umsetzung und Abschaltung der Maßnahme

Es gilt Abschnitt 1 der Anlage 3 zu § 23 Abs. 1 JVEG. Danach wird für die Umsetzung der Anordnung eine Entschädigung nach Nr. 100 der Anlage 3 von 100 € gewährt. Die Höhe der Entschädigung ist unabhängig von der Anzahl der zugeordneten Kennungen.

Als Anschluss im Sinne der Regelung gilt dabei jede Zugangsmöglichkeit zu öffentlich zugänglichen Telekommunikationsnetzen (z. B. analoge Telefonanschlüsse, ISDN- Anschlüsse, Mobilfunkanschlüsse).

Mit der Entschädigung nach Nr. 100 wird auch der Aufwand für die Abschaltung der Maßnahme abgegolten (Anm. zu Nr. 100 der Anlage 3).


3.2.2 Verlängerung der Maßnahme

Für die Verlängerung der Maßnahme ist eine gesonderte Gebühr nach Nr. 101 der Anlage 3 von 35 € zu zahlen. Die Entschädigung ist auch zu gewähren, wenn eine Maßnahme auf Veranlassung der Strafverfolgungsbehörde auf einen anderen Anschluss dieser Stelle umgeschaltet wird.

Die Gebühr der Nr. 100 der Anlage 3 zu § 23 Abs. 1 JVEG entsteht jedoch erneut, wenn der Verpflichtete nach Einleitung der Überwachungsmaßnahme auf Grund der Übermittlung der Faxkopie der Anordnung bei nicht rechtzeitiger Vorlage des Originalbeschlusses die
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[image: ]Überwachung abschaltet und nach Eingang des Originals bzw. einer beglaubigten Abschrift der Anordnung erneut die Aufschaltung vornimmt.47


3.2.3 Leitungskosten

Für die Leitungskosten für die Übermittlung der zu überwachenden Telekommunikation erhält der Dritte eine gesonderte Entschädigung nach Nrn. 102 bis 113 der Anlage 3, deren Höhe sich nach der Dauer der Maßnahme richtet (Nrn. 102 bis 104). Die Gebühr der Nr. 104 für Überwachungsmaßnahmen, die länger als zwei Wochen dauern, ist für jeden angefangenen Monat zu zahlen. Dabei ist die Entschädigung aufgrund ihrer zeitlichen Staffelung "je angefangenen Monat" nur für die Monate zu zahlen, in denen jeweils mindestens eine Datenübermittlung im Sinne stattgefunden hat.48

Für ISDN-Basisanschlüsse, ISDN-Primärmultiplexanschlüsse und andere digitale Teilnehmeranschlüsse mit einer Übertragungsgeschwindigkeit von mehr als 144 kbit/s, treten an die Stelle der Nrn. 102 bis 104 die Nummern 105 bis 113 der Anlage 3.

Leitungskosten werden jedoch nur entschädigt, wenn die betreffende Leitung innerhalb des Überwachungszeitraums mindestens einmal zur Übermittlung überwachter Telekommu­ nikation an die Strafverfolgungsbehörde genutzt worden ist (Vorbem. 1 Abs. 2 der Anlage 3).


3.3 Auskünfte über Bestandsdaten

Bestandsdaten sind nach § 3 Nr. 3 TKG Daten eines Teilnehmers, die für die Begründung, inhaltliche Ausgestaltung, Änderung oder Beendigung eines Vertragsverhältnisses über Telekommunikationsdienste erhoben werden. Hierunter fallen z. B. Name, Adresse, Geburtsdaten, andere Kontodaten oder die IP-Adresse.

Für die Erteilung der Auskunft ist eine Entschädigung nach Nr. 200 der Anlage 3 zu zahlen, wenn:

· 	die Auskunft nicht über das automatisierte Auskunftsverfahren nach § 112 TKG erteilt werden kann und dieser Umstand nicht vom Unternehmen zu verantworten ist, oder

· für die Auskunftserteilung nicht auf Verkehrsdaten zurückgegriffen werden muss.

Die Entschädigung beträgt stets 18 € und ist je angefragter Kundensatzdatei zu zahlen.

Ist eine Auskunft über Bestandsdaten zu erteilen, für die auf Verkehrsdaten zurückgegriffen werden muss, ist eine Entschädigung nach Nr. 201 der Anlage 3 zu zahlen. Die Entschädigung beträgt 35 € für bis zu 10 in demselben Verfahren gleichzeitig angefragter Kennungen, die der Auskuhftserteilung zugrunde liegen. Bei mehr als 10 Kennungen entsteht die Entschädigung für jeweils bis zu 10 weiteren Kennungen (Anm. S. 1 zu Nr. 201).


3.4 Auskünfte über Verkehrsdaten

Verkehrsdaten sind nach § 3 Nr. 70 TKG Daten, die bei der Erbringung eines Telekommunikationsdienstes erhoben, verarbeitet oder genutzt werden.



47 LG Meiningen, Beschl. v. 21.02.2012, 2 Qs 20/12, juris.
48 OLG Jena, Beschl. v. 14.08.2013, 1 Ws 217/13 -, juris.
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[image: ]Die Entschädigung bestimmt sich nach Nrn. 300 bis 325 der Anlage 3.

Der Umfang der Entschädigung des Telekommunikationsunternehmens, das für eine Telefonüberwachung Auskunft über Verkehrsdaten erteilt hat, richtet sich nach der Auskunftsanordnung. Wenn danach mehrfach Auskünfte zu erteilen waren, ist die Entschädigung nach Nr. 300 der Anlage 3 zum JVEG auch dann entsprechend oft anzusetzen, wenn die mehrfachen Auskünfte nur zu einer Kennung erteilt wurden.49

Werden mehrere Auskünfte erteilt, so entscheidet sich der Umfang der Entschädigung nach dem Inhalt der Anordnung. Hiervon nicht gedeckte, insbesondere eigenmächtig vom Telekommunikationsunternehmen häufiger erteilte Auskünfte, sind nicht zu entschädigen.50


3.5 Sonstige Auskünfte

Abschnitt 4 der Anlage 3 regelt die Entschädigung für sonstige Auskünfte. Eine Entschädigung kann danach gewährt werden für:

· 	Standortauskünfte überden letzten dem Netz bekannten Standort eines Mobiltelefons (Nr. 400 der Anlage = 90 €),

· 	für die Auskunft muss auf Verkehrsdaten nach § 176 Abs. 2 bis 4 TKG zurückgegriffen werden (Nr. 401 der Anlage = 110 €),

· Auskünfte über die Struktur von Funkzellen (Nr. 402 der Anlage = 35 € je Funkzelle).

Für andere Auskünfte gilt Abschnitt 4 der Anlage 3 nicht.


4. Benutzung von Datenverarbeitungsanlagen

4.1 Anzuwendende Regelungen

Werden für die Durchführung von Rasterfahndungen Datenverarbeitungsanlagen genutzt, ist eine Entschädigung nach § 23 Abs. 3, 4 JVEG zu zahlen.

Es ist danach zu unterscheiden, ob

· der Dritte eine eigene Datenverarbeitungsanlage nutzt, dann gilt § 23 Abs. 3 JVEG, oder

· der Dritte eine fremde Datenverarbeitungsanlage nutzt, dann gilt § 23 Abs. 4 JVEG.


4.2 Eigene Datenverarbeitungsanlagen (§ 23 Abs. 3 JVEG)

4.2.1 Entschädigungsfähige Anlagen

Wird eine eigene Datenverarbeitungsanlage genutzt, wird eine Entschädigung nur gewährt, wenn die Investitionssumme für die im Einzelfall benutzte Hard- und Software zusammen mehr als 10.000 € beträgt (§ 23 Abs. 3 S. 1 JVEG). Bei einer geringeren Investitionssumme wird keine Entschädigung gewährt.


49 OLG Oldenburg, Beschl. v. 25.10.2010, 1 Ws 460/10, NdsRpfl2011, 132-133.
50 OLG Oldenburg, Beschl. v. 25.10.2010, 1 Ws 460/10, NdsRpfl 2011, 132-133.
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4.2.2 [image: ]Investitionssumme von 10.000 bis 25.000 €

Bei einer Investitionssumme von 10.000 bis 25.000 € beträgt die Entschädigung 5 € für jede Stunde der Benutzung, wobei die gesamte Benutzungsdauer auf volle Stunden aufzurunden ist (§ 23 Abs. 3 S. 2 Nr. 1 JVEG).

Die Investitionssumme ist glaubhaft zu machen (§ 23 Abs. 3 S. 3 JVEG).


4.2.3 Investitionssumme von mehr als 25.000 €

Beträgt die Investitionssumme mehr als 25.000 € ist zwischen der Nutzung der Anlage bei Entwicklung eines für den Einzelfalls erforderlichen besonderen Anwendungsprogramms und der übrigen Benutzungsdauer zu unterscheiden.

Ist die Entwicklung eines gesonderten Anwendungsprogramms für den Einzelfall erforderlich gewesen, ist eine Entschädigung von 10 € je Stunde der Benutzung der Anlage bei der Entwicklung zu zahlen (§ 23 Abs. 3 S. 2 Nr. 2 Buchst, a JVEG). Daneben sind die Arbeitskosten für die Entwicklung des Programms nach § 23 Abs. 2 S. 2 i. V. m. § 22 JVEG zu entschädigen, so dass hierfür höchstens 25 € je Stunde zu entschädigen sind.

Für die übrige Dauer der Benutzung beträgt die Entschädigung ein Zehnmillionstel der Investitionssumme je CPU-Sekunde, höchstens jedoch 0,30 € je CPU-Sekunde (§ 23 Abs. 3
S. 2 Nr. 2 Buchst, b JVEG).

Die Investitionssumme und die verbrauchte CPU-Zeit sind glaubhaft zu machen (§ 23 Abs. 3 S. 3 JVEG).


4.3 Fremde Datenverarbeitungsanlagen (§ 23 Abs. 4 JVEG)

Es gilt § 23 Abs. 4 JVEG.

Können für die Auskunftserteilung direkt zurechenbare Kosten für die Nutzung der fremden Datenverarbeitungsanlage bestimmt werden, sind diese nach § 7 Abs. 1 JVEG zu ersetzen.

Ist eine Ermittlung von direkten Kosten für die Auskunftserteilung nicht möglich, auch weil das Unternehmen über die Datenverarbeitungsanlage andere Rechenprozesse laufen lässt, ist die Entschädigung nach § 23 Abs. 3 JVEG zu bestimmen.
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[image: ]S. Reisekosten von Parteien und Beteiligten (§ 91 Abs. 1 Satz 2 ZPO)

Die unterlegene Partei hat gemäß § 91 Abs. 1 S. 1 ZPO die dem Gegner entstandenen Kosten zu erstatten, wenn sie für die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung notwendig waren.
Diese Regelung gilt wegen § 113 Abs. 1 FamFG auch in den Familienstreitsachen. In den Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, einschließlich der FG-Familiensachen, regelt
§ 80 FamFG den Umfang der Kostenpflicht. Nach § 80 Satz 1 FamFG hat der Beteiligte, dem die Kosten des Verfahrens nach §§ 81 ff. FamFG ganz oder teilweise auferlegt werden, auch die zur Führung des Verfahrens notwendigen Auslagen der Beteiligten zu tragen.


1. Umfang der Kostenerstattungspflicht

Zu den vom Gegner zu erstattenden Kosten gehören im Einzelnen die gerichtlichen und die außergerichtlichen Kosten. Der Umfang der Gerichtskosten ergibt sich dabei aus den jeweiligen Kostengesetzen (FamGKG, GKG, GNotKG).

Zu den außergerichtlichen Kosten zählen:

· 	die Kosten eines Rechtsanwalts, die in allen Prozessen und Verfahren zu erstatten sind (§ 91 Abs. 2 ZPO);
· die Reisekosten der Parteien (§ 91 Abs. 1 Satz 2 ZPO);
· die sonstigen Aufwendungen der Parteien;
· 	die Gebühren für ein vor einer anerkannten Gütestelle durchgeführtes Güteverfahren (§ 91 Abs. 3 ZPO), wenn zwischen der Beendigung des Güteverfahrens und der Klageerhebung mehr als ein Jahr verstrichen ist;
· 	Kosten, die von der obsiegenden Partei an die unterlegene Partei im Verlaufe des Rechtsstreits gezahlt sind (§ 91 Abs. 4 ZPO).

Die Reisekosten der Beteiligten wegen der Wahrnehmung notwendiger Gerichtstermine sind auch in den Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, einschließlich der FG-Familiensachen zu erstatten, da § 80 Satz 2 FamFG ausdrücklich anordnet, dass § 91 Abs. 1 Satz 2 ZPO entsprechend gilt.


2. Geltendmachung

Die Parteireisekosten sind im Kostenfestsetzungsverfahren nach §§ 103 ff. ZPO geltend zu machen. Es bedarf daher einer genauen Berechnung und Aufschlüsselung auch dieser Kosten (§ 103 Abs. 2 ZPO ggf. i. V. m. §§ 85, 113 Abs. 1 FamFG). Für das Verfahren gilt im Übrigen
§ 104 ZPO, so dass auch die Reisekosten der Parteien ab Antragseingang in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem Basiszinssatz nach § 247 BGB zu verzinsen sind, wenn dies beantragt wird.

Der in § 91 Abs. 1 Satz 2 ZPO erfolgte Verweis auf die Regelungen des JVEG gilt nur hinsichtlich der Höhe der zu erstattenden Parteireisekosten, nicht aber für etwaige Verfahrensvorschriften, so dass auch die Ausschlussfrist des § 2 JVEG auf die Geltendmachung der Parteireisekosten im Kostenfestsetzungsverfahren nicht anzuwenden ist.51 Der durch rechtskräftige Kostenentscheidung zuerkannte Kostenerstattungsanspruch verjährt vielmehr gemäß § 197 Abs. 1 Nr. 3 BGB in 30 Jahren.





51 OVG Rheinland Pfalz Rpfleger 2006, 48.
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3. [image: ]Voraussetzungen für eine Erstattung

3.1 Allgemeine Voraussetzungen

Eine Erstattung von Kosten setzt stets voraus, dass es sich um Kosten des Rechtsstreits und um notwendige Kosten handelt. Diese Grundsätze sind auch für die Parteireisekosten zu beachten. Ob diese Voraussetzungen vorliegen, hat der Rechtspfleger im Kostenfest­ setzungsverfahren (§§ 103 ff. ZPO) zu prüfen. Ein Kostenfestsetzungsverfahren findet auch in den Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit, einschließlich der FG-Familiensachen, statt, weil § 85 FamFG die §§ 103 bis 107 ZPO für entsprechend anwendbar erklärt.


3.2 Kosten des Rechtsstreits

Zu den Kosten des Rechtstreits (Prozesskosten) rechnen insbesondere die durch die Einleitung und Führung eines Prozesses ausgelösten Kosten. Vorbereitungskosten gehören hingegen nicht dazu, wenn sie in einem Stadium entstehen, in welchem sich die Durchführung eines gerichtlichen Verfahrens noch nicht einigermaßen konkret abzeichnet.52 Stehen solche Kosten aber in unmittelbaren Zusammenhang mit dem Rechtsstreit, sind sie als Prozesskosten zu behandeln, wenn die konkrete Maßnahme eine Prozessbezogenheit aufweist53 oder zu dem bevorstehenden Verfahren in unmittelbarer Beziehung steht.54 Auch Reisekosten für Vorbereitungsmaßnahmen sind daher nur nach den engen Maßstäben erstattungsfähig. Kosten für Maßnahmen, welche der Prozessvermeidung dienen, zählen im Regelfall nicht zu den Prozesskosten,55 da sie den Rahmen der Vorbereitungskosten überschreiten,56 so dass auch eine Erstattungsfähigkeit entsprechender Reisekosten ausscheidet.

Im Bereich der freiwilligen Gerichtsbarkeit zählt die Anwaltsvergütung jedoch nicht zwingend zu den erstattungsfähigen Kosten, da § 80 FamFG auf § 91 Abs. 2 ZPO nicht Bezug nimmt.57 Eine Erstattung von Anwaltskosten kommt hier nur in Betracht, wenn der Beteiligte das konkrete Verfahren nach seinen Fähigkeiten und Kenntnissen ohne die Gefahr eines Rechtsnachteils nicht ohne anwaltliche Hilfe führen konnte.58


3.3 Notwendigkeit

Die geltend gemachten Kosten müssen notwendig gewesen sein, d. h. sie müssen aus objektiven Gesichtspunkten für die Rechtsverteidigung oder Rechtsverfolgung notwendig gewesen sein. Dabei ist darauf abzustellen, ob eine verständige und wirtschaftlich vernünftige Partei die die Kosten auslösende Maßnahme im damaligen Zeitpunkt als sachdienlich ansehen durfte.59  Der Erstattungsberechtigte unterliegt daher dem Grundsatz einer sparsamen Prozessführung, so dass er die Kosten in einem solchen Rahmen zu halten hat, dass die ergriffenen Maßnahmen seine Belange voll wahren, aber dennoch eine möglichst wirtschaftliche Prozessführung ergeben. Insoweit ist der Erstattungsanspruch nach Treu und Glauben eingeschränkt.60


52 MüKo/ZPO/Giebel § 91 Rn. 33.
53 MüKo/ZPO/Giebel § 91 Rn. 34.
54 OLG Bamberg NJW-RR 2010, 1681.
55 OLG Nürnberg MDR 2008, 294.
56 OLG Rostock JurBüro 2008, 371.
57 Keidel/Zimmermann, FamFG, 18. Aufl., § 80 Rn. 28; OLG Karlsruhe v. 28.7.2016, 18 WF 166/15, juris.
58 OLG Celle NJW-RR 2015, 1535.
59 BGH MDR 2004, 539.
60 OLG Jena Rpfleger 2006, 625; OLG München MDR 2005, 57.
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4. [image: ]Notwendige Parteireisekosten

4.1 Grundsatz der sparsamen Prozessführung

Da der Grundsatz der sparsamen Prozessführung auch für die Parteireisekosten gilt, ist auch wegen solcher Kosten stets eine Notwendigkeitsprüfung vorzunehmen. Eine pauschale Erstattung sämtlicher Reisekosten scheidet daher aus. Vielmehr ist durch den Rechtspfleger vor der Festsetzung zu prüfen, ob die Reise bzw. die Teilnahme an dem Termin unter Berücksichtigung des Sparsamkeitsprinzips notwendig war.


4.2 Notwendigkeit der Teilnahme an Gerichtsterminen

4.2.1 Grundsätzliche Erstattungsfähigkeit

Unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Mündlichkeit, der zumindest in Zivil- und Familienstreitsachen gilt, hat sich die Ansicht herausgebildet, dass den Parteien die Reiskosten wegen der Teilnahme an Verhandlungen grundsätzlich zu erstatten sind, und zwar unabhängig davon, ob sie anwaltlich vertreten waren oder ein persönliches Erscheinen angeordnet war.61 Das OLG München hat daher zutreffend festgestellt, dass sich die von der ZPO angestrebte Konzentration, Rationalisierung und Beschleunigung des Prozesses leichter erreichen lässt, wenn die Partei in der mündlichen Verhandlung zugegen ist, weil sie sofort Informationen, die möglicherweise nach den schriftsätzlichen Vorträgen noch fehlen, erteilen und Missverständnisse beseitigen kann.62 Aus den vorgenannten Gründen wird der älteren Rechtsprechung, welche die Reisekosten grundsätzlich nicht als notwendig ansieht, wenn nicht das persönliche Erscheinen angeordnet wird, nicht mehr gefolgt werden. Aus den vorgenannten Gründen sind Parteireisekosten auch in einstweiligen Verfügungsverfahren zu erstatten.63

Neben den gerichtlichen Terminen, steht der Partei zudem grundsätzlich das Recht zu, auch an von gerichtlich bestellten Sachverständigen bestimmten Ortsterminen teilzunehmen, so dass auch solche Reisekosten erstattungsfähig sein können,64 jedoch wird dies wegen des Grundsatzes der Kostenersparnis insoweit einzuschränken sein, als auch eine verständige und wirtschaftlich vernünftige Partei die Teilnahme als sachdienlich ansehen durfte. Das ist zumindest dann der Fall, wenn die Partei annehmen durfte, dass sie möglicherweise Fragen des Sachverständigen in tatsächlicher Hinsicht beantworten könne.65


4.2.2 Keine Erstattung bei Rechtsmissbrauch

Von dem Grundsatz der generellen Notwendigkeit und Erstattungsfähigkeit hat die Rechtsprechung allerdings Ausnahmen entwickelt. Danach führt die rechtsmissbräuchliche Ausnutzung von Parteirechten zu einem Ausschluss der Erstattungsfähigkeit. Ebenso kann eine Erstattung verneint werden, wenn ein grobes Missverhältnis zwischen Streitwert und Aufwand besteht.66


61 OLG Koblenz JurBüro 2010, 210; OLG Köln JurBüro 2006, 599; OLG München JurBüro 2003, 645; OLG Celle JurBüro 2003, 594; OLG Stuttgart JurBüro 2002, 536 (für Termine vor dem BGH); OLG Brandenburg JurBüro 2000, 588; OLG Frankfurt OLGR 1993, 20; OLG Hamm JurBüro 1992, 106; LG
Coburg JurBüro 2005, 40.
62 OLG München JurBüro 2003, 645.
63 OLG Karlsruhe AGS 2002, 22.
64 OLG Koblenz, 14 W 501/02, Beschl. v. 10.9.1992, ZAP EN-Nr. 185/93.
65 KG Grundeigentum 2010, 124.
66 OLG Stuttgart JurBüro 1992, 471 (i. d. Begründung).
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4.3 [image: ]Ausländische Parteien

Auch einer ausländischen Partei sind die Reisekosten wegen der Teilnahme an gerichtlichen Terminen zu erstatten,67 was auch für gerichtliche Beweisaufnahmetermine gilt.68


4.4 Notwendige Informationsreisen

Die notwendige Anzahl von Informationsreisen lässt sich nicht schematisch festlegen, so dass bei der Notwendigkeitsprüfung auf die Umstände des Einzelfalls an und insbesondere auf den Verfahrensverlauf abzustellen ist.69 Es wird jedoch anerkannt, dass die Partei in jeder Instanz wenigstens eine Informationsreise zu ihrem Prozessbevollmächtigten unternehmen darf.70 Jedoch ist auch hier wegen des Grundsatzes der sparsamen Prozessführung die Grenze dort zu ziehen, wo Rechtsmissbrauch einsetzt. So kann bei bestimmtem Streitstoff eine Informationsreise überflüssig und daher nicht notwendig i. S. d. § 91 Abs. 1 sein. Hierzu gehören insbesondere solche Fälle, bei denen es sich um einfach gelagerte Fälle ohne besondere Schwierigkeiten rechtlicher oder tatsächlicher Natur handelt,71 weil dann eine schriftliche oder telefonische Unterrichtung zumutbar ist. Daraus folgt zugleich, dass in solchen Fällen, in denen ein tatsächlicher oder rechtlich schwieriger Fall vorliegt, auch ein Unternehmen, welches über juristisch geschultes Personal verfügt, eine erstattungsfähige Informationsreise durchführen kann,72 denn auf die schriftliche Unterrichtung braucht sich die Partei nur verweisen zu lassen, wenn es sich Routineangelegenheiten aus ihrem allgemeinen Lebensbereich und Geschäftsbereich handelt.73 Auch einer Einzelperson wird daher eine Informationsreise stets zuzubilligen sein, wenn es sich nicht um ganz einfach gelagerte Fälle handelt.74

Die Notwendigkeit kann verneint werden, wenn der Anwalt bereits vollständig über den Sach- und Streitstand informiert ist.75 Ein Wettbewerbsverein wird in Wettbewerbsprozessen regelmäßig ausschließlich schriftlich informieren können.76

Besteht eine Streitgenossenschaft hat grundsätzlich jeder Streitgenosse das Recht, seinen Prozessbevollmächtigten mündlich zu informieren, so dass die Reisekosten sämtlicher Streitgenossen erstattungsfähig sind.77 Etwas anders gilt aber dann, wenn die Interessen der Streitgenossen völlig gleichgerichtet sind und einer der Streitgenossen allein zur umfassenden Information in der Lage ist.78 Der obsiegende Streitgenosse kann in diesem Fall regelmäßig nur eine seinem Kopfteil entsprechende Erstattung der Reisekosten verlangen, wenn die übrigen Streitgenossen unterlegen sind.79






67 OLG Düsseldorf AnwBi. 2006, 288.
68 OLG Koblenz AGS 2002, 68.
69 OLG Bamberg JurBüro 1993, 98.
70 OLG Braunschweig JurBüro 2003, 311; OLG Saarbrücken AGS 2002, 215; OLG Düsseldorf JurBüro
1989, 399.
71 OLG Saarbrücken AGS 2002, 215; OLG Koblenz JurBüro 1991, 1519.
72 OLG Düsseldorf JurBüro 1989, 399.
73 OLG Hamm JurBüro 1985, 126.
74 OLG Bamberg JurBüro 1985, 288.
75 OLG Bremen, 2 W 75/90, Beschl. v. 9.7.1990, Juris.
76 OLG Koblenz JurBüro 1987, 1835.
77 OLG Bamberg JurBüro 1988, 625.
78 OLG Celle NdsRpfl 1993, 15; OLG Bamberg JurBüro 1988, 625; OLG Köln JurBüro 1984, 784.
79 OLG Celle NdsRpfl 1993, 15.
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5. [image: ]Höhe der erstattungsfähigen Parteireisekosten

5.1 Anzuwendende Regelungen

Wegen der Höhe der zu erstattenden Reisekosten verweist § 91 Abs. 1 Satz 2 Hs. 2 ZPO auf die für Zeugen geltenden Regelungen. Der Umfang der Kosten ergibt sich daher zunächst aus
§ 19 JVEG, der sämtliche, ihrem Grundsatz nach erstattungsfähigen Kosten aufzählt. Einer Partei sind daher als Reisekosten zu erstatten:
· Fahrtkostenersatz (§ 5 JVEG),
· Aufwandsentschädigung/Tagegeld (§ 6 JVEG),
· Ersatz für sonstige bare Aufwendungen (§ 7 JVEG),
· Entschädigung für Zeitversäumnis (§ 20 JVEG),
· Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung (§ 21 JVEG),
· Verdienstausfall (§ 22 JVEG).80

Die für Sachverständige geltenden Regelungen oder die Auslagenvorschriften des RVG sind hingegen nicht, auch nicht analog anwendbar. Gleiches gilt für die Regelungen des Reisekostenrechts, soweit nicht durch das JVEG hierauf verwiesen wird, so dass auch Vertreter von Behörden einen Erstattungsanspruch nur nach den für Zeugen geltenden Bestimmungen besitzen.81


5.2 Fahrtkosten

5.2.1 Grundsatz

Es gilt § 5 JVEG. Danach besteht grundsätzlich ein Wahlrecht, ob die Anreise mit öffentlichen Verkehrsmitteln oder einem privaten Kfz erfolgt.82 Auch die Partei muss sich daher nicht auf Bahn oder Bus verweisen lassen, auch etwaige Vergleichsrechnungen sind unzulässig. Entfallen ist auch die Regelung des § 9 Abs. 1 S. 1 ZSEG, wonach eine Erstattung von Kosten des privaten Kfz auf 200 Kilometer beschränkt ist. Eine solche Regelunge sieht § 5 JVEG nicht mehr vor. Die Partei kann daher, unabhängig von der Länge der Fahrtstrecke ein privates Kfz nutzen, ohne dass Abstriche an der Höhe der erstattunqsfähiqen Kosten vorzunehmen sind!


5.2.2 Privates Kfz

Wird die Reise mit einem privaten Kfz durchgeführt, sind der Partei je gefahrenem Kilometer 0,35 € zu erstatten (§ 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 JVEG). Die für Sachverständige zu gewährenden 0,42 €/km gelten nicht. Bei diesen Sätzen verbleibt es auch, wenn ein Behördenvertreter den Termin wahrgenommen hat,83 und zwar unabhängig davon, ob es sich um ein Dienstfahrzeug, ein Privatfahrzeug auf Dienstfahrt oder schlicht ein Privatfahrzeug handelt.84

Mit der Pauschale werden auch sämtliche Abnutzungs- und Betriebskosten abgegolten, so dass eine gesonderte Erstattung hierfür ausscheidet.85


80 § 91 Abs. 1 Satz 2 ZPO umfasst, obwohl er nur von „Zeitversäumnis“ spricht, auch den Verdienstausfall nach § 22 JVEG (LG Dessau-Roßlau, Besohl, v. 20.7.2011, 1 T 348/10, juris). 81 VG Gießen NVwZ-RR 2010, 416.
82 LG Dresden MDR 2005, 633.
83 VG Sigmaringen RVGreport 2009, 23.
84 VG Gießen NVwZ-RR 2010, 416.
85 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 5 Rn. 26.
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[image: ]Bei der Berechnung der maßgeblichen Entfernung ist die tatsächlich gefahrene Wegstrecke zugrunde zu legen. Aus den Gründen der Verpflichtung zur Kostenersparnis, ist jedoch der kürzeste Weg oder zumindest derjenige zu wählen, der insgesamt, also auch unter Berücksichtigung einer zu erstattenden Zeitversäumnis, die geringsten Kosten verursacht. Ist das Benutzen der kürzesten Strecke unzumutbar, etwa wegen Umleitungen, Bauarbeiten, Sperrungen usw. kann die Erstattung einer längeren Strecke notwendig sein.86 Handelt es sich um einen Behördenvertreter, ist für die Berechnung der Reisekosten auf den Sitz der Vertretungsbehörde abzustellen.87


5.2.3 Öffentliche Verkehrsmittel

Erfolgt die Anreise mit öffentlichen Verkehrsmitteln, sind die Kosten bis zur Benutzung der ersten Wagenklasse zu erstatten (§ 5 Abs. 1 JVEG). Das gilt auch für die notwendigen Reisekosten der Parteien.88 Neben der Fahrkarte sind auch die Kosten für Platzreservierungen und Gepäckbeförderungen zu erstatten (§ 5 Abs. 1 Hs. 2 JVEG). Neben Kosten für Zugfahrten sind auch die Kosten für Bus- oder Straßenbahnfahrten, auch innerhalb der Gemeinde zu erstatten. Die Kosten für die Nutzung des privaten Kfz schließt die Erstattung von Kosten für öffentliche Verkehrsmittel auch nicht aus, etwa bei Nutzung von Park + Ride in größeren Städten.

Fahrkarten mit dem Flexpreis-Tarif sind stets als erstattungsfähig anzusehen, zudem führt auch das Gebot der Kostenersparnis nicht dazu, dass sich der Erstattungsanspruch auf den Betrag eines eventuellen Sparangebots ("Super-Sparpreis") beschränkt.89

Wie für anwaltliche Reisekosten können die Kosten für die Anschaffung einer Bahncard nicht als erstattungsfähig angesehen werden.90 Gleichwohl sind aber bei Vorhandensein einer solchen nur die ermäßigten Fahrpreise bei der Kostenfestsetzung zu berücksichtigen.91

Ist die erstattungsberechtigte Partei zum Vorsteuerabzug berechtigt, kann sie die im Fahrpreis enthaltene Mehrwertsteuer nicht vom unterlegenen Gegner beanspruchen, was auch gilt, wenn die Mehrwertsteuer nicht gesondert in der Fahrkarte ausgewiesen ist.92


5.2.4 Höhere Fahrtkosten

Über § 5 Abs. 1 oder § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 JVEG hinausgehende Fahrtkosten können auch im Rahmen der Parteireisekosten nur erstattet werden, wenn dadurch höhere Gesamtreisekosten vermieden werden oder besondere Umstände dies erforderlich machen (§ 5 Abs. 3 JVEG i. V. m. § 91 Abs. 1 Satz 2 ZPO).

Hierbei sind auch persönliche Gründe zu berücksichtigen, wie etwa der Gesundheitszustand einer Partei. Taxikosten werden auch dann ausnahmsweise als notwendig anzusehen sein, wenn eine mit öffentlichen Verkehrsmitteln angereiste Partei wegen Verspätung des Zuges nicht mehr anders rechtzeitig zum Verhandlungsbeginn bei Gericht eintreffen kann.




86 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 5 Rn. 29 f.
87 OLG München JurBüro 1992, 170.
88 OLG Oldenburg NdsRpfl 1997, 12; OLG Hamm MDR 1997, 207.
89 BVerwG JurBüro 2019, 534.
90 OLG Karlsruhe JurBüro 2000, 145
91 OLG Celle MDR 2004, 1445.
92 OLG Hamm MDR 1997, 207; LAG Hessen BRAGOreport 2001, 190.
115
Hagen Schneider_Zahlung von Entschädigungen und Vergütungen nach dem JVEG (September 2022)

[image: ]Auch Flugkosten sind nur unter den vorgenannten Gründen zu erstatten. Tritt keine Gesamtersparnis ein oder liegen keine besonderen Gründe vor, können sie nur in Höhe der üblichen Fahrtkosten erstattet werden.


5.2.5 Anreise von anderem Ort

Die Regelung des § 5 Abs. 5 JVEG ist auf die Parteireisekosten entsprechend anzuwenden. Das folgt schon aus dem Gebot der Kostenersparnis, aber auch daraus, die Kosten des Verfahrens in einem kalkulierbaren Rahmen zu halten. Reist die Partei daher von einem anderen Ort als der Ladungsanschrift an, sind die Mehrkosten nur nach billigem Ermessen zu ersetzen, wenn die Partei durch besondere Umstände dazu genötigt war.93 Es ist daher unbedingt zu empfehlen, die Anreise von einem anderen Ort aus rechtzeitig bei Gericht anzuzeigen. Das Unterbleiben einer solchen Anzeige, führt jedoch wegen der möglichen Ermessensentscheidung, die im Rahmen der Festsetzung der Parteikosten durch den Rechtspfleger auszuüben ist, nicht automatisch zur Kürzung der Fahrtkosten.94


5.3 Übernachtungskosten

5.3.1 Anzuwendende Regelungen

Die notwendigen Übernachtungskosten sind zu erstatten. Ihre Höhe richtet sich wegen § 91 Abs. 1 Satz 2 JVEG ausschließlich nach § 6 Abs. 2 JVEG, der wiederum auf die Regelungen des Bundesreisekostengesetzes (BRKG) verweist. Zu erstatten sind demnach nur auswärtige Übernachtungskosten.


5.3.2 Notwendigkeit

Bei der Prüfung der Notwendigkeit ist zu berücksichtigen, dass es der Partei nicht zuzumuten ist, die Reise zu jeder Zeit anzutreten. Unzumutbar ist ein Reisebeginn nämlich dann, wenn er zur Nachtzeit erfolgen müsste. Dabei kann auf die Regelung des § 758a Abs. 4 ZPO zurückgegriffen werden, so dass als Nachtzeit die Zeit zwischen 21:00 Uhr und 6:00 Uhr anzusehen ist.95 Fällt der Beginn oder auch das Ende der Reise in diesen Zeitraum, müssen Übernachtungskosten als notwendig angesehen werden. Darüber hinaus kann aber auch eine sehr lange Fahrtzeit eine Übernachtung rechtfertigen, so etwa eine mehr als zehnstündige Hin- und Rückfahrt.96 Neben der Reisezeit können zudem persönliche Gründe, wie etwa die Gesundheit97 oder die tatsächlichen Wetterverhältnisse am Termintag zu berücksichtigen sein.


5.3.3 Höhe

Bis zur Höhe von 20 € sind die Übernachtungskosten wegen § 7 Abs. 1 BRKG stets als notwendig anzuerkennen. Wegen darüber hinausgehender Beträge, welche die Regel darstellen, muss hingegen auch wegen der konkreten Höhe die Notwendigkeit geprüft werden, wobei die Rechtsprechung für Großstädte einen Betrag von 75 € anerkannt hat.98 Auch die zum BRKG oder den zumeist inhaltsgleichen Landesreisekostengesetzen erlassenen Verwaltungsvorschriften, lassen im Regelfall solche Erstattungsbeträge zu. Nach Nr. 7.1.3

93 OLG Rostock JurBüro 2021, 34.
94 OLG Brandenburg JurBüro 2010, 314.
95 OLG Karlsruhe NJW-RR 2003, 1654; OLG Celle RVGreport 2009, 193.
96 OLG Dresden MDR 1999, 894.
97 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 6 Rn 20.
98 KG AGS 2006, 47; OLG Karlsruhe NJW-RR 2003, 1654.
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[image: ]BRKGVwV" sind Übernachtungskosten bis zur Höhe von 70 € als notwendig anzusehen und nur die darüber hinausgehenden Beträge zu begründen.

Sind in den Übernachtungskosten auch Verpflegungskosten enthalten sind diese gleichfalls, im Rahmen des Tagegeldes nach § 6 Abs. 1 JVEG, zu erstatten. Die zu erstattenden Übernachtungskosten können dann den nach Nr. 7.1.3 BRKGVwV ohne Weiteres als notwendig anzusehenden Betrag von 70 € übersteigen, ohne dass es dann einer erneuten Notwendigkeitsprüfung bedarf. Hierauf hat auch das BMI in einem Rundschreiben zur Einführung des neuen BRKG hingewiesen.99 100 In dem Schreiben heißt es dazu (in dem Zitat ist wegen der zwischenzeitlich erfolgten Anpassung der Beträge in der BRKGVwV der Betrag von 60 € jeweils durch 70 € zu ersetzen):

„Bis zu einem Betrag von 60 € werden gemäß BRKGVwV zu § 7 BRKG die Übernachtungskosten als notwendig angesehen. Bei der Ermittlung dieses Betrages bleiben die Kosten für die Verpflegung unberücksichtigt, sodass die Übernachtungskosten unter Berücksichtigung von § 6 Abs. 2 BRKG bis zu 84 € (bei Vollverpflegung) ohne gesonderte Begründung als notwendig anerkannt werden können.

Übersteigen die Kosten für die Unterkunft 60 € können die diesen Betrag übersteigenden Übernachtungskosten nur erstattet werden, wenn deren Notwendigkeit begründet und nachvollziehbar anerkannt wird. Andernfalls werden lediglich 60 € für die Übernachtung erstattet. Sofern Verpflegungskosten in den Übernachtungskosten enthalten sind, erhöht sich der Betrag von 60 € um den jeweiligen Verpflegungsanteil im Tagegeld (§ 6 Abs. 2 BRKG). Bei der Berechnung des Tagegeldes erfolgt dann gemäß § 6 Abs. 2 Satz 2 BRKG der Einbehalt des Tagegeldes (der jeweilige Verpflegungsanteil im Tagegeld).“

Diese Grundsätze sind im Rahmen des Kostenfestsetzungsverfahrens gleichfalls zu berücksichtigen, da auch im Rahmen der Parteireisekosten ein Tagegeld zu zahlen ist (vgl. Nr. 5.4).


5.4 Tagegeld

Zu den erstattungsfähigen Reisekosten gehört auch Tagegeld, weil die Regelung des § 6 Abs. 1 JVEG auch auf Zeugen (§ 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 JVEG) und somit auch für die Parteikosten anzuwenden ist.101 Andere Regelungen gelten nicht, so dass weder auf reisekostenrechtliche Bestimmungen102 noch auf Nr. 7006 W-RVG zurückgegriffen werden darf.

Tagegeld wird jedoch nur erstattet, wenn es sich um ein Reiseziel handelt, welches sich außerhalb der Gemeinde befindet, in der die Partei wohnt oder berufstätig ist (§ 6 Abs. 1 Hs. 1 JVEG).

Wegen der Höhe des Tagegelds wird durch § 6 Abs. 1 JVEG auf § 9 Abs. 4a Satz 3 EStG verwiesen. Es beträgt demnach bei einer Abwesenheit an einem Tag von

· 24 Stunden:	28 €
· weniger als 14 Stunden, aber mindestens 8 Stunden:	14 €.



99 Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Bundesreisekostengesetz vom 1. Juni 2005;
100 Vgl. RdSchr. d. BMI v. 27. Juli 2005, Az. D I 5-222 101-1/16; zu § 7 BRKG (mit zwei Berechnungsbespielen) abgedruckt bei Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 6 Rn. 34; im Internet abrufbar unter: http://www.verwaltungsvorschriften-im-internet.de/bsvwvbund_27072005_DI5222101116.htm.
101 OLG Köln JurBüro 2006, 599.
102 VG Chemnitz SächsVBI 2002, 43 noch zum alten § 10 ZSEG.
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[image: ]Wegen der Einzelheiten wird auf Kapitel I (Erstattung von Tagegeld (§ 6 Abs. 1 JVEG)) verwiesen.


6. Zeitversäumnis

6.1. Terminus des § 91 Abs. 1 S. 2 ZPO

§ 91 Abs. 1 S. 2 ZPO spricht nur von „Zeitversäumnis“, jedoch umfasst dieser Terminus auch eingetretenen Verdienstausfall nach § 22 JVEG und nicht nur die Nachteilsentschädigungen der §§ 20, 21 JVEG,103 so dass auch im Rahmen der Parteireisekosten die §§ 20 bis 22 JVEG gelten.


6.2 Erstattungsfähige Zeiten

Die Partei kann Zeitversäumnis geltend machen für die Reise und Teilnahme an Gerichtsterminen sowie für notwendige Informationsreisen zum Prozessbevollmächtigten.104 Erstattungsfähig sind wegen des Wortlauts des § 91 Abs. 1 S. 2 ZPO also nicht nur die Zeiten für die Teilnahme, sondern auch die notwendigen Reisezeiten. Wie bei der Zeugenentschädigung (§ 19 Abs. 2 JVEG) sind zudem notwendige Wartezeiten zu erstatten. Kann die Partei ihre Arbeit am Terminstag nicht wiederaufnehmen, ist ihr wie bei einem Zeugen, der für den gesamten Tag eingetretene Verdienstausfall zu erstatten.

Über den Wortlaut des § 91 Abs. 1 S. 2 ZPO hinaus kann jedoch keine Zeitversäumnis geltend gemacht werden, so dass ein für die Bearbeitung des Rechtsstreits aufgewendeter Zeitaufwand, etwa für das Heraussuchen von Unterlagen oder das Fertigen von Schriftsätzen, nicht erstattungsfähig ist.105 Gleiches gilt für die für eine Einschaltung von Detektiven aufgewendete Zeit.106 Der Erstattungsausschluss gilt auch dann, wenn ein bestellter Notgeschäftsführer die Prozessvorbereitungen durchgeführt hat.107


6.3 Verdienstausfall

6.3.1 Höhe der Kosten

Ist Verdienstausfall aus Anlass einer Reise eingetreten, ist er in entsprechender Anwendung des § 22 JVEG zu erstatten. Danach kommt eine Erstattung von höchstens 25 € je Stunde in Betracht. Es handelt sich dabei um einen Bruttobetrag, so dass der Höchstsatz auch nicht wegen noch zu zahlender Sozialabgaben überschritten werden darf. Der Verdienstausfall kann zudem nur für höchstens zehn Stunden täglich erstattet werden (§ 19 Abs. 2 JVEG i. V. m. § 91 Abs. 1 Satz 2 ZPO). Lediglich einer Partei, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland hat, kann in entsprechender Anwendung des § 19 Abs. 4 JVEG eine höhere Entschädigung zugebilligt werden. Die Regelung ist auch auf die Parteireisekosten anwendbar.108 Auch bei einem Selbstständigen oder Freiberufler ist die Erstattung des Verdienstausfalls gemäß § 22 JVEG auf 25 € je Stunde begrenzt.109


103 BGH JurBüro 2009, 141.
104 Musilak/Wolst § 91 Rn 10.
105 OLG Schleswig JurBüro 1981, 122; LG Mannheim MDR 1977, 1026.
106 OLG Koblenz JurBüro 2007, 149.
107 OLG Karlsruhe GmbHR 2003, 39.
108 OLG Stuttgart Rpfleger 1972, 306 (zum weitgehend gleichen § 6 ZSEG); Schneider, 4. Aufl., JVEG,
§19 Rn. 53.
109 LG Ingolstadt, Beschl. v. 15.5.2012, 31 O 2148/11, juris.
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6.3.2 [image: ]Keine Nachweispflicht

Ein konkreter Nachweis über den Eintritt des Verdienstausfalls ist nicht erforderlich.110 Es genügt daher, wenn die eingetretene Zeitversäumnis einen messbaren Nachteil für die Partei mit sich bringt. Dass ein solcher Nachteil, der mit einem Verdienstausfall einhergeht vorliegt, ist etwa regelmäßig bei Vertretern von juristischen Personen anzunehmen.

Handelt es sich um eine freiberuflich tätige Partei, muss ihre Lebensstellung und regelmäßige Erwerbstätigkeit rechtfertigen, dass ein Verdienstausfall eingetreten ist.111 Wird daher erklärt, dass der Freiberufler seiner Tätigkeit nachgeht, ist davon auszugehen, dass auch ein Verdienstausfall eingetreten ist, der im Regelfall auch den Höchstsatz von 25 € je Stunde erreichen oder zumeist sogar überschreiten wird. Eines besonderen Nachweises für die Erstattung des Höchstsatzes bedarf es dann nicht.112


6.3.3 Behördenvertreter

Ein Anspruch auf Entschädigung für Zeitversäumnis wegen der Wahrnehmung von Gerichtsterminen durch einen Bediensteten steht Behörden und Personen des öffentlichen Rechts nicht zu.113 Es ist daher weder Verdienstausfall (§ 22 JVEG) noch Zeitversäumnis (§ 20 JVEG) zu erstatten. Zu erstatten sind jedoch Reisekosten nach den für Zeugen geltenden Regelungen der §§ 5, 6 JVEG.


6.3.4 Personen- und Kapitalgesellschaften

Durch den BGH wurde zwischenzeitlich auch die umstrittene Frage geklärt, ob dem Geschäftsführer einer GmbH ein Verdienstausfall zu erstatten ist.114 Denn die vom Prozessgegner zu erstattenden Kosten, umfassen auch den terminsbedingten Zeitaufwand, der einem Geschäftsführer durch seine Teilnahme an einem Gerichtstermin entsteht. Denn seine Aufgabe ist es, die Erzielung des erstrebten Unternehmensgewinns durch entsprechende Betätigung im Rahmen des Gegenstands des Unternehmens zu fördern. Fällt die Arbeitskraft des Geschäftsführers für seine eigentliche unternehmerische Aufgabe zeitweise aus, stellt dies für die Gesellschaft einen Nachteil dar, für den sie nach Maßgabe des § 22 JVEG eine Entschädigung verlangen kann. Der BGH hat zugleich festgestellt, dass für die Festsetzung solcher Kosten ein konkreter Nachweis nicht erforderlich ist. Vielmehr genügt es, wenn die Zeitversäumnis einen messbaren Nachteil für die Partei mit sich bringt, was bei wirtschaftlicher Betrachtung für die Teilnahme eines Geschäftsführers an einem Gerichtstermin regelmäßig anzunehmen ist. Diese Entscheidung ist auch auf Vertreter von anderen Kapitalgesellschaften und auch Mitarbeitern von Personenhandelsgesellschaften anzuwenden, die gleichfalls nicht auf die bloße Zeitversäumnis nach § 20 JVEG zu verweisen sind.115
Das OLG Brandenburg116 hat hierzu folgendes entschieden (Orientierungssätze aus Juris):

1. Fällt die Arbeitskraft eines Geschäftsführers für seine eigentliche unternehmerische Aufgabe zeitweise aus, weil er für die vertretene Gesellschaft an Gerichtsterminen teilnehmen muss, stellt sich dies bei der gebotenen wirtschaftlichen Betrachtungsweise für die

110 BGH JurBüro 2009, 141.
111 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 22 Rn. 36; LG Stendal JurBüro 2009, 198.
112 BGH JurBüro 2009, 141; LG Stendal JurBüro 2009, 198.
113 BVerwG JurBüro 2005, 314; BGH MDR 2014, 867.
114 BGH JurBüro 2009, 141.
115 KG MDR 2007, 920; OLG Rostock OLGR 2000, 237.
115 OLG Brandenburg, Beschl. v. 16.04.2019, 6 W 158/18, JurBüro 2019, 305.
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[image: ]Gesellschaft als Nachteil dar, für den sie nach Maßgabe des § 22 JVEG eine Entschädigung verlangen kann.

2. Da § 91 Absatz 1 S. 2 ZPO für einen Anspruch auf Entschädigung nur auf die entstandene Zeitversäumnis abstellt, setzt der Anspruch auf Entschädigung der Partei nicht voraus, dass ein konkreter Verdienstausfall nachgewiesen ist. Anders als bei der Entschädigung von Zeugen genügt es vielmehr, wenn die Zeitversäumnis einen messbaren Nachteil für die Partei mit sich bringt, was bei wirtschaftlicher Betrachtung für die Teilnahme eines Geschäftsführers an einem Gerichtstermin regelmäßig anzunehmen ist.

3. Da es einem Wirtschaftsunternehmen in der Regel schwerlich möglich ist, die durch Abwesenheit des Geschäftsführers entstehenden konkreten finanziellen Nachteile im Einzelnen zu quantifizieren, reicht es für die Zwecke des Kostenfestsetzungsverfahrens aus, sich, wie in § 22 JVEG vorgesehen, am regelmäßigen Bruttoverdienst zu orientieren.


Handelt es sich bei der Gesellschaft um ein Unternehmen, welches gewerblich mit der Verwaltung einer klagenden Wohnungseigentumsgemeinschaft beauftragt ist, soll hingegen die Erstattung von Verdienstausfall nicht statthaft sein, weil dessen Vertreter, anders als der Vertreter einer juristischen Person im Sinne eines Wirtschaftsunternehmens, während der Wahrnehmung gerichtlicher Termine gerade nicht versäumt, an sich vorrangige Aufgaben zum Nutzen der vertretenen Wohnungseigentümergesellschaft zu erfüllen.117


6.3.5 Anwälte

Ein Anwalt der in eigener Sache an einem Termin teilnimmt, erhält gleichfalls Verdienstausfall erstattet, jedoch ist die Höhe auch hier auf die Höchstsätze des § 22 JVEG beschränkt.118


6.4 Zeitversäumnis nach § 20 JVEG

Ist ein Verdienstausfall nicht eingetreten, kann die Partei eine Zeitversäumnis nach § 20 JVEG geltend machen. Die Höhe beträgt dann 4 € je Stunde und ist für höchstens zehn Stunden am Tag zu erstatten. Die Gewährung von Verdienstausfall und Zeitversäumnis schließen sich für denselben Zeitraum aus. Damit soll lediglich eine doppelte Zahlung vermieden werden. Denkbar ist aber, dass für den erstattungsfähigen Zeitraum teilweise Verdienstausfall und teilweise Zeitversäumnis zu ersetzen ist.119

Die für Zeugen geltenden Grundsätze sind auch auf die Parteikosten anwendbar, so dass die Zeitversäumnis auch Arbeitslosen, Rentnern, Schülern oder Hartz-IV-Empfängern zuzubilligen ist. Bei der geringen Entschädigung des § 20 JVEG verbleibt es auch dann, wenn eine Partei bezahlten Urlaub oder ein Zeitguthaben für die Terminswahrnehmung in Anspruch nimmt.120

Einer Partei, die zur notwendigen Wahrnehmung von Terminen bezahlten Urlaub genommen hat, steht kein Anspruch auf Verdienstausfallentschädigung nach § 22 JVEG, sondern nur ein Anspruch auf Zeitversäumnisentschädigung gemäß § 20 JVEG zu.121



117 OLG Naumburg Rpfleger 2016, 374; OLG Stuttgart ZMR 2016, 719.
118 KG RVGreport 2004, 317.
119 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 20 Rn. 4 f.
120 OLG Düsseldorf MDR 1997, 1070; LAG Düsseldorf JurBüro 1992, 813; OLG Hamm JurBüro 1991,
994; KG JurBüro 1983, 738; LG Augsburg JurBüro 1988, 1573 m. zust. Anm. Mümmler.
121 BGH JurBüro 2012, 254.
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6.5 [image: ]Nachteile in der Haushaltsführung

Als Zeitversäumnis für die Wahrung von Terminen kann auch eine Entschädigung für Nachteile in der Haushaltsführung nach § 21 JVEG, und zwar auch Hausmännern, erstattet werden.122 Sie beträgt 17 € je Stunde und ist für höchstens zehn Stunden zu zahlen. Voraussetzung für die Gewährung der Entschädigung ist, dass ein Mehrpersonenhaushalt geführt wird, jedoch ist das Leben in einer Ehe oder eingetragenen Lebenspartnerschaft (LPartG) nicht erforderlich.123


7. Umsatzsteuer

Auf die Parteireisekosten kann keine Umsatzsteuer geltend gemacht werden, da auch Zeugen eine solche nicht erstattet verlangen können. Die Regelung des § 12 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 JVEG gilt für Zeugen nicht, weil sie in § 19 Abs. 1 JVEG nicht aufgeführt ist. Da § 91 Abs. 1 S. 2 ZPO nur auf die für Zeugen geltenden Regelungen verweist, ist eine Umsatzsteuererstattung ausgeschlossen.124 Sie kann deshalb nur verlangt werden, soweit der Partei bare Aufwendungen entstanden sind, die eine Umsatzsteuer enthalten, wie etwa für Fahrten mit öffentlichen Verkehrsmitteln, Taxi- oder Übernachtungskosten. Ist die erstattungsberechtigte Partei jedoch zum Vorsteuerabzug berechtigt, ist auch eine auf solche Kosten entfallende Umsatzsteuer nicht festsetzbar.125

Der nach § 104 Abs. 2 S. 3 ZPO abzugebenden Erklärung, dass die Partei nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist, bedarf es daher auch dann, wenn (nur) Parteireisekosten festzusetzen sind.



























122 LG Mannheim MDR 1977, 1026.
123 Schneider, JVEG, 4. Aufl., § 21 Rn. 6.
124 OLG Koblenz MDR 1994, 1152: VG Aachen, 6 K 287/07, Beschl. v. 17.4.2009, Juris;
125 OLG Hamm MDR 1997, 207; LAG Hessen BRAGOreport 2001, 190.
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